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Markus Stier, Chefredakteur

Der Reformherbst  
kann kommen

LOHN+GEHALT Ausgabe 6/2026	 EDITORIAL 3

der Herbst steht vor der Tür und mit ihm der angekündigte Reformherbst. 

Große Vorhaben und ambitionierte Zeitpläne aus Berlin kennen wir. Diesmal ist 
jedoch einiges bereits beschlossen oder konkret auf den Weg gebracht. Für die 
Entgeltabrechnung kommt damit Bewegung in Themen, die uns schon länger 
begleiten.

Ein Beispiel ist das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz: Änderungen bei Fa-
milienversicherung, Minijobbeiträgen und Teilrente sowie die Teilarbeitsun-
fähigkeit mit Teilkrankengeld reichen unmittelbar in die Abrechnungspraxis 
hinein. Neue elektronische Verfahren stellen zusätzliche Anforderungen an 
Arbeitgeber und Abrechnungssysteme.

Zugleich stehen Reformen bei Rente, Pflegeversicherung und Arbeitsförderung 
auf der politischen Agenda. Der finanzielle Druck auf die Sozialversicherung 
bleibt hoch. Beitragssätze, Beitragsbemessungsgrenzen und steigende Lohnne-
benkosten beschäftigen deshalb neben der Payroll zunehmend auch die Perso-
nal- und Budgetplanung.

Steuerlich stehen mit dem Jahressteuergesetz 2026 ebenfalls wichtige Änderun-
gen an: von steuerfreien Zuschlägen über die erste Tätigkeitsstätte bis hin zu 
elektronischen Meldeverfahren. Gleichzeitig erleichtert die Digitalisierung der 
Prüfungen den automatisierten Datenabgleich. Eine verlässliche Abrechnung 
und nachvollziehbare Dokumentation gewinnen damit weiter an Bedeutung.

Bei anderen Vorhaben bleibt die Unsicherheit: Die Umsetzung der europäischen 
Entgelttransparenzrichtlinie verlangt Vorbereitung, obwohl die endgültigen ge-
setzlichen Rahmenbedingungen noch fehlen.

Für uns heißt das, genau hinzuschauen. Unsere Autorinnen und Autoren be-
gleiten die Entwicklungen, ordnen sie ein und zeigen, was sie für Ihre tägliche 
Arbeit bedeuten. Auch diese Ausgabe bietet Ihnen dafür Orientierung und kon-
krete Hilfestellungen. Unser Anspruch bleibt: komplexe Regelungen verständ-
lich machen und herausarbeiten, was tatsächlich in der Entgeltabrechnung an-
kommt.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre, hilfreiche Impulse und einen 
guten Start in einen sicherlich spannenden Herbst.
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Fachkräfte

Personalengpässe  
trotz Stellenabbau
Die Fachkräftelücke in Deutschland 
könnte bis 2029 auf rund 723.000 stei-
gen. Das wären 47 Prozent mehr als 
2024. Zu diesem Ergebnis kommt eine 
Arbeitsmarktfortschreibung des Ins-
tituts der deutschen Wirtschaft (IW). 
Sie führt die Entwicklungen der Jahre 
2018 bis 2024 in rund 1.300 Berufen 
rechnerisch fort.

Besonders ausgeprägt wären die Eng-
pässe in Berufen mit dualer Ausbil-
dung. Im Verkauf könnten 2029 gut 
39.000 Fachkräfte fehlen, in der Kraft-
fahrzeugtechnik rund 15.900, in der 
elektrischen Betriebstechnik 13.800 
und in der Mechatronik 13.600. Auch 
bei hoch qualifiziertem Personal 
zeichnen sich Lücken ab: Für Baupla-
nung und -überwachung weist die Be-
rechnung einen Fehlbedarf von rund 
15.000 Experten aus. Zusätzliche Per-
sonalbedarfe durch das Sonderver-
mögen sind dabei noch nicht berück
sichtigt.

Die Entwicklung verdeutlicht, dass 
Stellenabbau und Fachkräftemangel 
gleichzeitig auftreten können. Wäh-

rend Unternehmen Beschäftigung in 
einzelnen Bereichen reduzieren, be-
nötigen sie andernorts Personal mit 
veränderten Qualifikationen. Hinzu 
kommt das Ausscheiden der gebur-
tenstarken Jahrgänge. Nach Einschät-
zung des IW lässt sich dieser demogra-
fische Effekt allein durch inländische 
Arbeitskräftepotenziale kaum aus-
gleichen. Das Institut plädiert deshalb 
für mehr qualifizierte Zuwanderung 
sowie eine intensivere Aus- und Wei-
terbildung.

Die Zahlen sind allerdings keine Pro-
gnose. Sie beschreiben, was bei einer 
unveränderten Fortsetzung bisheriger 
Trends eintreten könnte. Der im Jahr 
2025 bereits erkennbare Rückgang der 
Fachkräftelücke konnte aufgrund ver-
zögert verfügbarer weiterer Daten 
noch nicht in die Berechnung einflie-
ßen. Das IW erwartet daher, dass die 
nächste Fortschreibung schwächere 
Trends zeigen dürfte. Für die betrieb-
liche Personalplanung bleibt entschei-
dend, die Entwicklung einzelner Be-
rufsgruppen und Qualifikationen zu 
betrachten.� ■

BDA fordert Erleichterungen

Befristete Beschäftigung geht zurück
Rund 2,2 Millionen Menschen in 
Deutschland hatten 2025 einen befris-
teten Arbeitsvertrag. Nach ersten Er-
gebnissen des Mikrozensus entsprach 
dies 6,0 Prozent der Kernerwerbstäti-
gen. Dazu zählen Erwerbstätige zwi-
schen 15 und 64 Jahren, die sich nicht in 
Ausbildung, Studium oder Freiwilligen-
dienst befinden. Zehn Jahre zuvor hatte 
der Anteil noch bei 7,0 Prozent gelegen.

Befristungen verteilen sich aller-
dings unterschiedlich auf Qualifikati-
onen und Branchen. Unter den Kern-
erwerbstätigen ohne beruflichen 
Abschluss lag der Anteil bei 11,6 Pro-
zent, bei Personen mit mittlerer Be-

rufsqualifikation dagegen bei 4,0 Pro-
zent. Überdurchschnittlich häufig 
waren befristete Verträge im Bil-
dungssektor mit 11,2 Prozent und im 
Gastgewerbe mit 8,8 Prozent.

Auch die Perspektive der Beschäftig-
ten zeigt Unterschiede: Laut ergänzen-
der Arbeitskräfteerhebung erklärten 
31,4 Prozent der befristet Beschäftig-
ten ab 25 Jahren, ihre Stelle sei aus-
schließlich befristet angeboten wor-
den. Lediglich 2,7 Prozent hatten diese 
Vertragsform bewusst gewählt. Mehr 
als die Hälfte verfügte über einen Ver-
trag mit einer Laufzeit von weniger 
als einem Jahr.

Die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA) nimmt die 
Veröffentlichung zum Anlass, Erleich-
terungen bei Befristungen zu fordern. 
Hauptgeschäftsführer Steffen Kampe-
ter sieht darin insbesondere Chancen 
für Berufseinsteiger und Menschen 
mit erschwertem Arbeitsmarktzu-
gang. Er spricht sich dafür aus, eine 
erneute sachgrundlose Befristung bei 
einem früheren Arbeitgeber zu er-
leichtern. Die Bezeichnung befristeter 
Arbeit als „Jobmotor“ ist dabei eine ar-
beitsmarktpolitische Einschätzung des 
Verbands.� ■

TERMINE
alga-Regionaltagungen - Der Jahres-
wechsel 2026/2027 in der Entgelt
abrechnung und Personalbetreuung
02.–03.11.2026 | Köln
25.–26.11.2026 | online

Phantomlohn in der Sozialversicherung 
– nicht gezahlt und trotzdem 
beitragspflichtig
05.11.2026 | online

Arbeitsgemeinschaft (ARGE) SAP 1
05.–06.11.2026 | Mannheim

Arbeitsgemeinschaft (ARGE) 
Entgeltabrechnung west
05.–06.11.2026 | Köln

HR-Prozesse analysieren und 
optimieren
10.11.2026 | online

Arbeitsgemeinschaft (ARGE) SAP 2
12.–13.11.2026 | Mannheim

Scheinselbstständigkeit – Risiken 
erkennen, rechtssicher handeln
17.11.2026 | online

Der Jahreswechsel 2026/2027
10.12.2026 | online

Hinweis: Wir behalten uns vor, 
Präsenzveranstaltungen ggf. auf  
Online umzustellen.
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Neues Informationsangebot unterstützt Unternehmen

Tariftreue bei Bundesaufträgen
Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales hat am 17.09.2026 ein 
neues Informationsangebot zum Bun-
destariftreuegesetz vorgestellt. Es er-
läutert den Anwendungsbereich, die 
Anforderungen an Unternehmen 
sowie die vorgesehenen Kontrollen. 
Das Angebot soll weiter ausgebaut 
werden.

Das seit dem 01.05.2026 geltende Ge-
setz erfasst grundsätzlich öffentli-
che Bau- und Dienstleistungsaufträ-
ge sowie Konzessionen des Bundes 
ab einem geschätzten Wert von 
50.000 Euro ohne Umsatzsteuer. Aus-
nahmen sind zu beachten. Auch nicht 
tarifgebundene Unternehmen kön-
nen verpflichtet werden, den bei der 
Auftragsausführung eingesetzten Be-
schäftigten bestimmte tarifliche Ar-
beitsbedingungen zu gewähren. Wer-
den Nachunternehmen beauftragt, 
muss die Einhaltung der Vorgaben 
auch dort sichergestellt werden.

Für die Praxis entscheidend: Die kon-
kreten Arbeitsbedingungen werden 
durch branchenspezifische Rechts-

verordnungen festgelegt. Nach dem 
aktuellen Informationsstand des Mi-
nisteriums liegt bislang keine solche 
Branchenverordnung vor. Das Inkraft-
treten des Gesetzes allein legt daher 
noch keine konkreten Branchenent-
gelte fest.

Für Personalabteilungen und Entgelt-
abrechnung sind insbesondere die 

Nachweisanforderungen relevant. 
Zur Dokumentation können überwie-
gend bereits vorhandene Unterlagen 
wie Lohnabrechnungen genutzt wer-
den. Die bei der Deutschen Rentenver-
sicherung Knappschaft-Bahn-See ein-
gerichtete Prüfstelle Bundestariftreue 
übernimmt Kontroll- und Beratungs-
aufgaben.� ■

Fachkräfte im Handwerk

Besetzung offener Stellen dauert  
durchschnittlich 242 Tage
Trotz schwächerer Personalnach-
frage bleiben Fachkräfte in Hand-
werksberufen schwer zu finden. 
Nach einer aktuellen Veröffentli-
chung der Bundesagentur für Arbeit 
waren offene Stellen durchschnitt-
lich 242 Tage vakant. Über alle Beru-
fe hinweg lag die durchschnittliche 
Vakanzzeit bei 167 Tagen.

Im Jahresdurchschnitt 2025 waren 
123.000 offene Stellen für Hand-
werksberufe gemeldet, sechs Pro-
zent weniger als im Vorjahr. Gleich-
zeitig entfällt knapp die Hälfte der 
bundesweiten Engpassberufe auf 
Fachkraftebene auf Handwerksbe-

rufe. Besonders betroffen sind Bau- 
und Ausbauberufe, die Sanitär-, Hei-
zungs- und Klimatechnik sowie 
Elektro- und Mechatronikberufe.

Zusätzlichen Druck erzeugt die Al-
tersstruktur: Rund 718.000 Beschäf-
tigte sind zwischen 55 und unter 
65 Jahre alt. Die zuletzt leicht gestie-
gene Zahl neuer Ausbildungsver-
träge reicht nach Einschätzung der 
Bundesagentur nicht aus, um die be-
vorstehenden altersbedingten Ab-
gänge auszugleichen.

An Bedeutung gewinnt deshalb die 
Beschäftigung ausländischer Fach-

kräfte. Im Jahr 2025 arbeiteten 
576.000 Menschen ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit sozialversiche-
rungspflichtig in Handwerksberu-
fen. Ihr Anteil betrug 17 Prozent und 
hat sich innerhalb von zehn Jahren 
nahezu verdoppelt.

Die Auswertung beruht auf einer 
statistischen Zusammenfassung 
typischer Handwerksberufe. Sie er-
fasst damit einen Teilbereich des 
Handwerks und nicht sämtliche 
Beschäftigten in Handwerksbe
trieben.� ■

Bi
ld

: p
ho

to
 5

00
0/

st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m

kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz 
notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert 
+++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz 
notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert 
+++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz 
notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +

LOHN+GEHALT Ausgabe 6/2026	 MAGAZIN    7

https://stock.adobe.com


Zwischen Entlastung und neuen Schutzregeln

EU-Arbeitsmarktpolitik
Die EU-Kommission will Unterneh-
men von Bürokratie entlasten und zu-
gleich die Arbeitsbedingungen moder-
nisieren. Die deutschen Arbeitgeber 
verlangen, den angekündigten Büro-
kratieabbau stärker auf die Arbeits- 
und Sozialpolitik auszuweiten.

Schnellere Genehmigungen, weniger 
Verwaltungsaufwand und ein stär-
kerer Binnenmarkt: In ihrer Rede zur 
Lage der Union am 16.09.2026 hat EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von 
der Leyen weitere Schritte zur wirt-
schaftlichen Stärkung Europas ange-
kündigt. Sie verwies auf zwölf Om-

nibus-Vorschläge, deren jährliches 
Entlastungspotenzial die Kommissi-
on auf rund 17 Milliarden Euro bezif-
fert. Solche Pakete bündeln Änderun-
gen mehrerer Vorschriften. Zugleich 
forderte sie die Mitgliedstaaten auf, 
EU-Vorgaben bei der nationalen Um-
setzung nicht durch zusätzliche Anfor-
derungen zu verschärfen. Gegen die-
ses sogenannte Gold-Plating schlug sie 
einen gemeinsamen Pakt vor.

Der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA) gehen die 
Entlastungsansätze nicht weit genug. 
Arbeitgeberpräsident Rainer Dulger 

fordert einen „Arbeitsmarkt-Omnibus“, 
der bestehende Regeln im Arbeits- und 
Sozialbereich vereinfacht. Insbesonde-
re neue Nachweis- und Berichtspflich-
ten belasteten die Unternehmen. Nach 
Auffassung der BDA müssen künfti-
ge EU-Gesetze stärker daran gemessen 
werden, ob sie die Wettbewerbsfähig-
keit fördern, Rechtssicherheit schaffen 
und Betriebe entlasten. Konkrete Än-
derungen einzelner Vorschriften ent-
hält die Stellungnahme vom 16.09.2026 
allerdings nicht.

Parallel verfolgt die Kommission mit 
dem „Quality Jobs Act“ ein Vorhaben 
zur Verbesserung von Arbeitsbedin-
gungen und Beschäftigtenrechten. 
Der Vorschlag soll noch 2026 vorgelegt 
werden. Seit dem 20.07.2026 läuft dazu 
die zweite Konsultationsphase mit den 
europäischen Sozialpartnern; sie endet 
dann am 28.09.2026.

Im Mittelpunkt steht unter ande-
rem der Einsatz künstlicher Intelli-
genz und algorithmischer Steuerung 
am Arbeitsplatz. Automatisierte Ent-
scheidungen sollen transparenter und 
stärker am Menschen ausgerichtet 
werden; zugleich geht es um Schutz 
vor übermäßiger Überwachung. Wei-
tere Themen sind zeitgemäßer Ar-
beits- und Gesundheitsschutz, etwa 
bei extremer Hitze und psychosozi-
alen Belastungen, sowie die Durch-
setzung von Beschäftigtenrechten in 
Subunternehmerketten. Auch Weiter-
bildung und sozialer Dialog bei be-
trieblichen Veränderungen gehören zu 
den Schwerpunkten. Die Kommission 
versteht das Vorhaben als Bestandteil 
ihrer Strategie für mehr Wettbewerbs-
fähigkeit und Wohlstand.

Für die betriebliche Praxis kommt es 
damit auf die konkrete Ausgestaltung 
an: Welche Verfahren werden tatsäch-
lich einfacher, und welche zusätzli-
chen Anforderungen könnten auf Per-
sonalabteilungen zukommen? Aus den 
politischen Ankündigungen und der 
laufenden Konsultation allein erge-
ben sich noch keine neuen unmittelbar 
geltenden Arbeitgeberpflichten.� ■
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Arbeitskosten in Europa

Kostenanstieg im Euroraum verlangsamt sich
Die Arbeitskosten je Stunde sind 
im zweiten Quartal 2026 im Euro-
raum um 3,1 Prozent gegenüber dem 
Vorjahresquartal gestiegen. Für die 
gesamte Europäische Union mel-
det Eurostat einen Zuwachs von 
3,2 Prozent. Damit hat sich der An-
stieg etwas abgeschwächt: Im ersten 
Quartal lagen die Veränderungsraten 
noch bei 3,3 Prozent im Euroraum 
und 3,5 Prozent in der EU.

In Deutschland erhöhten sich die 
Arbeitskosten um 3,0 Prozent. Dabei 
entwickelten sich die einzelnen Be-
standteile unterschiedlich: Wäh-

rend die Lohn- und Gehaltskosten je 
Stunde um 2,9 Prozent zunahmen, 
stiegen die Lohnnebenkosten um 
3,3 Prozent. Deutschland lag damit 
beim Gesamtanstieg leicht unter 
dem europäischen Durchschnitt.

Auch zwischen den Wirtschaftsbe-
reichen zeigen sich Unterschiede. 
Im Euroraum verzeichnete das Bau-
gewerbe mit 3,9 Prozent einen stär-
keren Zuwachs als der Dienstleis-
tungsbereich mit 3,0 Prozent und die 
Industrie mit 2,9 Prozent. EU-weit 
ergibt sich ein ähnliches Bild: Hier 
stiegen die Arbeitskosten im Bauge-

werbe ebenfalls um 3,9 Prozent, bei 
den Dienstleistungen um 3,1 Prozent 
und in der Industrie um 3,0 Prozent.

Für die betriebliche Personalkos-
tenplanung verdeutlichen die Zah-
len, dass neben der Vergütungsent-
wicklung auch die Lohnnebenkosten 
berücksichtigt werden müssen. Die 
Statistik erfasst nominale Kosten je 
Arbeitsstunde. Sie bildet weder die 
individuelle Gehaltsentwicklung 
noch die Veränderung der Kaufkraft 
einzelner Beschäftigter ab.� ■

Europas offene Stellen

Anteil unbesetzter Arbeitsplätze geht zurück
Die Quote der offenen Stellen im Euro-
raum ist im zweiten Quartal 2026 auf 
2,1 Prozent gesunken. Im Vorquartal 
hatte sie noch bei 2,3 Prozent gelegen, 
im entsprechenden Vorjahresquartal 
bei 2,2 Prozent. Für die gesamte Euro-
päische Union meldet Eurostat einen 

Rückgang auf 2,0 Prozent. In beiden 
Vergleichszeiträumen waren es je-
weils 2,1 Prozent gewesen.

Die Kennzahl beschreibt den Anteil 
unbesetzter Stellen an der Gesamtzahl 
besetzter und unbesetzter Stellen. Sie 

gibt damit einen Hinweis darauf, wie 
groß der noch nicht gedeckte Perso-
nalbedarf ist. Zwischen den Mitglied-
staaten bestehen allerdings erhebliche 
Unterschiede. Unter den Ländern mit 
vergleichbaren Daten verzeichneten 
die Niederlande mit 4,1 Prozent und 
Belgien mit 3,3 Prozent die höchsten 
Quoten. Es folgten Malta mit 3,1 Pro-
zent und Österreich mit 2,9 Prozent. 
Die niedrigsten Werte wiesen Rumä-
nien mit 0,5 Prozent sowie Polen und 
Bulgarien mit jeweils 0,8 Prozent auf.

Gegenüber dem Vorjahresquartal 
sank die Quote in 15 Mitgliedstaaten, 
blieb in acht unverändert und stieg in 
drei. Im Euroraum lag sie im Dienst-
leistungsbereich mit 2,2 Prozent wei-
terhin über dem gemeinsamen Wert 
für Industrie und Baugewerbe von 
2,0 Prozent.

Der Rückgang bedeutet jedoch nicht 
automatisch, dass die Besetzung of-
fener Stellen überall leichter gewor-
den ist. Die Unterschiede zwischen 
Ländern und Wirtschaftsbereichen 
bleiben groß; ein generelles Ende des 
Fachkräftemangels lässt sich aus den 
Zahlen nicht ableiten.� ■

Bi
ld

: C
ar

lo
s 

G
ar

de
l/

st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m

kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz 
notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert 
+++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz 
notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert 
+++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz 
notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +++ kurz notiert +

LOHN+GEHALT Ausgabe 6/2026	 MAGAZIN    9

https://stock.adobe.com


Reformdruck

Bildung braucht mehr als höhere Budgets
Deutschlands Bildungssystem steht 
unter Reformdruck. Der Bildungs-
monitor 2026 zeigt Rückschritte in 
zentralen Bereichen mit Folgen für 
Aufstiegschancen und die künftige 
Fachkräftesicherung.

In der Debatte über die Leistungs-
fähigkeit des Bildungssystems rückt 
Michael Hüther, Direktor des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft (IW), die 
politischen Rahmenbedingungen in 
den Mittelpunkt. Im Podcast „Econo-
mic Challenges“ diskutiert er mit dem 
Ökonomen Bert Rürup strukturelle 
Schwächen. Seine zugespitzte These: 
Gute Bildung hänge vom politischen 
Willen ab, nicht von der finanziellen 
Ausstattung.

Ein differenziertes Bild liefert der am 
14.09.2026 veröffentlichte INSM-Bil-
dungsmonitor 2026, den das Institut 
der deutschen Wirtschaft im Auftrag 
der Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft erstellt hat. Seit 2013 haben 
sich unter anderem die Betreuungs-

bedingungen und die Förderinfra-
struktur verbessert. Dennoch ist die 
durchschnittliche Bewertung über die 
untersuchten Handlungsfelder ge-
sunken. Deutliche Rückschritte ver-
zeichnet die Studie bei Integration und 
Bildungschancen. Schulische Kompe-
tenzen und Abschlüsse bleiben eng mit 
der sozialen Herkunft verbunden.

Die Autoren empfehlen, frühkindli-
che Förderung und schulische Unter-
stützung auszubauen, die Berufsori-

entierung zu stärken und den Zugang 
zu Berufsabschlüssen zu verbessern. 
Auch eine datengestützte Schulent-
wicklung und die Sicherung der Un-
terrichtsversorgung werden als An-
satzpunkte behandelt.

Für die Wirtschaft ist die Entwicklung 
besonders angesichts des demografi-
schen Wandels relevant. Nach den im 
Bericht genannten Zahlen erreichen 
zwischen 2026 und 2029 rund 5,2 Mil-
lionen Menschen das Rentenalter, 
während lediglich rund 3,1 Millionen 
die Altersgrenze von 20 Jahren über-
schreiten. Das verdeutlicht den Druck, 
vorhandene Bildungspotenziale besser 
zu erschließen.

Die Studie betrachtet Bildung aus-
drücklich aus ökonomischer Perspek-
tive. Sie betont sowohl die Bedeutung 
von Investitionen als auch die Not-
wendigkeit, eingesetzte Mittel wirksa-
mer zu nutzen. Eine pauschale Aussa-
ge, die Finanzierung spiele keine Rolle, 
lässt sich daraus nicht ableiten.� ■

Ausbildung

DIHK sieht Betriebe durch schulische Defizite 
gefordert
Fehlende Grundlagen beim Lesen, 
Schreiben und Rechnen erschweren 
nach Einschätzung der Deutschen 
Industrie- und Handelskammer 
(DIHK) die betriebliche Ausbildung. 
Anlässlich des INSM-Bildungs-
monitors warnte DIHK-Hauptge-
schäftsführerin Helena Melnikov am 
14.09.2026 davor, die Folgen schuli-
scher Versäumnisse zunehmend auf 
Ausbildungsbetriebe zu verlagern.

Nach Darstellung der DIHK unter-
stützen viele Unternehmen ihre Aus-
zubildenden bereits durch Nachhilfe, 
gezielte Förderung in Mathematik 
und den MINT-Fächern (MINT = Ma-
thematik, Informatik, Naturwissen-
schaft und Technik) sowie eine enge 

fachliche und persönliche Beglei-
tung. Damit übernehmen sie neben 
der Vermittlung beruflicher Kennt-
nisse zusätzliche Förderaufgaben. 
Zugleich werde es für die Betriebe 
schwieriger, Nachwuchskräfte mit 
ausreichenden schulischen Grundla-
gen zu finden.

Melnikov sieht deshalb vor allem die 
Bildungspolitik in der Verantwor-
tung. Unternehmen könnten Defizi-
te aus der Schulzeit nicht umfassend 
ausgleichen. Bund und Länder müss-
ten gemeinsam dafür sorgen, dass 
Schulen grundlegende Kompetenzen 
verlässlich vermitteln und individu-
elle Talente fördern. Die DIHK ver-
bindet diese Forderung ausdrücklich 

mit der langfristigen Fachkräfte-
sicherung und der Wettbewerbs-
fähigkeit des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland.

Für Personal- und Ausbildungsver-
antwortliche rückt damit die Frage 
in den Mittelpunkt, wie sich zusätz-
licher Unterstützungsbedarf früh-
zeitig erkennen und im Ausbil-
dungsalltag berücksichtigen lässt. 
Die Stellungnahme liefert allerdings 
keine konkreten Zahlen zum zeit-
lichen oder finanziellen Mehrauf-
wand der Betriebe. Sie ist als bil-
dungspolitische Position der DIHK 
einzuordnen.� ■

Bild: Atlas/stock.adobe.com
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Anerkennungsanträge auf Rekordniveau

Ausländische Berufsabschlüsse
Die Nachfrage nach der Anerkennung 
ausländischer Berufsqualifikationen 
steigt weiter. Im Jahr 2025 wurden 
bundesweit rund 76.200 Anträge ge-
stellt. Das waren sieben Prozent mehr 
als im Vorjahr. Innerhalb von fünf Jah-
ren hat sich die Zahl nahezu verdop-
pelt. Das berichtet das Bundesinstitut 
für Berufsbildung (BIBB) unter Bezug 
auf die Anerkennungsstatistik des Sta-
tistischen Bundesamtes.

Rund 78 Prozent der Anträge betrafen 
Berufe, die nach Bundesrecht geregelt 
sind. In diesem Bereich entfielen die 
meisten Anträge auf Pflegefachperso-
nen einschließlich Gesundheits- und 

Krankenpflegekräfte mit rund 21.500 
sowie auf Ärztinnen und Ärzte mit 
rund 12.900. Besonders deutliche Zu-
wächse gab es unter anderem bei Apo-
thekern, Elektronikern für Betriebs-
technik und Köchen.

Die Antragstellung führt allerdings 
nicht automatisch zu einer vollständi-
gen Anerkennung. Bei den Bundesberu-
fen wurden 2025 rund 73.600 Verfahren 
beschieden. Etwa 44 Prozent endeten 
mit der Feststellung der vollen Gleich-
wertigkeit. In weiteren 45 Prozent 
wurde eine Ausgleichsmaßnahme auf-
erlegt. Dies betrifft reglementierte Be-
rufe, bei denen die volle Gleichwertig-

keit nach erfolgreichem Abschluss der 
Maßnahme erteilt werden kann. Rund 
10 Prozent der Verfahren führten zu 
einer teilweisen Gleichwertigkeit – ein 
Ergebnis, das ausschließlich bei nicht 
reglementierten Berufen möglich ist.

Für Personalverantwortliche können 
die Bescheide eine wichtige Grundla-
ge für die weitere Qualifizierung und 
den passenden Einsatz internationa-
ler Beschäftigter liefern. Insbesonde-
re die Feststellung einer teilweisen 
Gleichwertigkeit macht vorhandene 
berufliche Kompetenzen und noch be-
stehende Unterschiede zum deutschen 
Referenzberuf sichtbar.� ■
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Stier meint …!
Sommer, Sonne, Ferienzeit. Deutschland fährt in den wohlverdienten Urlaub. Wer in 
diesen Wochen einige Kilometer auf unseren Autobahnen unterwegs ist, kann dabei 
ein interessantes Phänomen beobachten: Das Rechtsfahrgebot scheint sich in Teilen 
der Bevölkerung noch nicht vollständig herumgesprochen zu haben. Für diejenigen, 
die keinen Führerschein besitzen oder nur selten Auto fahren, deshalb zunächst 
eine kurze Erklärung: In Deutschland gilt grundsätzlich das Rechtsfahrgebot.

Ich fahre viel, wirklich viel. Und 
manchmal frage ich mich inzwi-
schen, ob bei neueren Führer-

scheinen die Benutzung der rechten 
Fahrspur nur noch als freiwillige Zu-
satzqualifikation angeboten wird. 
Das Schauspiel beginnt häufig bereits 
beim Auffahren. Beschleunigungs-
spur heißt dieses Stück Straße, und 
der Name könnte bereits einen ers-
ten Hinweis darauf geben, was dort zu 
tun wäre: beschleunigen. Einige Ver-
kehrsteilnehmer interpretieren sie al-
lerdings eher als Gelegenheit, sich mit 
entspannten 60 oder 70 Kilometern 
pro Stunde langsam an das Thema 

Autobahn heranzutasten. Das Gaspe-
dal wird vorsichtig mit der Spitze des 
großen Zehs berührt und irgendwann 
zieht man auf die Autobahn. Geschafft. 
Und jetzt möglichst schnell nach links.

Manche schaffen es tatsächlich inner-
halb weniger hundert Meter von der 
Auffahrt auf die linke Spur. Rechts ist 
alles frei, in der Mitte ebenfalls, aber 
ganz links scheint es einfach schö-
ner zu sein. Vielleicht ist die Aussicht 
besser. Vielleicht ist der Asphalt dort 
hochwertiger. Oder die linke Spur ge-
hört inzwischen zur Komfortaus-
stattung des Autos und ich habe das 
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bei meiner letzten Bestellung einfach 
übersehen. Dort angekommen, wird 
sich jedenfalls eingerichtet. Tempo-
mat auf 120 oder 130 und dann geht es 
Kilometer für Kilometer weiter. Das 
Problem ist dabei überhaupt nicht die 
Geschwindigkeit. Jeder soll so schnell 
fahren, wie er möchte und wie es er-
laubt und sicher ist. Wer mit 120 Ki-
lometern pro Stunde unterwegs sein 
möchte, soll das tun. Nur eben mög-
lichst weit rechts. Denn die linke Spur 
ist keine persönliche Reisespur, son-
dern in erster Linie zum Überholen da.

Trotzdem erlebt man ständig Fahrzeu-
ge, die minutenlang links fahren, ob-
wohl rechts alles frei ist. Von hinten 
nähert sich ein schnelleres Fahrzeug, 
keine Reaktion. Noch ein Fahrzeug 
kommt dazu, ebenfalls keine Reaktion. 
Der Blick in den Rückspiegel scheint 
bei manchen Autofahrern ohnehin 
nur noch der Kontrolle der eigenen 
Frisur zu dienen. Irgendwann ent-
steht eine kleine Kolonne, und genau 
jetzt beginnt das eigentlich Gefähr-
liche. Der Erste wird ungeduldig, der 
Zweite fährt dichter auf, der Dritte be-
ginnt mit Spurwechseln, und irgend-
wann kommt einer auf die Idee, rechts 
vorbeizufahren. Aus einer völlig ent-
spannten Verkehrssituation ist inner-
halb kürzester Zeit Unruhe entstan-

den, die überhaupt nicht notwendig 
gewesen wäre.

Natürlich ist Drängeln falsch. Dichtes 
Auffahren ist falsch und rechts zu über-
holen grundsätzlich ebenfalls. Darüber 
müssen wir nicht diskutieren. Aber ge-
nauso wenig ist es richtig, grundlos die 
Überholspur zu blockieren. Was mich 
daran besonders wundert, ist diese 
Selbstverständlichkeit, mit der manche 
Fahrer links bleiben. Man hat manch-
mal fast den Eindruck, die Überlegung 
dahinter lautet: Ich fahre doch schon 
130, schneller muss hier sowieso nie-
mand fahren. Doch genau diese Ent-
scheidung steht niemandem zu. Das 
Rechtsfahrgebot hängt nicht davon ab, 
welche Geschwindigkeit ich persönlich 
für angemessen halte, und die linke 
Spur ist auch kein Ort für private ver-
kehrspädagogische Maßnahmen. Wer 
überholt, fährt links. Wer den Überhol-
vorgang beendet hat und rechts ausrei-
chend Platz findet, fährt wieder rechts. 
Eigentlich ein erstaunlich einfaches 
Prinzip.

Natürlich verlangt niemand, dass wir 
uns im Sekundentakt zwischen zwei 
Lastwagen quetschen. Auch auf drei-
spurigen Autobahnen gibt es vernünf-
tige Ausnahmen vom strikten Rechts-
fahrgebot. Wer nach kurzer Zeit das 

nächste Fahrzeug überholen würde, 
muss nicht hektisch hin und her wech-
seln. Darum geht es mir auch über-
haupt nicht. Ich rede von der kilome-
terweit freien rechten Fahrbahn und 
einem Fahrzeug, das trotzdem ganz 
links unterwegs ist. Und dann stel-
le ich mir regelmäßig dieselbe Frage: 
Warum eigentlich? Verliert man Geld, 
wenn man nach rechts fährt? Sinkt 
der Wiederverkaufswert des Autos? 
Erlischt die Herstellergarantie? Oder 
muss man nach einer bestimmten An-
zahl von Kilometern auf der rechten 
Spur zur Nachschulung?

Vielleicht ist es Bequemlichkeit, viel-
leicht Unsicherheit und vielleicht 
schlicht Unaufmerksamkeit. Egal wel-
cher Grund dahintersteckt, wir sollten 
uns eines wieder stärker bewusst ma-
chen: Sobald wir uns ans Steuer set-
zen, übernehmen wir Verantwortung. 
Nicht nur für uns selbst, sondern auch 
für alle anderen. Unser eigenes Ver-
halten löst Reaktionen aus. Jemand 
muss bremsen, ein anderer wechselt 
die Spur und der Nächste beschleunigt 
wieder. Gerade bei vollen Autobahnen, 
hohen Temperaturen und langen Ur-
laubsfahrten reicht irgendwann eine 
kleine Unaufmerksamkeit, damit aus 
einer harmlosen Situation eine ge-
fährliche wird. Verkehr funktioniert 
eben nur miteinander, und dazu ge-
hört auch, anderen Platz zu machen.

Deshalb meine kleine Bitte für die 
nächste Fahrt: Wenn Sie auf der linken 
Spur unterwegs sind und rechts neben 
Ihnen über längere Zeit niemand 
fährt, probieren Sie es einfach einmal 
aus. Blinker rechts, Spiegel, Schulter-
blick und Spur wechseln. Keine Sorge, 
dort passiert nichts Schlimmes. Sie 
verlieren weder Geld noch Ehre und 
Ihr Navigationssystem wird Sie auch 
weiterhin ans Ziel führen. Und wenn 
irgendwann wieder jemand vor Ihnen 
fährt, dürfen Sie zum Überholen sogar 
wieder nach links. Genau dafür wurde 
die Spur nämlich erfunden.

In diesem Sinne: Fahren Sie aufmerk-
sam, bleiben Sie gelassen und denken 
Sie daran, dass auch die rechte Spur 
ein Ziel hat. Sie soll benutzt werden. 
Gute Fahrt!� ■

Markus Stier
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E igentlich war es ein ganz nor-
maler Arzttermin. Zumindest 
so lange, bis meine Ärztin und 

ich auf das GKV-Beitragssatzstabili-
sierungsgesetz zu sprechen kamen. 
Sie hat ihre Praxis gerade erst über-
nommen, Verantwortung gezeigt, in-
vestiert, Personal beschäftigt und sich 
damit ganz bewusst für eine Zukunft 
als niedergelassene Ärztin entschie-
den. Und dann fiel während unseres 
Gesprächs ein Satz, der mir seitdem 
nicht mehr aus dem Kopf geht: „Hätte 
ich das gewusst …“

Natürlich ist das zunächst die persön-
liche Aussage einer einzelnen Ärztin. 
Aber wer sich derzeit mit den Reaktio-
nen aus den Praxen beschäftigt, merkt 
ziemlich schnell, dass diese Verunsi-
cherung nicht nur dort existiert. Ärzte-
verbände warnen vor den Folgen der 

Reform, Kassenärztliche Vereinigun-
gen beschäftigen sich inzwischen ganz 
konkret damit, was die neuen finanzi-
ellen Rahmenbedingungen für Perso-
nalentscheidungen, Investitionen und 
das künftige Leistungsangebot bedeu-
ten können.

Und da sitzt man als Patientin und 
fragt sich irgendwann: Echt jetzt? Ist 
das tatsächlich die Situation, in der wir 
angekommen sind?

Dass etwas passieren musste, steht 
außer Frage. Die gesetzliche Kran-
kenversicherung hat ein gewalti-
ges Finanzierungsproblem. Ohne 
Gegenmaßnahmen drohen weitere 
Milliardenlücken und steigende Bei-
träge. Beschäftigte können nicht unbe-
grenzt höhere Sozialversicherungsbei-
träge zahlen, und Arbeitgeber können 
ebenso wenig ständig steigende Lohn-
nebenkosten auffangen. Darüber müs-
sen wir nicht streiten.

Auch im Gesundheitswesen muss über 
Wirtschaftlichkeit gesprochen werden. 
Über Fehlanreize, ineffiziente Struk-
turen, unnötige Bürokratie und da-
rüber, ob jeder Euro tatsächlich dort 
ankommt, wo er gebraucht wird. Ein 
System wird schließlich nicht allein 
dadurch besser, dass immer mehr Geld 
hineinfließt.

Die schwierigere Frage ist eine andere: 
Wie konnten wir so lange warten, bis 

der finanzielle Druck derart groß ge-
worden ist, dass nun mit enormer Ge-
schwindigkeit gespart werden muss?

Die Probleme unseres Gesundheits-
systems sind schließlich nicht erst 
gestern entstanden. Wir sprechen 
seit Jahren über den demografischen 
Wandel, Ärztemangel, fehlende Pfle-
gekräfte, überlastete Praxen, Kran-
kenhausstrukturen, Prävention, Di-
gitalisierung und Bürokratie. Ebenso 
lange wissen wir, dass eine alternde 
Bevölkerung mehr medizinische Ver-
sorgung benötigen wird und gleich-
zeitig weniger Erwerbstätige ein 
beitragsfinanziertes Sozialversiche-
rungssystem tragen müssen.

Und jetzt stehen wir da und stellen 
fest: Es reicht nicht mehr. Das kann 
doch eigentlich nicht das Ende unse-
rer gesundheitspolitischen Möglich-
keiten sein.

Es trifft schnell diejenigen, die 
das System am Laufen halten
Was bei der aktuellen Reform beson-
ders nachdenklich macht, ist die Ver-
teilung der Belastungen. Nach Angaben 
des Bundesgesundheitsministeriums 
sollen im Jahr 2030 rund 70 Prozent 
der Gesamtentlastung durch Ausga-
benbegrenzungen bei den Leistungs-
erbringern erreicht werden. Damit 
tragen diese nach Darstellung des Mi-
nisteriums die Hauptlast der Reform.

Blog „Entgelt & Co.“

„Hätte ich das gewusst …“ – 
wenn Sparen im Warte
zimmer ankommt

Das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz soll ein Finan-
zierungsproblem lösen, das niemand ernsthaft bestreiten 
kann. Trotzdem bleibt nach einem Gespräch mit meiner 
Ärztin vor allem eine Frage hängen: Haben wir wirklich 
so lange gewartet, bis uns am Ende kaum etwas anderes 
einfällt, als dort zu sparen, wo die Versorgung tatsächlich 
stattfindet?
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Hinter dem technisch klingenden Be-
griff „Leistungserbringer“ verschwin-
den allerdings schnell die Menschen, 
über die wir eigentlich sprechen.

Da steht die Ärztin, die eine Praxis 
übernimmt und damit ein unterneh-
merisches Risiko eingeht. Da steht 
die medizinische Fachangestellte am 
Empfang, die gleichzeitig Patien-
ten betreut und das Telefon bedienen 
muss. Da stehen Mitarbeiterinnen, 
die Blut abnehmen, Termine koor-
dinieren, Befunde organisieren und 
Abrechnungen vorbereiten. Da ste-
hen Pflegekräfte, Therapeuten, Pra-
xismanager, Verwaltungs- und Ab-
rechnungskräfte und viele andere 
Menschen, von denen wir seit Jahren 
sagen, dass wir dringend mehr von 
ihnen brauchen.

Und ausgerechnet dort soll nun ein 
wesentlicher Teil der finanziellen Ent-
lastung entstehen. Das darf man zu-
mindest kritisch hinterfragen.

Nicht, weil Ärzte oder andere Leis-
tungserbringer von jeder Spar-
maßnahme ausgenommen werden 
müssten. Auch dort muss über Wirt-
schaftlichkeit, Fehlanreize und ineffi-
ziente Strukturen gesprochen werden. 
Aber zwischen der Beseitigung ineffi-
zienter Strukturen und einer Begren-
zung der finanziellen Mittel für dieje-
nigen, die täglich Versorgung leisten, 
besteht ein Unterschied.

Wenn eine Praxis über 
Personal nachdenken muss, 
wird aus Gesundheitspolitik 
Realität
Vielleicht hat mich das Gespräch mit 
meiner Ärztin auch deshalb so be-
schäftigt, weil ich aus einer ande-
ren beruflichen Perspektive darauf 
schaue. Wenn jemand sagt, dass er da-
rüber nachdenken muss, ob er seine 
heutige Personalstruktur künftig noch 
finanzieren kann, höre ich eben nicht 
nur eine gesundheitspolitische Be-
schwerde. Ich höre einen Arbeitgeber.

Und dann kommen sehr schnell ganz 
praktische Fragen: Welche Stelle wird 
nachbesetzt und welche vielleicht 
nicht? Können Stunden aufgestockt 
werden? Kann die nächste Gehalts-

entwicklung noch getragen werden? 
Wird eine weitere Mitarbeiterin ein-
gestellt? Wird ausgebildet? Wird zu-
sätzliches Personal aufgebaut oder 
wartet man lieber ab, weil nicht klar 
ist, wie sich die Einnahmen entwi-
ckeln?

Nach Angaben des Statistischen Bun-
desamtes lagen die durchschnittlichen 
Personalaufwendungen einer Arzt-
praxis 2024 bei rund 314.000 Euro und 
damit 8,3 Prozent höher als im Vor-
jahr. Hinzu kommen Mieten, Energie, 
Versicherungen, Software, Medizin-
technik und zahlreiche weitere Kosten.

Diese Ausgaben verschwinden nicht 
dadurch, dass Vergütungen begrenzt 
werden. Hat eine Praxis beispiels-
weise jährliche Personalkosten von 
350.000 Euro und steigen diese um 
6 Prozent, entstehen allein dadurch 
21.000 Euro zusätzliche Kosten. Kann 
die Einnahmeseite mit dieser Ent-
wicklung nicht Schritt halten, muss 
die Differenz irgendwo aufgefangen 
werden.

Das Gesetz verpflichtet keinen Arzt 
dazu, Personal abzubauen. Ebenso 
wenig lässt sich heute seriös vorher-
sagen, wie viele Stellen tatsächlich 
betroffen sein könnten. Aber daraus 
den Schluss zu ziehen, veränderte 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
hätten mit Personalentscheidungen 
nichts zu tun, wäre genauso wenig 
überzeugend.

Vielleicht wird zunächst eine Investi-
tion verschoben. Vielleicht wird eine 
ausgeschiedene Mitarbeiterin nicht 
ersetzt. Vielleicht werden zusätzliche 
Sprechstunden reduziert oder Arbeits-
zeiten nicht aufgestockt. Jede einzel-
ne Entscheidung mag betriebswirt-
schaftlich nachvollziehbar sein. In der 
Summe können solche Entscheidun-
gen aber Auswirkungen auf die Ver-
sorgung haben.

Besonders deutlich wird der Konflikt 
bei der ärztlichen Vergütung. Nach 
Darstellung der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung (KBV) verändern sich 
mit dem Gesetz verschiedene Ver-
gütungsmechanismen. Besondere 
Vergütungen unter anderem für of-
fene Sprechstunden sowie für Ter-
minservicestellen- und Hausarztver-
mittlungsfälle entfallen. Allein den 
Wegfall dieser sogenannten TSVG-Ver-
gütungen beziffert die KBV auf rund 
1,64 Milliarden Euro jährlich.

Diese Zahl stammt aus Berechnungen 
der KBV und ist keine Prognose der 
Bundesregierung. Diese Unterschei-
dung ist wichtig. Ebenso wichtig ist, 
dass eine veränderte Vergütung nicht 
automatisch bedeutet, dass der gesetz-
liche Anspruch eines Patienten auf 
eine medizinische Leistung entfällt. 
Nur löst diese Feststellung das prakti-
sche Problem nicht.

Denn ein Anspruch auf eine medizi-
nische Leistung und die tatsächlich 
vorhandene Kapazität, diese Leistung 
zeitnah zu erbringen, sind zwei unter-
schiedliche Dinge. Wenn eine Praxis 
weniger zusätzliche Termine anbieten 
kann, weil dafür Personal oder wirt-
schaftlicher Spielraum fehlt, bleibt der 
Leistungsanspruch zwar bestehen. Der 
Termin im Kalender entsteht dadurch 
aber noch nicht.

Die Kassenärztlichen Vereinigungen be-
schäftigen sich inzwischen selbst damit, 
wie Praxen mit den neuen wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen umge-
hen können und was sie für Personal-
entscheidungen, Investitionen und das 
Leistungsangebot bedeuten. Das muss 
man sich einmal vor Augen führen.

Wir reden seit Jahren darüber, dass 
das Gesundheitswesen Fachkräf-
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te braucht. Gleichzeitig müssen sich 
Praxen nun verstärkt Gedanken da-
rüber machen, wie sie Personal und 
Leistungsangebot an ihre finanziellen 
Möglichkeiten anpassen.

Natürlich bedeutet das nicht automa-
tisch Entlassungen. Es bedeutet auch 
nicht, dass morgen die Hälfte aller 
Praxen schließt. Solche Behauptun-
gen wären unseriös. Aber man kann 
eine Ärztin verstehen, die gerade eine 
Praxis übernommen hat und sich nun 
fragt, ob ihre wirtschaftliche Planung 
unter den neuen Bedingungen noch 
aufgeht. Und man kann auch ihre Fas-
sungslosigkeit verstehen.

Der Anspruch auf dem 
Papier behandelt noch  
keinen Patienten
Gerade deshalb sollte man die Warnun-
gen aus der Ärzteschaft nicht vorschnell 
als reine Interessenpolitik abtun. Bun-
desärztekammer und Kassenärztliche 
Bundesvereinigung warnen vor Aus-
wirkungen auf die Versorgung. Beson-
ders deutlich äußert sich beispielsweise 
auch der Berufsverband der Frauenärz-
tinnen und Frauenärzte (BVF).

Der BVF befürchtet unter anderem 
Auswirkungen auf kurzfristige gynä-
kologische Termine und verweist auf 
Schwangerenvorsorge, Krebsfrüh-
erkennung, Endometriose sowie die 
Versorgung von Frauen in den Wech-
seljahren. Nach einer eigenen Hoch-
rechnung des Verbandes könnten 
bundesweit bis zu 3,5 Millionen kurz-
fristige gynäkologische Versorgungs-
kontakte jährlich betroffen sein.

Auch diese Zahl muss korrekt einge-
ordnet werden: Sie stammt vom Be-
rufsverband und ist keine amtliche 
Prognose. Es gibt zudem andere Ein-
schätzungen. So halten Vertreter der 
Krankenkassenseite Warnungen vor 
einem flächendeckenden Praxenster-
ben oder massiven Terminengpässen 
für überzogen und verweisen unter 
anderem darauf, dass zusätzliche Ver-
gütungen in der Vergangenheit nicht 
automatisch zu einer nachhaltigen 
Verkürzung von Wartezeiten geführt 
hätten.

Auch diese Seite gehört zur Diskussion.

Aber selbst dann bleibt die entschei-
dende Frage: Wenn bisherige Instru-
mente nicht ausreichend funktioniert 
haben, was folgt daraus?

Dann müsste es eigentlich darum 
gehen, Strukturen zu verändern, Pa-
tienten besser zu steuern, unnötige 
Arztkontakte zu vermeiden, Präven-
tion zu stärken, Bürokratie abzubau-
en und medizinisches Personal wieder 
stärker für das einzusetzen, wofür es 
ausgebildet wurde.

Wenn die Antwort dagegen vor allem 
darin besteht, weniger Geld zur Verfü-
gung zu stellen und darauf zu setzen, 
dass sich das System entsprechend an-
passt, darf niemand überrascht sein, 
wenn Leistungserbringer ihrerseits 
überlegen, was sie unter diesen Bedin-
gungen noch anbieten können.

Vielleicht liegt genau hier eines der 
größten Risiken. Wir versuchen, ein 
strukturelles Problem zunächst über 
die Finanzierung zu beherrschen.

Natürlich braucht das Gesundheitssys-
tem Geld. Es braucht aber ebenso Men-
schen, die bereit sind, darin zu arbeiten, 
Verantwortung zu übernehmen und 
unternehmerisches Risiko einzugehen.

Was bedeutet die aktuelle Entwick-
lung beispielsweise für eine junge 
Ärztin oder einen jungen Arzt, die 
heute überlegen, eine Praxis zu über-
nehmen? Eine Niederlassung beinhal-
tet Investitionen, Verantwortung für 
Beschäftigte, wirtschaftliches Risiko 
und eine langfristige Bindung. Wenn 
gleichzeitig Unsicherheit darüber be-
steht, wie sich die Vergütungsbedin-
gungen entwickeln, wird auch diese 
Entscheidung nicht einfacher.

Und was passiert, wenn aus einem 
„Hätte ich das gewusst“ irgendwann 
ein „Dann mache ich es eben nicht“ 
wird?

Diese Frage sollte uns mindestens ge-
nauso beschäftigen wie die aktuelle 
Finanzierungslücke. Denn Geld kann 
politisch neu verteilt und ein Haus-
halt verändert werden. Eine Ärztin, 
die sich gegen eine Niederlassung 
entscheidet, eine medizinische Fach-
angestellte, die ihren Beruf verlässt, 

oder eine Pflegekraft, die nach Jah-
ren hoher Belastung sagt, dass sie 
nicht mehr kann, lässt sich nicht durch 
einen neuen Haushaltstitel ersetzen.

Auch deshalb ist nicht jede eingespar-
te Ausgabe automatisch eine nachhal-
tige Ersparnis. Wenn weniger Personal 
zur Verfügung steht, Termine knapper 
werden oder Erkrankungen möglicher-
weise später erkannt und behandelt 
werden, können an anderer Stelle neue 
Kosten entstehen. Wenn Beschäftigte 
im Gesundheitswesen stärker belastet 
werden und selbst häufiger ausfallen, 
entstehen ebenfalls Kosten. Und wenn 
eine Praxis keine Nachfolge findet oder 
niemand mehr bereit ist, sie zu über-
nehmen, entsteht ein Versorgungspro-
blem, das sich nicht allein mit einer Fi-
nanzierungskennzahl beschreiben lässt.

Das alles sind mögliche Entwicklun-
gen und keine bereits feststehenden 
Folgen des Gesetzes. Diese Unterschei-
dung ist wichtig. Aber müssen wir tat-
sächlich warten, bis solche Entwick-
lungen eingetreten sind, bevor wir 
darüber sprechen?

Gerade weil heute niemand exakt vor-
hersagen kann, wie Praxen und andere 
Einrichtungen reagieren werden, soll-
ten diejenigen ernst genommen wer-
den, die jetzt ihre Dienstpläne, Investi-
tionen und Personalentscheidungen für 
die kommenden Jahre treffen müssen.

Was können die eigentlich noch aus-
richten? Dieser Gedanke ist nach mei-
nem Arzttermin geblieben. Was kann 
eine einzelne Praxis jetzt eigentlich 
tun?

Eine Ärztin kann das Finanzierungs-
problem der gesetzlichen Krankenver-
sicherung nicht lösen. Sie kann keine 
Krankenhausreform beschließen, 
keine Patientensteuerung neu organi-
sieren und nicht darüber entscheiden, 
welche gesamtgesellschaftlichen Auf-
gaben aus Beiträgen oder aus Steuer-
mitteln finanziert werden. Sie kann 
auch die demografische Entwicklung 
nicht verändern.

Sie kann behandeln. Sie kann Personal 
beschäftigen. Sie kann ausbilden. Sie 
kann investieren und versuchen, ihre 
Praxis wirtschaftlich zu führen.
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Wenn die Rechnung irgendwann nicht 
mehr aufgeht, bleiben ihr am Ende je-
doch genau die Entscheidungen, über 
die wir eigentlich nicht sprechen wol-
len: Kosten reduzieren, Investitionen 
verschieben, Personal anders planen 
oder das Leistungsangebot anpassen.

Vielleicht erklärt das einen Teil der 
Fassungslosigkeit, die derzeit aus 
Praxen und Verbänden zu hören ist. 
Nicht allein, weil Geld begrenzt wird, 
sondern weil diejenigen, die unmittel-
bar Versorgung leisten, nur sehr be-
grenzt beeinflussen können, wie die 
großen strukturellen Probleme des 
Systems gelöst werden, während die 
wirtschaftlichen Konsequenzen aber 
unmittelbar bei ihnen ankommen 
werden.

Vielleicht hätten wir früher 
mutiger sein müssen
Das GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz ist nicht für sämtliche Proble-
me unseres Gesundheitssystems ver-
antwortlich. Viele davon bestehen 
seit Jahren, teilweise seit Jahrzehn-
ten. Genau darin liegt aber vielleicht 
die unbequeme Erkenntnis: Wir haben 
lange gewusst, dass unsere Gesell-
schaft älter wird, dass der medizini-
sche Versorgungsbedarf steigt, dass 
Fachkräfte fehlen und dass ein bei-

tragsfinanziertes System an Grenzen 
geraten kann, wenn Einnahmen und 
Ausgaben dauerhaft auseinander
laufen.

Die entscheidende Frage sollte deshalb 
nicht nur lauten, wie viele Milliarden 
kurzfristig eingespart werden können. 
Viel wichtiger ist, was diese Einspa-
rungen an anderer Stelle auslösen und 
ob wir damit tatsächlich Strukturen 
verändern oder zunächst nur finanzi-
ellen Druck weiterreichen.

Wenn Praxen beginnen müssen, Per-
sonalentscheidungen von immer en-
geren finanziellen Spielräumen ab-
hängig zu machen, sollten wir genau 
hinsehen. Wenn zusätzliche Sprech-
stunden oder kurzfristige Termine 
wirtschaftlich schwieriger darstell-
bar werden, sollten wir darüber spre-
chen. Wenn junge Ärztinnen und Ärzte 
eine Praxis übernehmen wollen und 
sich angesichts der Rahmenbedingun-
gen fragen, ob sie diese Entscheidung 
heute noch einmal so treffen würden, 
sollte uns auch das beschäftigen.

Denn vielleicht liegt hier eine Gefahr, 
die sich nicht unmittelbar in einer Fi-
nanzierungsrechnung abbilden lässt. 
Entscheidungen gegen eine Niederlas-
sung, nicht nachbesetzte Stellen oder 
Beschäftigte, die das Gesundheitswe-
sen verlassen, tauchen nicht sofort als 
Milliardenbetrag in einer Gesetzes-
begründung auf. Ihre Auswirkungen 
können wir möglicherweise erst Jahre 
später spüren.

Was wir jetzt im Blick 
behalten sollten
Es wird deshalb darauf ankommen, 
die Folgen dieser Reform nicht aus-
schließlich anhand der Entwicklung 
der Beiträge zur gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) zu beurteilen. 
Ein stabilerer Beitragssatz allein kann 
nicht der Maßstab dafür sein, ob eine 
gesundheitspolitische Reform erfolg-
reich ist.

Wir sollten ebenso beobachten, was 
in den Praxen tatsächlich passiert. 
Bleiben Personalbestand und Ausbil-
dungsbereitschaft stabil? Werden frei-
werdende Stellen weiterhin besetzt? 
Bleibt die Zahl kurzfristig verfügba-

rer Termine erhalten? Entwickeln sich 
Wartezeiten? Werden Leistungen oder 
Sprechstunden eingeschränkt? Und 
wie verändert sich die Arbeitsbelas-
tung derjenigen, die in Praxen und an-
deren Einrichtungen täglich die Ver-
sorgung sicherstellen?

Vor allem sollten wir diejenigen ernst 
nehmen, die schon jetzt sagen, dass 
sie sich Sorgen machen. Nicht jede Be-
fürchtung wird eintreten und nicht 
jede Prognose eines Berufsverbandes 
wird sich bestätigen. Aber Fassungs-
losigkeit und Verunsicherung in Teilen 
der Ärzteschaft einfach als Widerstand 
gegen notwendige Einsparungen ab-
zutun, wäre ebenfalls zu einfach.

Eine Reform muss sich am Ende nicht 
nur daran messen lassen, was sie ein-
spart, sondern auch daran, was sie er-
hält.

Wenn wir die Finanzierung der ge-
setzlichen Krankenversicherung sta-
bilisieren, dabei aber Versorgungska-
pazitäten verlieren, Personal stärker 
belasten oder Menschen davon abhal-
ten, eine Praxis zu übernehmen und 
Verantwortung als Arbeitgeber zu 
tragen, wäre wenig gewonnen. Dann 
hätten wir möglicherweise eine finan-
zielle Kennzahl verbessert und gleich-
zeitig an anderer Stelle ein neues Pro-
blem geschaffen.

Deshalb sollten wir in den kommen-
den Monaten nicht nur auf Beitrags-
sätze und Milliardenbeträge schauen. 
Wir sollten mindestens genauso auf-
merksam darauf achten, was hinter 
den Praxistüren geschieht.

Denn dort wird sich zeigen, ob die Re-
form tatsächlich zu einer nachhalti-
gen Stabilisierung führt oder ob der 
finanzielle Druck am Ende vor allem 
bei Praxen, Beschäftigten und Versi-
cherten ankommt, ohne die struktu-
rellen Probleme unseres Gesundheits-
systems dauerhaft zu lösen.

Und vielleicht sollte uns ein Satz wie 
„Hätte ich das gewusst …“ deshalb 
mehr beschäftigen, als es auf den ers-
ten Blick notwendig scheint.� ■
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Während sich in größe-
ren Unternehmen ganze 
HR-Abteilungen mit Mit-

arbeiterbindung, Employer Bran-
ding und Benefits beschäftigen, 
ist Mitarbeiterbindung in kleinen 
und mittelständischen Unterneh-
men häufig unmittelbar Aufgabe der 
Unternehmensleitung.

Dass dies kein Nachteil sein muss, 
zeigt das Beispiel eines Familienunter-
nehmens aus Baden-Württemberg.

Mitarbeiterbindung  
ist mehr als ein Benefit
Das Hotel Rössle in Rechenberg wird 
seit Jahrzehnten als Familienbetrieb 

geführt. Lutz Sperr und seine Frau 
Edeltraud verstehen sich nicht nur als 
Gastgeber für ihre Gäste. Auch im Um-
gang mit den eigenen Beschäftigten 
gehen sie Wege, die einen genaueren 
Blick wert sind.

Ein Beispiel ist ein besonderes Mitar-
beiterjubiläum. 25 Jahre Betriebszu-

Wertschätzung, Beteiligung und Qualifizierung

Mitarbeiterbindung einmal 
anders gedacht
Fachkräfte zu gewinnen, gehört für viele Unternehmen zu den größten Herausforde-
rungen. Mindestens ebenso anspruchsvoll ist jedoch die Frage, wie gute Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter langfristig gehalten werden können. Gerade in Zeiten eines an-
gespannten Arbeitsmarktes reicht es nicht aus, ausschließlich über die Gewinnung 
neuer Beschäftigter nachzudenken. Wer dauerhaft erfolgreich sein will, muss min-
destens genauso intensiv auf diejenigen schauen, die bereits da sind.
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gehörigkeit sind heute alles andere 
als selbstverständlich. Im Hotel Rössle 
wurde dieses Jubiläum deshalb nicht 
lediglich mit Blumen, einer Urkunde 
oder einem kurzen Dankeschön ge-
würdigt. Die langjährige Mitarbeite-
rin wurde gemeinsam mit ihrer Fa-
milie auf eine Mittelmeerkreuzfahrt 
eingeladen.

Natürlich ist eine solche Anerken-
nung außergewöhnlich und sicher-
lich nicht auf jedes Unternehmen 
übertragbar. Entscheidend ist weni-
ger die konkrete Reise als die Haltung 
dahinter. Langjährige Betriebszuge-
hörigkeit wird nicht als Selbstver-
ständlichkeit betrachtet, sondern als 
Leistung und Ausdruck einer über 
viele Jahre gewachsenen gegenseiti-
gen Verbundenheit.

Genau darin liegt ein wesentlicher Un-
terschied zwischen einem klassischen 
Benefit und tatsächlich gelebter Mit-
arbeiterbindung. Ein Benefit lässt sich 
organisieren, kalkulieren und in einer 
Stellenanzeige aufführen. Persönliche 
Wertschätzung muss dagegen im be-
trieblichen Alltag erkennbar sein.

Mitarbeiterbindung entsteht eben 
nicht allein durch Vergütung, Arbeits-
zeitmodelle oder zusätzliche Leistun-
gen. Sie entsteht ebenso durch das Ge-
fühl, wahrgenommen und als Teil des 
Unternehmens verstanden zu werden.

Beteiligung statt Anordnung
Besonders deutlich wird dies, wenn 
Veränderungen im Unternehmen 
anstehen.

Digitalisierung und neue Software-
lösungen gehören heute in nahezu 
jedem Betrieb zum Alltag. Häufig wer-
den solche Veränderungen auf Lei-
tungsebene beschlossen und anschlie-
ßend den Beschäftigten präsentiert.

Im Hotel Rössle wurde bei der Einfüh-
rung einer neuen Hotelsoftware ein 
anderer Weg gewählt. Die betroffe-
nen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter wurden in die Planung und Umset-
zung einbezogen.

Damit wird aus einer technischen Ver-
änderung zugleich ein Personalthema. 

Wer Beschäftigte frühzeitig beteiligt, 
nutzt nicht nur deren praktische Er-
fahrungen, sondern schafft Akzeptanz. 
Diejenigen, die später täglich mit einer 
neuen Lösung arbeiten sollen, wer-
den nicht erst am Ende eines Verände-
rungsprozesses mit dessen Ergebnis 
konfrontiert.

Gerade bei Digitalisierungsprojekten 
wird dieser Aspekt nach meiner Erfah-
rung noch immer unterschätzt. Eine 
technisch überzeugende Lösung führt 
nicht automatisch zu einem guten 
Prozess. Entscheidend ist, ob die Men-
schen, die damit arbeiten sollen, mit-
genommen werden.

Weiterbildung darf  
auch anders aussehen
Auch bei der notwendigen Schulung 
für die neue Software blieb man die-
sem Ansatz treu.

Neben dem Hotel in Rechenberg be-
treibt die Familie Sperr mehrere Fe-
riendomizile, unter anderem im ös-
terreichischen Leogang. Kurzerhand 
wurde die Mitarbeiterschulung dort-
hin verlegt.

Aus einer klassischen Softwareschu-
lung wurde eine dreitägige Veranstal-
tung, die fachliche Weiterbildung und 
gemeinsames Erleben miteinander 
verband.

Ich selbst durfte einen Teil dieser Ver-
anstaltung begleiten. Meine Aufgabe 

bestand darin, mit den Mitarbeitern 
die aktuellen gesetzlichen Entwicklun-
gen rund um Entgeltabrechnung und 
Personalwesen zu besprechen.

Gerade dieser Punkt erscheint mir 
wichtig: Mitarbeiterbindung und 
Qualifizierung dürfen nicht ge-
trennt voneinander betrachtet wer-
den. Wertschätzung bedeutet auch, 
Beschäftigten das notwendige Wis-
sen und die erforderlichen Werkzeuge 
zur Verfügung zu stellen, damit sie 
ihre Aufgaben fachlich sicher erfüllen 
können.

Weiterbildung wird häufig zunächst 
unter Kostengesichtspunkten betrach-
tet. Seminargebühren, Arbeitsaus-
fall, Reise- und Übernachtungskosten 
sind unmittelbar sichtbar. Schwieriger 
zu beziffern ist dagegen der Wert gut 
qualifizierter Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Noch schwieriger lässt 
sich messen, welche Wirkung es ent-
faltet, wenn Weiterbildung nicht als 
notwendige Pflichtveranstaltung, son-
dern als Investition in die Beschäftig-
ten verstanden wird.

Gemeinsames Lernen schafft 
mehr als Fachwissen
Das Rahmenprogramm der dreitägi-
gen Veranstaltung machte deutlich, 
dass es nicht allein um Software und 
Fachinformationen ging. Gemeinsame 
Zeit, Gespräche außerhalb des Arbeits-
platzes und der persönliche Austausch 
gehörten ebenso dazu.
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Genau hier liegt ein Aspekt, der bei der 
Diskussion um moderne Arbeitswel-
ten gelegentlich verloren geht. Mobi-
les Arbeiten, Homeoffice und digitale 
Kommunikation haben Arbeitspro-
zesse flexibler gemacht. Gleichzeitig 
ersetzt digitale Zusammenarbeit nicht 
jede Form persönlicher Begegnung.

Teams entstehen nicht allein in Vi-
deokonferenzen. Vertrauen entwi-
ckelt sich auch im persönlichen Ge-
spräch, beim gemeinsamen Essen 
oder während einer Veranstaltung au-
ßerhalb des normalen Arbeitsalltags. 
Wer Mitarbeiterbindung ernst nimmt, 
sollte deshalb nicht nur darüber nach-
denken, von wo aus gearbeitet wird. 
Ebenso wichtig ist die Frage, wann 
und wie Menschen bewusst zusam-
mengebracht werden.

Damit kann auch die klassische Wei-
terbildung neu gedacht werden. Ein 
Seminar muss nicht zwangsläufig be-
deuten, dass Beschäftigte einige Stun-
den in einem Schulungsraum sitzen, 
Fachinformationen aufnehmen und 
anschließend an ihren Arbeitsplatz zu-
rückkehren. Werden fachliche Quali-
fizierung, gemeinsames Lernen und 
persönliche Begegnung miteinander 
verbunden, kann Weiterbildung zu-
gleich einen Beitrag zur Teamentwick-
lung und Mitarbeiterbindung leisten.

Ausbildung als Teil 
nachhaltiger Personalpolitik

Dass Personalentwicklung langfris-
tig gedacht wird, zeigt sich im Hotel 
Rössle auch beim Thema Ausbildung. 
Jüngst schloss eine Auszubildende ihre 
Prüfung mit hervorragenden Ergeb-
nissen ab und startet nun ihre weitere 
berufliche Zukunft im Unternehmen.

Gerade für kleine und mittelständische 
Unternehmen ist die eigene Ausbil-
dung ein wichtiger Baustein der Fach-
kräftesicherung. Allerdings reicht es 

nicht, junge Menschen auszubilden. 
Die eigentliche Herausforderung be-
steht darin, ihnen anschließend eine 
Perspektive zu bieten, die sie zum 
Bleiben bewegt.

Wer bereits während der Ausbildung 
Verantwortung überträgt, Entwick-
lung ermöglicht und Zugehörigkeit 
vermittelt, schafft hierfür wichtige 
Voraussetzungen.

Fachkräftesicherung beginnt damit 
nicht erst mit einer Stellenanzeige. Sie 
beginnt im eigenen Unternehmen.

Neue Arbeitswelten  
brauchen Begegnung
Diese Haltung findet sich auch im Ge-
schäftsmodell des Hotels wieder. Mit 
dem Rössle Campus und Seminarpark 
wurden klassische Tagungsangebote 
weiterentwickelt. Im ehemaligen Ta-
gungshaus „Obstgarten“ entstand ein 
multifunktionales „CoWorkingCen-
ter“ mit Bereichen für konzentriertes 
Arbeiten, Zusammenarbeit und Kom-
munikation sowie Rückzugsmöglich-
keiten. Begegnungsflächen und Über-
nachtungsmöglichkeiten ermöglichen 
Teams, mehrere Tage gemeinsam vor 
Ort zu arbeiten.

Das Konzept folgt damit einem Ge-
danken, der auch für die Personalpo-
litik interessant ist: Moderne Arbeit 
braucht nicht weniger Gemeinschaft, 
sondern möglicherweise andere For-
men von Gemeinschaft.
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Was Unternehmen  
daraus lernen können

Natürlich lässt sich das Beispiel eines 
familiengeführten Hotels nicht eins zu 
eins auf einen Industriekonzern oder 
ein Unternehmen mit mehreren tau-
send Beschäftigten übertragen. Darum 
geht es auch nicht.

Bemerkenswert ist vielmehr die 
Konsequenz, mit der unterschiedli-
che Maßnahmen einem gemeinsa-
men Grundgedanken folgen: Beschäf-
tigte werden nicht ausschließlich als 

Arbeitskräfte betrachtet, sondern als 
Menschen, die zum Erfolg des Unter-
nehmens beitragen.

Daraus lassen sich einige grundsätz-
liche Erkenntnisse ableiten: Mitarbei-
terbindung beginnt mit Wertschät-
zung. Beteiligung schafft Akzeptanz. 
Weiterbildung ist nicht nur Qualifizie-
rung, sondern zugleich ein Zeichen des 
Vertrauens in die weitere gemeinsame 
Zukunft. Persönliche Begegnungen 
bleiben auch in einer digitalen Arbeits-
welt wichtig. Und Anerkennung muss 
nicht immer standardisiert sein.

Viele Unternehmen verfügen heute 
über umfangreiche Benefit-Kata-
loge. Jobrad, Sachbezüge, Gesundheits-
angebote, zusätzliche Urlaubstage 
oder Zuschüsse können attrak-
tive Bestandteile eines Gesamtpa-
kets sein. Sie ersetzen jedoch keine 
Unternehmenskultur.

Ein steuerlich optimierter Benefit al-
lein bindet noch keinen Mitarbeiter.� ■

Markus Stier

Vier Fragen an Lutz Sperr
Herr Sperr, 25 Jahre Betriebszu­
gehörigkeit mit einer Mittelmeer­
kreuzfahrt für die Mitarbeiterin und 
ihre Familie zu würdigen, ist alles 
andere als alltäglich. Warum ist 
Ihnen eine solche Form der Anerken­
nung wichtig?

Wer 25 Jahre in einem Unternehmen 
arbeitet, hat einen erheblichen Teil 
seines Berufslebens mit diesem Unter-
nehmen verbracht und dessen Ent-
wicklung mitgetragen. Das ist für uns 
keine Selbstverständlichkeit. Deshalb 
wollten wir nicht einfach nur Blumen 
überreichen oder eine Urkunde aushän-
digen, sondern ganz bewusst Danke 
sagen. Dabei geht es gar nicht darum, 
dass Anerkennung immer besonders 
groß oder außergewöhnlich sein muss. 
Entscheidend ist, dass sie ehrlich ge-
meint ist und beim Mitarbeiter auch so 
ankommt. Mitarbeiterbindung entsteht 
aus meiner Sicht nicht durch einzelne 
Maßnahmen, sondern durch den täg-
lichen Umgang miteinander.

Für die Einführung einer neuen Ho­
telsoftware haben Sie Ihre Mitarbei­
terinnen nicht nur frühzeitig ein­
gebunden, sondern die notwendige 
Schulung gleich mit einer dreitägi­
gen gemeinsamen Veranstaltung in 
Leogang verbunden. Warum dieser 
Aufwand?

Eine neue Software funktioniert am 
Ende nur dann gut, wenn diejeni-
gen, die täglich damit arbeiten, sie 

akzeptieren und sicher beherrschen. 
Deshalb war für uns klar, dass wir die 
Mitarbeiterinnen von Anfang an einbe-
ziehen. Gleichzeitig wollten wir aus der 
notwendigen Schulung mehr machen 
als eine reine Pflichtveranstaltung. 
Wenn wir uns mehrere Tage bewusst 
Zeit nehmen, können wir fachliche The-
men intensiver bearbeiten und gleich-
zeitig als Team zusammenkommen. 
Weiterbildung kostet natürlich Geld 
und Arbeitszeit. Ich sehe sie aber vor al-
lem als Investition. Wer von seinen Mit-
arbeitern gute Arbeit erwartet, muss 
ihnen auch die Möglichkeit geben, sich 
fachlich weiterzuentwickeln.

Fachkräftemangel, Homeoffice, 
Digitalisierung und immer neue 
Benefit-Programme bestimmen die 
Diskussion um Mitarbeiterbindung. 
Was ist aus Ihrer Erfahrung tatsäch­
lich entscheidend, damit Menschen 
einem Unternehmen langfristig ver­
bunden bleiben?

Natürlich müssen Vergütung und 
Arbeitsbedingungen stimmen. Aber 
ich glaube nicht, dass man Mitarbeiter 
allein mit Benefits langfristig an ein 
Unternehmen binden kann. Menschen 
möchten ernst genommen werden, 
Verantwortung übernehmen und 
wissen, dass ihre Arbeit gesehen wird. 
Dazu gehört für mich auch, Mitarbei-
ter bei Veränderungen einzubeziehen, 
ihnen Entwicklungsmöglichkeiten zu 
bieten und persönliche Begegnungen 

zu ermöglichen. Gerade weil heute vie-
les digitaler und flexibler geworden ist, 
gewinnt das persönliche Miteinander 
aus meiner Sicht sogar an Bedeutung.

Am Ende entsteht Bindung dort, wo 
Menschen gern arbeiten und das Ge-
fühl haben, wirklich Teil des Unterneh-
mens zu sein.

Herr Sperr, Sie sind Hotelier, Unter­
nehmer und vor allem Gastgeber. 
Was bedeutet „Gastgeber sein“ für 
Sie persönlich?

Gastgeber zu sein, bedeutet für mich, 
dass Menschen sich bei uns wohl-
fühlen und gern wiederkommen. Das 
gilt für unsere Gäste genauso wie für 
unsere Mitarbeiter. Gastfreundschaft 
beginnt für mich deshalb nicht erst 
an der Rezeption oder im Restaurant, 
sondern im täglichen Miteinander. 
Wer anderen Wertschätzung ent-
gegenbringen möchte, muss sie auch 
im eigenen Team leben. Vielleicht ist 
genau das eines der Geheimnisse eines 
Familienbetriebes: Wir arbeiten nicht 
nur miteinander, wir gestalten gemein-
sam einen Ort, an dem sich Menschen 
willkommen fühlen sollen.

Vielen Dank für das Gespräch.

Das Interview führte unser 
Chefredakteur Markus Stier.
www.roessle-rechenberg.de
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Denn eine Krankmeldung er-
zählt nicht die ganze Ge-
schichte. Sie ist möglicher-

weise nur der sichtbare Punkt eines 
Problems, das viel früher begonnen 
hat. Nicht jede Erkrankung hat mit 
dem Arbeitsplatz zu tun. Und es wäre 
falsch, aus Fehlzeiten vorschnell auf 
schlechte Arbeitsbedingungen oder 
mangelnde Führung zu schließen. 
Aber Unternehmen können beeinflus-
sen, wie sie mit Belastung umgehen 
und vor allem, ob sie diese frühzeitig 
sichtbar machen.

Wenn Überlastung zu spät 
ausgesprochen wird
„Ich schaffe das gerade nicht.“ Für 
viele Mitarbeiter ist das ein schwie-
riger Satz. Nicht unbedingt, weil nie-
mand zuhören würde. Sondern weil 
sie nicht wissen, wie er aufgenommen 
wird. Und weil sie sich nicht trauen, 
sich selbst diese Schwäche einzuge-
stehen. Gilt es als verantwortungs-
bewusst, weil jemand rechtzeitig auf 
eine Überlastung hinweist? Oder gilt 
es als Zeichen mangelnder Belastbar-
keit? Gerade engagierte Mitarbeiter 
sprechen Belastung häufig erst dann 
an, wenn die eigenen Möglichkeiten 
bereits weitgehend ausgeschöpft sind. 
Sie übernehmen zusätzliche Aufgaben, 
springen für Kollegen ein und versu-
chen, den Betrieb am Laufen zu halten. 
Nach außen funktioniert alles. Bis es 
nicht mehr funktioniert. Dann kommt 
die Krankmeldung und plötzlich wird 

sichtbar, dass die Belastung schon 
lange zu hoch war. Gesundheitskultur 
beginnt deshalb nicht mit der Krank-
meldung. Sie beginnt mit der Frage, ob 
Menschen vorhersagen können, dass 
etwas zu viel wird.

Fehlzeiten sind auch ein 
Organisationssignal
Für HR sind Fehlzeiten zunächst eine 
wichtige Kennzahl. Sie geben Hin-
weise auf Entwicklungen und hel-
fen dabei, personelle und wirtschaft-
liche Auswirkungen zu verstehen. 
Doch Kennzahlen können mehr leis-
ten, als nur Kosten oder Ausfalltage 
abzubilden. Interessant wird es dort, 
wo Muster entstehen. Wenn in einem 
bestimmten Bereich überdurch-
schnittlich viele Mitarbeiter ausfal-
len. Wenn sich Fehlzeiten nach orga-
nisatorischen Veränderungen häufen. 
Wenn bestimmte Teams dauerhaft 
unter hoher Belastung stehen. Oder 
wenn Mitarbeiter nach einer längeren 
Erkrankung zurückkehren und kurze 
Zeit später erneut ausfallen. Dann 
lohnt sich die Frage: Was können wir 
daraus über unsere Organisation ler-
nen? Nicht: „Was stimmt mit diesen 
Mitarbeitern nicht?“ Sondern: „Gibt es 
Bedingungen, die wir verändern kön-
nen?“ Dieser Perspektivwechsel ist 
entscheidend. Denn Fehlzeitenma-
nagement sollte nicht beim Zählen von 
Ausfalltagen enden. Es sollte dort be-
ginnen, wo aus Zahlen Erkenntnisse 
werden.

Gesundheitskultur  
zeigt sich im Alltag
Viele Unternehmen haben heute Ge-
sundheitsangebote. Bewegung, Ernäh-
rung, psychische Gesundheit, ergo-
nomische Arbeitsplätze oder externe 
Beratungsangebote gehören zuneh-
mend zum betrieblichen Gesundheits-
management. Das ist wichtig. Aber 
Gesundheitskultur entscheidet sich 
nicht auf dem Gesundheitstag. Sie ent-
scheidet sich an einem ganz normalen 
Dienstagmorgen. Wenn eine Mitar-
beiterin sagt: „Ich habe gerade zu viel 
auf dem Tisch.“ Wenn ein Mitarbeiter 
zugibt: „Ich komme mit der aktuellen 
Veränderung noch nicht gut zurecht.“ 
Wenn eine Führungskraft merkt, dass 
jemand seit Wochen ungewöhnlich er-
schöpft wirkt. Und auch dann, wenn 
ein Mitarbeiter nach längerer Erkran-
kung wieder an seinen Arbeitsplatz 
zurückkehrt. Die entscheidende Frage 
lautet immer: Wie reagiert die Orga-
nisation? Wird zugehört? Wird priori-
siert? Wird gemeinsam nach Lösungen 
gesucht? Oder wird stillschweigend 
erwartet, dass der Mitarbeiter sich 
möglichst schnell wieder an den alten 
Zustand anpasst?

Führung muss nicht  
alles lösen – aber sie  
muss hinschauen
Gesundheitsorientierte Führung be-
deutet dabei nicht, dass Führungs-
kräfte Diagnosen stellen oder the-

Was Fehlzeiten über ein Unternehmen verraten

Die Kultur hinter 
der Krankmeldung
Eine Krankmeldung ist zunächst genau das, was sie ist: die Mitteilung, dass ein Mitar-
beiter krankheitsbedingt nicht arbeiten kann. Für Unternehmen beginnt damit häu-
fig ein organisatorischer Prozess. Aufgaben müssen verteilt, Vertretungen organisiert 
und Ausfälle kompensiert werden. Im besten Fall wird irgendwann die Rückkehr vor-
bereitet. Doch vielleicht lohnt sich ein zweiter Blick auf den Moment, in dem jemand 
nicht mehr zur Arbeit kommt.
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rapeutische Aufgaben übernehmen 
sollen. Das Ziel ist ein anderes: Belas-
tungen wahrzunehmen, Gesprächs-
möglichkeiten zu schaffen und dort zu 
handeln, wo Arbeitsorganisation tat-
sächlich verändert werden kann. Das 
kann manchmal eine einfache Frage 
sein: „Was davon ist gerade wirklich 
dringend?“ Oder: „Was können wir an-
ders organisieren?“ Oder schlicht: „Wie 
geht es dir mit der aktuellen Situa-
tion?“ Solche Gespräche verhindern 
nicht jede Erkrankung. Aber sie kön-
nen dazu beitragen, dass Belastung 
nicht erst dann sichtbar wird, wenn 
sie bereits zum Ausfall geführt hat.

Von der Fehlzeitenkultur  
zur Gesundheitskultur
Eine moderne Organisation sollte des-
halb zwei Dinge gleichzeitig können: 
Ausfälle professionell managen und 
ihre Ursachen nicht vorschnell indi-
vidualisieren. Das bedeutet auch, Ver-
antwortung richtig zu verteilen. Nicht 

jede Erkrankung kann und muss ein 
Unternehmen verhindern. Aber ein 
Unternehmen kann dafür sorgen, 
dass Menschen ihre Grenzen anspre-
chen. Es kann Arbeitsmengen und Pri-
oritäten überprüfen. Es kann Füh-
rungskräfte befähigen, Belastung 
wahrzunehmen. Und es kann aus wie-
derkehrenden Mustern lernen. Damit 
verändert sich auch die Bedeutung 
von Gesundheitskultur. Sie ist nicht 
die Summe aller Gesundheitsangebote. 
Sie ist die Art und Weise, wie eine Or-
ganisation mit Belastung, Krankheit 
und Rückkehr umgeht.

Die vielleicht wichtigste  
Frage kommt  
vor der Krankmeldung
Am Ende geht es deshalb nicht darum, 
Fehlzeiten um jeden Preis zu reduzie-
ren. Menschen werden krank. Das ge-
hört zum Leben und auch zur Arbeits-
welt. Die interessantere Frage lautet: 
Wie früh schaffen wir es, Belastung zu 

erkennen – bevor daraus ein Ausfall 
wird? Wer diese Frage ernst nimmt, 
betrachtet Gesundheit nicht als Zusatz-
aufgabe des Unternehmens, sondern 
als Bestandteil guter Organisation.

Vielleicht beginnt eine gute Gesund-
heitskultur deshalb nicht mit der 
Frage:

„Wie bekommen wir unsere Fehlzei-
ten herunter?“

Sondern mit einem viel grundsätzli-
cheren Ansatz: „Was müssen wir ver-
ändern, damit Menschen nicht erst 
krank werden müssen, bevor wir mer-
ken, dass etwas nicht stimmt?“ Das ist 
nicht nur eine Frage von Gesundheit. 
Es ist eine Frage guter Führung. Und 
letztlich eine Frage, wie wir Arbeit ge-
stalten wollen.

Hannah Höschel� ■
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E in konstruiertes Beispiel: Ein 
Mitarbeiter bestellt sein Mit-
tagessen für den Bürotag, wird 

krank und storniert. Die Küche be-
rücksichtigt die Änderung, die monat-
liche Zuschussliste enthält weiter die 
ursprüngliche Bestellung.

Damit die Abrechnung stimmt, muss 
die Stornierung auch in den Abrech-
nungsdaten ankommen.

Kantine, Essensmarke  
und Belegerstattung sind  
zu unterscheiden
Die steuerliche Einordnung beginnt 
beim tatsächlichen Ablauf: Gibt der Ar-
beitgeber Mahlzeiten über eine Kan-
tine ab, oder bezuschusst er den Er-
werb über Essensmarken oder eine 
Belegerstattung?

Die bekannte Grenze von 7,67 Euro für 
2026 gilt für den Zuschuss zu einem 

Mittag- oder Abendessen und nur bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des 
R 8.1 Abs. 7 Nr. 4 Lohnsteuer-Richtli-
nien (LStR); für ein Frühstück sind es 
5,47 Euro.

Für Mittag- und Abendessen erge-
ben sich die 7,67 Euro aus dem Sach-
bezugswert von 4,57 Euro nach § 8 
Abs. 2 Einkommensteuergesetz (EStG) 
in Verbindung mit der Sozialversiche-
rungsentgeltverordnung (SvEV) zu-
züglich 3,10 Euro. Der Zuschuss darf 
den Mahlzeitenpreis nicht überstei-
gen, und es muss eine geeignete Mahl-
zeit erworben werden.

Der Eigenanteil entscheidet 
über den steuerpflichtigen 
Vorteil
Ein Rechenbeispiel bei erfüllten Vor-
aussetzungen: Das Mittagessen kos-
tet 8,50 Euro, der Arbeitgeber über-
nimmt 7,67 Euro, der Mitarbeiter zahlt 

0,83 Euro. Es verbleibt ein geldwer-
ter Vorteil von 3,74 Euro, also Sachbe-
zugswert abzüglich Eigenanteil.

Diesen kann der Arbeitgeber nach § 40 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG mit 25 Prozent 
pauschal versteuern, zuzüglich Soli-
daritätszuschlag und gegebenenfalls 
Kirchensteuer.

Die genannten Zuschussbeträge sind 
nicht automatisch steuerfrei; entschei-
dend ist insbesondere der Eigenanteil 
des Mitarbeiters.

Die Vereinfachung setzt  
zwei Bedingungen voraus
Grundsätzlich hat der Arbeitgeber für 
jeden Mitarbeiter die Abwesenheits-
tage festzustellen und sicherzustellen, 
dass die Zahl der bezuschussten Tage 
im Kalenderjahr die vereinbarten Ar-
beitstage abzüglich der Abwesenheits-
tage nicht überschreitet.

Diese Pflicht zur Feststellung und An-
passung entfällt für Arbeitnehmer, 
die im Kalenderjahr durchschnittlich 
an nicht mehr als drei Arbeitstagen je 
Kalendermonat auswärts tätig sind, 
wenn keiner von ihnen im Kalender-
monat mehr als 15 Zuschüsse erhält, 
Frühstück, Mittag- und Abendessen 
zusammengerechnet.

Beide Bedingungen müssen zusam-
men erfüllt sein, und die erste ist für 
jeden Mitarbeiter einzeln zu beurtei-
len, nicht als Durchschnitt über die 
Belegschaft.

Bitte Grafik 1 einfügen

Ein Außendienst kann sie verfeh-
len, während die Verwaltung sie ein-
hält; dann sind in derselben Abrech-
nung unterschiedliche Prüfregeln 
anzuwenden.

Umgekehrt ist die 15 keine Förder-
obergrenze. Und der Nachweis der 
begünstigten Mahlzeit selbst entfällt 
nicht.

Homeoffice und kurze Arbeits-
tage sind begünstigungsfähig
Homeoffice schließt die begünstigte 
Bewertung nicht aus. Das BMF-Schrei-
ben vom 18.01.2019 stellt dies ebenso 
für Arbeitnehmer klar, die nicht mehr 
als sechs Stunden täglich arbeiten, 
auch ohne vorgesehene Ruhepause.

Krankheits- und Urlaubstage, volle 
Freistellung und Kurzarbeit null sind 
ausgeschlossen, soweit die Vereinfa-
chung nicht greift; Elternzeit ist kein 
Ausschluss, soweit sie Teilzeit umfasst.

Je Mahlzeit ist arbeitstäglich ein Zu-
schuss zulässig, nicht einer je Tag.

Bitte Bild 2 einfügen

Essenszuschuss in der betrieblichen Praxis

15 Zuschüsse – wann die 
Vereinfachung greift
Beim Essenszuschuss reicht es nicht, die Beträge zu kennen. Entscheidend sind die 
Voraussetzungen je Mitarbeiter und die verlässliche Übergabe der Daten zwischen 
HR, Verpflegung und Entgeltabrechnung.
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Ein Außendienst kann sie verfeh-
len, während die Verwaltung sie ein-
hält; dann sind in derselben Abrech-
nung unterschiedliche Prüfregeln 
anzuwenden.

Umgekehrt ist die 15 keine Förder-
obergrenze. Und der Nachweis der 
begünstigten Mahlzeit selbst entfällt 
nicht.

Homeoffice und kurze Arbeits-
tage sind begünstigungsfähig
Homeoffice schließt die begünstigte 
Bewertung nicht aus. Das BMF-Schrei-
ben vom 18.01.2019 stellt dies ebenso 
für Arbeitnehmer klar, die nicht mehr 
als sechs Stunden täglich arbeiten, 
auch ohne vorgesehene Ruhepause.

Krankheits- und Urlaubstage, volle 
Freistellung und Kurzarbeit null sind 
ausgeschlossen, soweit die Vereinfa-
chung nicht greift; Elternzeit ist kein 
Ausschluss, soweit sie Teilzeit umfasst.

Je Mahlzeit ist arbeitstäglich ein Zu-
schuss zulässig, nicht einer je Tag.

Reisekosten sind getrennt zu 
beurteilen
Bei einer Auswärtstätigkeit ist die be-
günstigte Bewertung in den ersten 
drei Monaten ausgeschlossen.

Ob für dieselben Tage eine Verpfle-
gungspauschale nach § 9 Abs. 4a EStG 
zusteht und ob diese wegen einer 
Mahlzeitengestellung zu kürzen ist, 
sind eigene Fragen. Sie richten sich 
nach der tatsächlichen Gestaltung und 
sind getrennt zu beurteilen.

Bedeutung für die  
betriebliche Praxis
Wichtig sind die Zuständigkeiten, 
Nachweise und Korrekturen. Für jeden 
Mitarbeiter wird entschieden, ob die 
Vereinfachung greift, und die Begrün-
dung dokumentiert.

Soweit ein Abwesenheitsabgleich er-
forderlich ist, liefert die Zeitwirtschaft 
die Abwesenheiten in demselben Tur-
nus, in dem die Zuschüsse abgerechnet 
werden. Arbeitstäglich wird nur ein 

Zuschuss je Mahlzeit zugelassen, sys-
temseitig und nicht durch Nacharbeit.

Der Nachweis liegt als Einzelbeleg 
oder als elektronische Abrechnung 
mit gleichwertigem Informationsge-
halt beim Lohnkonto, und der Sach-
bezugswert wird zum Jahreswechsel 
angepasst.

Wer diese Punkte klärt, hat zugleich 
den Maßstab, an dem sich eine externe 
Lösung messen lassen muss.

HR pflegt Anspruch und Änderungen, 
die Verpflegungsstelle liefert Preis, Zu-
schuss, Eigenanteil und Stornierun-
gen, die Entgeltabrechnung legt Be-
wertung, Lohnart und Stichtag fest.

Vor dem Start zeigt ein Probelauf mit 
einer stornierten Mahlzeit, einem 
Homeoffice-Tag und einem wech-
selnden Eigenanteil, ob die Regeln an
kommen.� ■

Niccolò Lapini, CEO und Mitgründer, 
Bella&Bona

Bitte Bild 2 einfügen

Begünstigte Bewertung des arbeitstäglichen Mahlzeitenzuschusses

Situation Begünstigte
Bewertung

Hinweis für die Abrechnung

Arbeitstag im Betrieb Ja Sachbezugswert 4,57 Euro, Zuschuss bis 7,67 Euro

Arbeitstag im Homeoffice Ja Arbeitsort ist kein Kriterium

Arbeitstag mit höchstens sechs
Stunden, Teilzeit

Ja Auch ohne vorgesehene Ruhepause

Frühstück und Mittagessen am selben
Tag

Ja, beide Je Mahlzeit ein Zuschuss; beide zählen zu den 15

Weitere Mahlzeit am selben Tag für
einen anderen Tag

Nein Der Zuschuss für eine auf Vorrat erworbene Mahlzeit für
einen anderen Tag ist als Barlohn zu erfassen

Krankheit, Urlaub, volle Freistellung,
Kurzarbeit null

Nein, soweit die
Vereinfachung nicht
greift

Bei erfüllter Vereinfachung entfällt der
Abwesenheitsabgleich; der Mahlzeitennachweis bleibt
erforderlich

Elternzeit mit Teilzeit Ja, an gearbeiteten
Tagen

Weniger Stunden ist nicht weniger Tage

Auswärtstätigkeit, erste drei Monate Nein Reisekosten getrennt beurteilen

Auswärtstätigkeit nach drei Monaten Bei erfüllten
Voraussetzungen

Der Zeitablauf allein genügt nicht

Mahlzeit günstiger als der Zuschuss Begrenzt Zuschuss nie über dem Preis der Mahlzeit

Werte für 2026. Ohne Vereinfachung ist sicherzustellen, dass die bezuschussten Tage im Kalenderjahr die vereinbarten Arbeitstage abzüglich
der Abwesenheitstage nicht überschreiten. Die Vereinfachung setzt voraus, dass der Arbeitnehmer im Kalenderjahr durchschnittlich an nicht
mehr als drei Arbeitstagen je Kalendermonat auswärts tätig ist und im Kalendermonat nicht mehr als 15 Zuschüsse erhält. Ob ein Zuschuss
gezahlt werden darf, ist von der begünstigten Bewertung zu unterscheiden.
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Steueranreize und 
Entgeltumwandlung
Grundlage bildet die steuerlich geför-
derte Entgeltumwandlung. Der Arbeit-
nehmende verzichtet auf einen Teil 
seines Bruttogehalts, womit der Ar-
beitgeber die Leasingrate bedient. Die 
private Nutzung wird mit 0,25 Pro-
zent des abgerundeten Bruttolisten-
preises als geldwerter Vorteil versteu-
ert. Wesentlich für die Akzeptanz im 
Betrieb ist die uneingeschränkte pri-
vate Nutzungsmöglichkeit für Arbeits-
wege und Freizeit.

Flexibles Störfallmanagement 
in der Praxis
Ein zentrales Thema für HR ist der 
Umgang mit Unterbrechungen des Ar-
beitsverhältnisses während der Lauf-
zeit (z. B. Elternzeit, Krankheit oder 

Jobwechsel). Wie solche Störfälle ge-
löst werden, etwa über Ausfallversi-
cherungen für Raten bei ruhendem 
Entgelt oder eine Vertragsumschrei-
bung bei Arbeitgeberwechsel, hängt 
maßgeblich vom gewählten Leasing-
modell und den individuell vereinbar-
ten Vertrags- und Versicherungsbe-
dingungen ab.

Auswirkungen auf 
Sozialabgaben und Rente
Durch die Bruttominderung reduzie-
ren sich für beide Seiten die Sozialver-
sicherungsbeiträge. Viele Unterneh-
men nutzen ihre Arbeitgeberersparnis 
für Zuschüsse zu Servicepaketen. Zur 
transparenten Mitarbeiterkommuni-
kation gehört auch der Hinweis auf 
die Rentenwirkung: Pro 100 Euro mo-
natlicher Umwandlung sinkt die spä-
tere Jahresrente rechnerisch um etwa 
1 Euro.

Dennis Langlets, Head of Business 
Development, Lease a Bike Deutschland 
GmbH

Moderne Unternehmensmobilität

Das Dienstrad als 
strategischer Baustein
Fahrradleasing hat sich zu einem festen Pfeiler betrieblicher Mobilitätskonzepte ent-
wickelt. Für die Entgeltabrechnung und das Personalmanagement bietet die Überlas-
sung von Diensträdern attraktive Chancen, verlangt jedoch auch ein klares Verständ-
nis der steuerlichen Rahmenbedingungen.

Fazit:
Impulse für das Employer Branding

In Zeiten von ESG-Vorgaben (En-
vironment, Social and Governance) 
vereint das Dienstrad eine klima-
freundlichere Pendlermobilität und 
steigert die Mitarbeiterzufrieden-
heit. So ist es ein verlässlicher Bau-
stein im Benefit-Portfolio.� ■

Mehr als nur der Arbeitsweg: Dienst-
rad-Leasing macht moderne Familien-
mobilität bezahlbar. 

Musterberechnung* Entgeltum­
wandlung in der Praxis: Angestellter 
(35 Jahre, verheiratet, Steuerklasse 
drei, zwei Kinder), Bruttogehalt: 
52.000 Euro/Jahr.

Gewählter Versicherungs- und 
Serviceumfang: Versicherungsschutz 
sowie ein Verschleiß- und ein Inspek-
tionspaket.

Bruttolistenpreis Dienst­
rad: 5.000 Euro

Laufzeit: 36 Monate

*	Unverbindliches Richtbeispiel. Eine Übernahme nach drei Jahren (hier kalkuliert mit 18 Prozent des 
Listenpreises) ist eine unverbindliche Kaufoption und nicht vertraglich garantiert. Die individuelle 
Ersparnis variiert je nach Gehalt und Steuerklasse. Keine Steuerberatung.

Monatlicher Nettoverzicht:  
ca. 100 Euro (inkl. Vollkasko- und Ins-
pektionspaket)

Beispielhafter Übernahmepreis  
nach drei Jahren: 900 Euro (branchen-
übliche Annahme von 18 Prozent des 
Listenpreises)

Beispielhafter Gesamtauf­
wand: 4.500 Euro (3.600 Euro Raten + 
900 Euro Übernahme)

Mögliche Modellersparnis:  
ca. 1.200 Euro (inkl. Services) gegen-
über dem Direktkauf

Bi
ld

: U
rb

an
 A

rr
ow

/L
ea

se
 a

 B
ik

e

26    FOKUS  JAHRESWECHSEL � LOHN+GEHALT Ausgabe 6/2026



▪ Prozessanalyse mit EPK, BPMN und Prozessmatrix
▪ Praxisfälle zu Recruiting, Onboarding, Reisekosten
▪ Workflow-Systeme und Robot Process Automation
▪ Shared Service, Insourcing und Outsourcing im Vergleich

Termin: 10. November 2026 I Online 

Referent: Prof. Dr. Wilhelm Mülder

Jetzt anmelden: www.datakontext.com/hr-prozesse

Vi
de

oF
lo

w
 -

 s
to

ck
.a

do
be

.c
om

Schwachstellen  erkennen, 
Prozesse neu denken
HR-Prozesse analysieren und optimieren 

Das erwartet Sie:

https://www.datakontext.com/hr-prozesse
http://www.datakontext.com/hr-prozesse


Kern der Reform ist die soge-
nannte einnahmenorientierte 
Ausgabenpolitik. Die jährli-

chen Vergütungssteigerungen in ver-
schiedenen Leistungsbereichen wer-
den künftig grundsätzlich durch die 
tatsächliche Kostenentwicklung oder 
die Grundlohnrate begrenzt, maßgeb-
lich ist der niedrigere Wert. Für die 
Jahre 2027 bis 2029 wird diese Ober-
grenze zusätzlich um einen Prozent-
punkt abgesenkt.

Das Bundesgesundheitsministerium 
begründet diesen Kurs mit der ange-
spannten Finanzlage der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV). Ohne Ge-
genmaßnahmen hätte sich nach Be-
rechnungen des Ministeriums bereits 
2027 eine Finanzierungslücke von 
rund 19 Milliarden Euro ergeben. Bis 
2030 könnte diese auf rund 44 Milliar-
den Euro anwachsen.

Die Reform soll deshalb verhindern, 
dass die Ausgaben dauerhaft deutlich 
schneller steigen als die beitragspflich-
tigen Einnahmen. Für Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber ist das zunächst eine 
wichtige Zielsetzung: Steigende Zu-
satzbeiträge verteuern schließlich 
nicht nur die Krankenversicherung 
der Beschäftigten, sondern aufgrund 
der paritätischen Finanzierung grund-
sätzlich auch die Lohnnebenkosten der 
Unternehmen.

Die Bundesärztekammer sieht 
die gewählte Konstruktion den-

noch kritisch. Der Deutsche Ärzte-
tag hat darauf hingewiesen, dass 
sich der medizinische Versorgungs-
bedarf nicht allein an einer reduzier-
ten Grundlohnrate ausrichten lasse. 
Die Stabilisierung der GKV-Finanzen 
dürfe weder zulasten der Patienten-
versorgung gehen noch die berufli-
chen Rahmenbedingungen der Be-
schäftigten im Gesundheitswesen 
verschlechtern.

Dabei ist die Verteilung der Konsolidie-
rungslasten erheblich: Nach Angaben 
des Bundesgesundheitsministeriums 
sollen im Jahr 2030 rund 70 Prozent 
der Gesamtentlastung aus Ausgaben-
begrenzungen bei den Leistungser-
bringern resultieren. Sie tragen damit 
nach Darstellung des Ministeriums die 
Hauptlast der Reform.

Für Arztpraxen ändert  
sich ab 2027 einiges
Besonders deutlich werden die Aus-
wirkungen in der ambulanten Ver-
sorgung. Zum 01.01.2027 ändern sich 
verschiedene Vergütungsregelun-
gen für niedergelassene Ärzte und 
Psychotherapeuten.

Zahlreiche Leistungen, die bislang ex-
trabudgetär und damit grundsätzlich 
zu festen Preisen vergütet wurden, 
werden wieder in die morbiditäts-
bedingte Gesamtvergütung einbezo-
gen. Nach Angaben der Kassenärztli-
chen Bundesvereinigung (KBV) betrifft 

Sparen mit Folgen

Wenn Gesundheitsfinanzie-
rung zur Personalfrage wird
Ab 2027 greifen wesentliche Änderungen des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgeset-
zes. Sie betreffen nicht nur die Vergütung von Ärzten und anderen Leistungserbrin-
gern. Auch Versicherte müssen sich auf höhere Eigenbelastungen einstellen, wäh-
rend für Arbeitgeber und die Entgeltabrechnung neue finanzielle und administrative 
Folgen entstehen. Gleichzeitig warnen Ärzteverbände vor den Auswirkungen auf Per-
sonal, Praxen und die medizinische Versorgung.
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dies unter anderem ambulante Opera-
tionen, Präventions- und Früherken-
nungsleistungen sowie psychothera-
peutische Leistungen.

Hinzu kommt das Ende besonderer 
Vergütungsregelungen, die mit dem 
Terminservice- und Versorgungsge-
setz eingeführt worden waren. Be-
troffen sind unter anderem offene 
Sprechstunden sowie Terminservice-
stellen- und Hausarztvermittlungs-
fälle. Die KBV beziffert den daraus re-
sultierenden Honorarverlust auf rund 
1,64 Milliarden Euro jährlich.

Dabei handelt es sich um eine Berech-
nung der KBV und nicht um eine Pro-
gnose der Bundesregierung. Dennoch 

zeigt die Größenordnung, warum die 
ärztliche Selbstverwaltung die Reform 
so deutlich kritisiert.

Auch einzelne Zuschläge und Vergü-
tungen entfallen. Dazu gehören unter 
anderem bestimmte Zahlungen im 
Zusammenhang mit der elektroni-
schen Patientenakte, der Beratung zur 
Organ- und Gewebespende sowie Zu-
schläge im Bereich der psychothera-
peutischen Versorgung.

Damit verändert das Gesetz nicht nur 
abstrakte Ausgabenobergrenzen. Ab 
2027 ändern sich ganz konkret die Be-
dingungen, unter denen medizini-
sche Leistungen in den Praxen vergü-
tet werden.

Vorsorge bleibt, die  
Finanzierung verändert sich

Für Versicherte ist dabei eine Unter-
scheidung besonders wichtig: Wenn 
eine Leistung künftig nicht mehr ex-
trabudgetär vergütet wird, bedeutet 
dies nicht automatisch, dass der ge-
setzliche Anspruch auf diese Leistung 
entfällt.

Das gilt beispielsweise für Vorsorge- 
und Früherkennungsuntersuchun-
gen. Auch Kinderuntersuchungen wie 
U1 oder U2 werden durch das Gesetz 
nicht abgeschafft. Bestimmte Präven-
tions- und Früherkennungsleistungen 
werden jedoch künftig in die Mengen-
begrenzung einbezogen.
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Der Anspruch des Patienten bleibt 
damit grundsätzlich bestehen. Die 
wirtschaftlichen Bedingungen, unter 
denen die Praxis diese Leistungen er-
bringt, verändern sich jedoch.

Genau an diesem Punkt setzt die Kri-
tik der Ärzteverbände an. Denn ein 
gesetzlicher Leistungsanspruch und 
tatsächlich verfügbare Behandlungs-
kapazitäten sind nicht dasselbe.

Bundesärztekammer-Präsident Klaus 
Reinhardt hat darauf hingewiesen, 
dass es schwieriger werden könne, 
Termine vorzuhalten, wenn finan-
zielle Mittel für Personal und of-
fene Sprechstunden wegfallen. Auch 
die KBV geht davon aus, dass Praxen 
ihr Leistungsangebot stärker am ver-
fügbaren Finanzrahmen ausrichten 
könnten.

Ob und in welchem Umfang daraus 
tatsächlich längere Wartezeiten oder 
weniger verfügbare Termine entste-
hen, lässt sich derzeit nicht seriös vor-
hersagen. Es handelt sich zunächst um 
Risiken, vor denen die ärztlichen Orga-
nisationen warnen.

Wenn die Praxis  
rechnen muss

Die wirtschaftliche Herausforderung 
lässt sich an den Personalkosten be-
sonders gut erkennen.

Nach Angaben des Statistischen Bun-
desamtes lagen die durchschnittlichen 
Personalaufwendungen einer Arzt-
praxis 2024 bei rund 314.000 Euro. 
Gegenüber dem Vorjahr war das ein 
Anstieg um 8,3 Prozent. Eine durch-
schnittliche Arztpraxis beschäftigte 
rund 9,9 Personen.

Neben den Personalkosten steigen 
weitere Aufwendungen, beispiels-
weise für Miete, Energie, Versicherun-
gen, IT, Software und Medizintechnik.

Damit entsteht ein klassisches be-
triebswirtschaftliches Spannungsfeld: 
Die Entwicklung der Vergütung wird 
begrenzt, die Kosten einer Praxis las-
sen sich dagegen nicht gleichermaßen 
politisch deckeln.

Hat eine Praxis beispielsweise jährli-
che Personalkosten von 400.000 Euro 

und steigen diese um fünf Prozent, 
entstehen allein dadurch zusätzliche 
Kosten von 20.000 Euro. Bei acht Pro-
zent wären es bereits 32.000 Euro.

Kann die Einnahmenseite mit die-
ser Entwicklung nicht Schritt halten, 
muss eine Praxis reagieren. Das kann 
zunächst bedeuten, Investitionen zu 
verschieben oder andere Kosten zu re-
duzieren. Mittel- und langfristig kön-
nen aber auch Personalentscheidun-
gen betroffen sein.

Eine freiwerdende Stelle wird mög-
licherweise nicht unmittelbar nach-
besetzt. Stunden werden nicht auf-
gestockt. Eine zusätzliche Stelle wird 
nicht geschaffen oder eine geplante 
Ausbildung noch einmal überprüft.

Das Gesetz schreibt keine dieser Maß-
nahmen vor. Es gibt derzeit auch keine 
belastbare Grundlage dafür, einen be-
stimmten Stellenabbau vorherzusagen.

Dass die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen Personalentscheidungen 
beeinflussen können, ist jedoch ein re-
ales betriebswirtschaftliches Risiko.
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Ärzte warnen vor  
weniger Versorgung

Die Kassenärztliche Bundesvereini-
gung beurteilt die finanziellen Fol-
gen deutlich kritischer als die Bundes-
regierung. Nach ihren Berechnungen 
verliert die ambulante Versorgung 
2027 rund drei Milliarden Euro. Ab 
2030 geht die KBV von jährlich rund 
fünf Milliarden Euro aus.

Die KBV hat zudem errechnet, dass 
mehr als 46 Millionen Behandlungs-
fälle rechnerisch nicht mehr zusätzlich 
finanziert werden könnten.

Auch hier ist die Einordnung wich-
tig: Diese Zahlen stammen aus Berech-
nungen der ärztlichen Selbstverwal-
tung. Sie bedeuten nicht, dass ab 2027 
tatsächlich 46 Millionen Arzttermine 
ausfallen werden.

Die Warnung dahinter ist dennoch 
eindeutig. Wenn zusätzliche Behand-
lungen wirtschaftlich nicht mehr ge-
sondert vergütet werden, könnten 
Praxen weniger Anreize beziehungs-
weise weniger finanziellen Spiel-

raum haben, weitere Kapazitäten 
bereitzustellen.

Die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen beschäftigen sich deshalb bereits 
damit, wie Praxen ihr Leistungsan-
gebot unter den neuen Rahmenbe-
dingungen wirtschaftlich organisie-
ren können. Die KV Nordrhein nennt 
dabei ausdrücklich Personalentschei-
dungen, Investitionen und die Pla-
nung des Leistungsangebots als Be-
reiche, für die Praxen Orientierung 
benötigen.

Auch die Kassenärztliche Vereinigung 
Niedersachsen informiert inzwischen 
darüber, wie ein „einnahmeorientier-
tes Leistungsangebot“ rechtlich ausge-
staltet werden kann.

Das zeigt: Die Diskussion über mögli-
che Veränderungen des Praxisange-
bots ist nicht mehr rein theoretisch.

Die Krankenkassen  
sehen die Lage anders
Die Warnungen der Ärzteschaft sind 
allerdings nicht unumstritten. Vertre-
ter der Krankenkassen halten insbe-
sondere Szenarien flächendeckender 
massiver Versorgungseinbrüche für 
überzogen. Der Verband der Ersatz-
kassen hat beispielsweise darauf hin-
gewiesen, dass zusätzliche Vergütun-
gen für bestimmte Terminangebote in 
der Vergangenheit nicht automatisch 
zu einer nachhaltigen Verkürzung der 
Wartezeiten geführt hätten.

Damit gibt es zwei unterschiedliche 
Perspektiven. Die Ärzteschaft argu-
mentiert, dass weniger zusätzliche 
Vergütung auch weniger wirtschaft-
lichen Spielraum für eine zusätzli-
che Versorgung bedeuten könne. Die 
Krankenkassenseite stellt dagegen die 
Frage, ob die bisherigen zusätzlichen 
Zahlungen überhaupt den gewünsch-
ten Versorgungseffekt erzielt haben.

Für Versicherte dürfte letztlich weni-
ger entscheidend sein, welche Seite in 
dieser Auseinandersetzung recht be-
hält. Entscheidend wird sein, was ab 
2027 tatsächlich passiert: Wie entwi-
ckeln sich Wartezeiten? Bleiben of-
fene und zusätzliche Sprechstunden 
verfügbar? Werden Stellen in Praxen 

nachbesetzt? Und verändert sich das 
medizinische Leistungsangebot?

Auch Arzneimittel  
sind betroffen
Einige Änderungen sind bereits seit 
dem 30.06.2026 wirksam. Homöopa-
thische und anthroposophische Arz-
neimittel können grundsätzlich nicht 
mehr zulasten der gesetzlichen Kran-
kenversicherung verordnet werden. 
Ab 2027 können entsprechende Leis-
tungen auch nicht mehr über freiwil-
lige Satzungsleistungen der Kranken-
kassen finanziert werden.

Auch Cannabisblüten wurden aus der 
GKV-Erstattung herausgenommen. 
Andere cannabisbasierte Arzneimittel 
wie standardisierte Extrakte oder Arz-
neimittel mit Dronabinol beziehungs-
weise Nabilon können unter den ge-
setzlichen Voraussetzungen weiterhin 
erstattungsfähig sein.

Für Arztpraxen relevant ist außerdem 
der Wegfall bundesweiter Praxisbe-
sonderheiten bei Arzneimittelverord-
nungen. Die KBV sieht darin ein er-
höhtes Regressrisiko und zusätzlichen 
Begründungsaufwand für Ärzte.

Damit umfasst das Gesetz nicht 
nur klassische Sparmaßnahmen 
bei Honoraren, sondern verändert 
auch die Rahmenbedingungen für 
Verordnungen.

Zuzahlungen steigen
Unmittelbar spürbar wird die Reform 
für gesetzlich Versicherte bei den Zu-
zahlungen. Die gesetzlichen Zuzah-
lungsbeträge werden um 50 Pro-
zent erhöht. Betroffen sind damit 
beispielsweise Zuzahlungen zu Arz-
nei-, Verband- und Hilfsmitteln 
sowie weitere gesetzlich geregelte 
Eigenbeteiligungen.

Die bestehenden Belastungsgren-
zen bleiben erhalten. Grundsätz-
lich müssen Versicherte höchstens 
zwei Prozent ihres jährlichen Brutto-
einkommens zum Lebensunterhalt für 
entsprechende Zuzahlungen aufbrin-
gen. Für schwerwiegend chronisch 
Kranke gilt weiterhin die Grenze von 
ein Prozent.
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Damit wird die individuelle Belastung 
begrenzt. Dennoch können die Ge-
sundheitsausgaben vieler Arbeitneh-
mer zunächst steigen.

Gerade bei Beschäftigten mit nied-
rigen und mittleren Einkommen ist 
deshalb nicht nur der Krankenversi-
cherungsbeitrag auf der Entgeltab-
rechnung relevant. Auch steigende Ei-
genbeteiligungen beeinflussen das 
tatsächlich verfügbare Einkommen.

Zahnersatz:  
Höherer Eigenanteil
Auch beim Zahnersatz müssen sich ge-
setzlich Versicherte ab 2027 auf höhere 
eigene Kosten einstellen. Der Festzu-
schuss für die Regelversorgung sinkt 
von 60 auf 50 Prozent. Bei einem über 
fünf Jahre geführten Bonusheft redu-
ziert sich der Zuschuss von bislang 70 
auf künftig 60 Prozent. Nach zehn Jah-
ren sinkt er von 75 auf 65 Prozent.

Die Härtefallregelung bleibt beste-
hen. Versicherte mit niedrigem Ein-
kommen können damit weiterhin eine 
vollständige Übernahme der Kosten 
der Regelversorgung erhalten.

Für alle anderen steigt jedoch der Ei-
genanteil. Je nach notwendigem Zahn-
ersatz kann sich dies deutlich bemerk-
bar machen.

Familienversicherung wird 
für einige Haushalte teurer
Eine weitere Änderung betrifft ab 2028 
bestimmte bislang beitragsfrei fami-
lienversicherte Ehegatten und Lebens-
partner. Für sie wird unter bestimm-
ten Voraussetzungen ein zusätzlicher 
Beitrag von 2,5 Prozent eingeführt, der 
sich nach dem beitragspflichtigen Ein-
kommen des hauptversicherten Part-
ners richtet. Das Gesetz sieht verschie-
dene Ausnahmen vor, unter anderem 
im Zusammenhang mit der Betreuung 
jüngerer Kinder sowie für bestimmte 
weitere geschützte Personengruppen.

Damit bleibt die beitragsfreie Fami-
lienversicherung zwar grundsätzlich 
bestehen. Für einen Teil der bislang 
beitragsfrei mitversicherten Ehe- und 
Lebenspartner entsteht jedoch eine 
zusätzliche Belastung.

Für Arbeitgeber und Entgeltabrech-
nung ist die Regelung ebenfalls rele-
vant. Bereits im Gesetzgebungsver-
fahren hat die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 
auf den möglichen zusätzlichen admi-
nistrativen Aufwand hingewiesen. Die 
BDA kritisierte insbesondere mögli-
che datenschutzrechtliche und abrech-
nungstechnische Schwierigkeiten und 
sprach sich dafür aus, die Beitragser-
hebung möglichst unmittelbar über 
die Krankenkassen abzuwickeln.

Für Payroll-Verantwortliche wird des-
halb entscheidend sein, wie das Ver-
fahren technisch umgesetzt wird und 
welche Daten Arbeitgeber künftig tat-
sächlich verarbeiten müssen.

Höhere Beitragsbemessungs-
grenze belastet Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber
Eine weitere Änderung landet un-
mittelbar in der Entgeltabrechnung. 
Zum 01.01.2027 werden die Beitrags-
bemessungsgrenze und die Jahresar-
beitsentgeltgrenze in der Kranken-
versicherung zusätzlich zur regulären 
jährlichen Fortschreibung außeror-
dentlich angehoben. Die zusätzliche 
Anhebung beträgt 300 Euro monat-
lich. Damit wird bei entsprechend ver-
dienenden Beschäftigten ein größerer 
Teil des Einkommens beitragspflichtig.

Das Bundesgesundheitsministerium 
beziffert die maximale zusätzliche Be-
lastung eines betroffenen GKV-Mit-
glieds auf Arbeitnehmerseite auf rund 
26 Euro monatlich. Aufgrund der pa-
ritätischen Finanzierung entsteht 
grundsätzlich auch auf Arbeitgeber-
seite eine zusätzliche Belastung.

Für 2027 erwartet die Bundesregie-
rung aus der außerordentlichen An-
hebung zusätzliche Beitragseinnah-
men von rund 2,6 Milliarden Euro. 
Für die Entgeltabrechnung ist deshalb 
eine wichtige Unterscheidung erfor-
derlich: Beitragssatzstabilität bedeu-
tet nicht automatisch Beitragsstabili-
tät. Selbst wenn der Beitragssatz nicht 
steigt, können die tatsächlichen Bei-
träge für Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber durch eine höhere Beitragsbemes-
sungsgrenze zunehmen.

Arbeitgeber tragen  
die Entwicklung mit
Die Reform ist damit auch aus Unter-
nehmenssicht relevant. Eine Stabili-
sierung der GKV-Finanzen liegt grund-
sätzlich im Interesse der Arbeitgeber. 
Denn steigende Zusatzbeiträge füh-
ren aufgrund der paritätischen Fi-
nanzierung unmittelbar zu höheren 
Lohnnebenkosten.

Die Arbeitgeberverbände kritisieren 
jedoch, dass die Reform aus ihrer 
Sicht nicht weit genug an den 
strukturellen Ursachen der Finanzie-
rungsprobleme ansetzt. Die Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände fordert unter anderem, 
gesamtgesellschaftliche beziehungs-
weise versicherungsfremde Leis-
tungen stärker aus Steuermitteln zu 
finanzieren und die beitragsfinan-
zierte Belastung von Arbeit nicht 
weiter auszuweiten.

Dahinter steht eine grundsätzliche 
Frage: Welche Aufgaben gehören tat-
sächlich in eine beitragsfinanzierte 
Sozialversicherung und welche Auf-
gaben müssten aus allgemeinen Steu-
ermitteln getragen werden?

Eine Verlagerung in den Bundeshaus-
halt beseitigt die Kosten nicht. Sie ver-
ändert aber, wer sie finanziert. Für 
Arbeitgeber ist das von erheblicher Be-
deutung, weil beitragsfinanzierte Aus-
gaben unmittelbar die Arbeitskosten 
beeinflussen.

2028 folgt die  
Teilarbeitsunfähigkeit
Eine weitere wichtige Änderung 
folgt zum 01.01.2028: die neue Teil-
arbeitsunfähigkeit. Bislang kennt 
das deutsche Arbeits- und Sozialver-
sicherungsrecht im Kern die Unter-
scheidung zwischen arbeitsfähig und 
arbeitsunfähig. Künftig soll bei be-
stimmten langwierigeren Erkrankun-
gen auch eine teilweise Arbeitsunfä-
higkeit möglich sein.

Voraussetzung ist unter anderem, 
dass voraussichtlich eine länger als 
vier Wochen andauernde Erkrankung 
vorliegt und eine teilweise Beschäf-
tigung medizinisch möglich ist. Vor-
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gesehen sind Abstufungen von 25, 50 
oder 75 Prozent der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit.

Die Umsetzung setzt die Zustimmung 
des Arbeitgebers voraus. Beschäftigte 
müssen dem Arbeitgeber ihre Bereit-
schaft zur teilweisen Arbeitsleistung, 
den Umfang und den vorgesehenen 
Zeitraum mitteilen. Der Arbeitgeber 
hat grundsätzlich sieben Kalendertage 
Zeit, darauf zu reagieren.

Stimmt der Arbeitgeber zu, wird der 
Beginn der Teilarbeitsunfähigkeit in 
Textform festgehalten. Lehnt er ab 
oder reagiert er innerhalb der gesetz-
lichen Frist nicht, gilt die ärztlich be-
scheinigte Teilarbeitsunfähigkeit für 
den bescheinigten Zeitraum als voll-
ständige Arbeitsunfähigkeit.

Für die geleistete Arbeitszeit er-
hält der Beschäftigte Arbeitsentgelt. 
Für den krankheitsbedingt ausfal-
lenden Teil greifen die Regelungen 
zur Entgeltfortzahlung beziehungs-
weise nach deren Ende zum anteiligen 
Krankengeld.

Für Arbeitgeber, HR und Payroll ent-
steht damit ein vollkommen neuer Ab-
rechnungsfall. Arbeitszeit, Arbeitsent-
gelt, Entgeltfortzahlung, Krankengeld 
und elektronische Meldungen müssen 
künftig miteinander verzahnt werden.

Die technischen Einzelheiten wer-
den deshalb für die Entgeltabrechnung 
noch von erheblicher Bedeutung sein. 
Das elektronische Arbeitgeberverfah-
ren soll ab dem 01.07.2028 greifen.

Für Arbeitnehmer wird  
die Reform an mehreren 
Stellen sichtbar
Das GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz ist damit keineswegs nur ein 
Gesetz für Krankenkassen, Ärzte und 
Krankenhäuser. Arbeitnehmer können 
die Auswirkungen unmittelbar spü-
ren: durch höhere Zuzahlungen, hö-
here Eigenanteile beim Zahnersatz, 
zusätzliche Belastungen bestimm-
ter Familienversicherter und höhere 
Krankenversicherungsbeiträge bei 
Einkommen, die von der angehobe-
nen Beitragsbemessungsgrenze be-
troffen sind. Hinzu kommen mögliche 

Auswirkungen auf die Versorgung. Ob 
Arzttermine tatsächlich knapper wer-
den, Wartezeiten steigen oder Praxen 
ihr Angebot einschränken, ist derzeit 
noch offen. Ärzteorganisationen war-
nen jedoch deutlich vor diesen Risiken.

Für Arbeitgeber entstehen gleichzeitig 
höhere Beitragsbelastungen bei ent-
sprechend verdienenden Beschäftig-
ten sowie möglicherweise neue ad-
ministrative Anforderungen. Ab 2028 
kommt mit der Teilarbeitsunfähigkeit 
eine zusätzliche Aufgabe für HR und 
Entgeltabrechnung hinzu.

Das eigentliche Problem  
bleibt strukturell
Die Bundesregierung hat mit dem Ge-
setz auf ein akutes Finanzierungspro-
blem reagiert. Das war angesichts der 
prognostizierten Milliardenlücken 
kaum vermeidbar. Die langfristige He-
rausforderung bleibt jedoch beste-
hen. Deutschland wird älter. Der me-
dizinische Versorgungsbedarf steigt. 
Gleichzeitig fehlen Ärzte, Pflegekräfte 
und medizinisches Fachpersonal. 
Hinzu kommen medizinischer Fort-
schritt, neue Behandlungsmöglich-
keiten und steigende Personal- und 
Betriebskosten.

Die Bundesärztekammer fordert des-
halb weitergehende Strukturrefor-
men. Dazu gehören unter anderem 

eine stärkere Steuerfinanzierung ver-
sicherungsfremder Leistungen, eine 
bessere Patientensteuerung, weni-
ger Bürokratie und stärkere Präven-
tion. Auch die Bundesregierung ver-
weist darauf, dass die kurzfristige 
finanzielle Stabilisierung durch wei-
tere Strukturreformen ergänzt wer-
den muss.

Damit wird sich der Erfolg des GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetzes 
nicht allein daran messen lassen kön-
nen, ob der durchschnittliche Zusatz-
beitrag kurzfristig stabil bleibt.

Mindestens ebenso entscheidend wird 
sein, wie sich ab 2027 die tatsächli-
che Versorgung entwickelt: Bleiben 
Termine verfügbar? Werden Stellen 
in Praxen nachbesetzt? Bleibt die Be-
reitschaft zur Niederlassung erhalten? 
Wie entwickeln sich die Beschäftig-
tenzahlen im Gesundheitswesen? Und 
welche zusätzlichen Kosten entste-
hen tatsächlich für Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber?

Die finanziellen Änderungen sind be-
schlossen. Wie stark ihre Folgen im 
Alltag der Versicherten, in den Pra-
xen und in den Unternehmen spürbar 
werden, wird sich dagegen erst in den 
kommenden Jahren zeigen.� ■

Ren Collins
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Entgeltgefälle:  
Gender-Pay-Gap in der EU
In Deutschland lag der unbereinigte 
Gender-Pay-Gap 2025 unverändert bei 
16 Prozent. Frauen verdienten durch-
schnittlich 22,81 Euro pro Stunde, 
Männer 27,05 Euro. Im EU-Durch-
schnitt liegt die Lohnlücke niedri-
ger, und zwar bei etwa 11 bis 12 Pro-
zent. Deutschland weist damit eine der 
größten Lohnlücken in Europa auf. Der 
sogenannte unbereinigte Gender-Pay-
Gap misst den Unterschied zwischen 
den durchschnittlichen Bruttostun-
denlöhnen beider Geschlechter. Er er-
fasst auch strukturelle Unterschiede. 
Dies beinhaltet, dass Frauen häufiger 
in Teilzeit oder in niedrig bezahlten 
Branchen beschäftigt sind. Wenn man 
all dies berücksichtigt, kommt man 
zum bereinigten Gender-Pay-Gap. Dort 
liegt der Wert belastbar bei sechs Pro-
zent. Dieser vergleicht Männer und 
Frauen mit gleicher Qualifikation und 
äquivalenter Tätigkeit. Er zeigt die di-
rekte Ungleichbehandlung auf. In Ost-
deutschland liegt der unbereinigte 
Wert bei 5 Prozent, in Westdeutsch-
land bei 17 Prozent. Im Europa-Ver-
gleich liegt der EU-Durchschnitt bei 
etwa 11,1 Prozent.

Deutschland liegt im europäischen 
Vergleich im oberen Drittel. Extrem-
werte in der EU bilden beispielsweise 
Estland mit über 19 Prozent und Lu-
xemburg mit deutlich geringeren 
Werten. Wenn man nach den Ursa-
chen fragt, so sind etwa 60 Prozent 

der Lücke strukturell bedingt (z. B. Teil-
zeitarbeit, Berufswahl). Rund 40 Pro-
zent der Lücke sind unerklärt und gel-
ten als Obergrenze möglicher direkter 
Benachteiligung.

Arbeitgeberpflichten  
nach der ETRL
Folgerichtig ist am 06.06.2023 die 
neue europäische Entgelttransparenz-
richtlinie 2023/970/EU (ETRL) in Kraft 
getreten, die bis zum 07.06.2026 in 
nationales Recht umgesetzt werden 
muss. Und obwohl der deutsche Ge-
setzgeber diese Frist hat verstreichen 
lassen, schafft sie erheblichen Hand-
lungsbedarf für Unternehmen und 
nimmt die Arbeitgeberseite deutlich in 
die Pflicht. Die neuen Vorgaben gelten 
grundsätzlich für alle Arbeitgeber, un-
abhängig von deren Unternehmens-
größe. Die Anzahl der Arbeitneh-
mer wirkt sich lediglich im Hinblick 
auf den Startpunkt und die Häufig-
keit der neuen Berichtspflichten aus, 
die dort vorgeschrieben sind, wo Ent-
geltbenachteiligungen wegen des Ge-
schlechts festgestellt werden.

Die Entgelttransparenzrichtlinie 
(ETRL) geht in vielen Bereichen deut-
lich über die bisherigen Regelungen 
des nationalen EntgTranspG hinaus 
und lässt schon heute einen erhebli-
chen Umsetzungsbedarf für Unterneh-
men erkennen. Denn sie beinhaltet 
umfangreiche Maßnahmen, die be-
reits vor Beschäftigungsbeginn grei-
fen. Dies sind Regelungen im Bewer-
bungsverfahren, ein individueller 
Auskunftsanspruch für Arbeitnehmer, 
Informations- und Berichtspflichten 
für Arbeitgeber sowie eine gemein-
same Entgeltbewertungspflicht („Joint 
Pay Assessment“). Verstöße der Arbeit-
geber sind folgerichtig mit erheblichen 
Sanktionen beaufschlagt.

Neue Informationspflicht  
im Bewerbungsverfahren
Arbeitgeber müssen nach Art. 5 ETRL 
nun auch Bewerber über das auf ob-
jektiven und geschlechtsneutralen 
Kriterien beruhende Einstiegsgehalt 
sowie dessen Spanne proaktiv infor-
mieren. Diese Informationen sind in 
der Weise bereitzustellen, dass faire 

Pflichten tabelle

und transparente Verhandlungen 
über das Einstiegsgehalt gewährleis-
tet werden. Das soll schon in der Stel-
lenausschreibung und in jedem Fall 
rechtzeitig vor dem Vorstellungsge-
spräch erfolgen. Arbeitgebern ist es 
grundsätzlich untersagt, Bewerber 
nach ihrer Entgeltentwicklung zu be-
fragen, und zwar weder im laufenden 
noch in früheren Beschäftigungsver-
hältnissen. Damit soll verhindert wer-
den, dass sich bestehende Gehaltsun-
terschiede im neuen Arbeitsverhältnis 
fortsetzen.

Verschärfter Auskunfts
anspruch nach neuem Recht
Mitarbeiter aller Betriebe können nun 
entsprechende Auskünfte fordern. Die 
Anzahl der maximal zu beauskunften-
den Entgeltbestandteile oder die Häu-
figkeit von Auskunftsverlangen sind 
nicht begrenzt. Eine Vergleichsgruppe 
ist nicht mehr hinreichend, denn auch 
ein Paarvergleich ist nach der neu-
esten Rechtsprechung ausreichend, 
um als Indiz für eine geschlechtsspezi-
fische Ungleichbehandlung zu dienen. 
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat 
mit seinem richtungsweisenden Urteil 
vom 23.10.2025 (Az. 8 AZR 300/24) die 
Hürden für Entgeltgleichheitsklagen 
erheblich gesenkt. Für den Nachweis 
einer geschlechtsbedingten Benachtei-
ligung reicht der direkte Vergleich mit 
einem einzigen, besser bezahlten Kol-

Tabelle (altes und neues Recht) hier 
einfügen

Payroll in der Transformation

Entgelttransparenz 2026
Der Gesetzgeber will gleiches Entgelt für Frauen und Männer bei gleicher oder gleich-
wertiger Arbeit durchsetzen. Zwar gilt in Deutschland seit dem Jahr 2017 das Ent-
gelttransparenzgesetz (EntgTranspG), doch seine praktische Wirkung wird als gering 
beurteilt. Es beinhaltet bei Unternehmen mit mehr als 200 Beschäftigten ein indi-
viduelles Auskunftsrecht und ab 500 Beschäftigten eine Berichtspflicht. Die Nach-
fragen durch Arbeitnehmer erfolgen seither nicht im erwarteten Umfang. Fehlende 
Sanktionen machen die Schwäche dieses Gesetzes deutlich. Und so besteht weiter-
hin ein erhebliches Entgeltgefälle.

Pflichten Inhalt

Information Einstiegsgehalt bei Bewerbern

Auskunft Entgelt bei Arbeitnehmern

Hinweis Auskunftsrecht der Arbeitnehmer

Bericht Entgeltbenachteiligungen
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und transparente Verhandlungen 
über das Einstiegsgehalt gewährleis-
tet werden. Das soll schon in der Stel-
lenausschreibung und in jedem Fall 
rechtzeitig vor dem Vorstellungsge-
spräch erfolgen. Arbeitgebern ist es 
grundsätzlich untersagt, Bewerber 
nach ihrer Entgeltentwicklung zu be-
fragen, und zwar weder im laufenden 
noch in früheren Beschäftigungsver-
hältnissen. Damit soll verhindert wer-
den, dass sich bestehende Gehaltsun-
terschiede im neuen Arbeitsverhältnis 
fortsetzen.

Verschärfter Auskunfts
anspruch nach neuem Recht
Mitarbeiter aller Betriebe können nun 
entsprechende Auskünfte fordern. Die 
Anzahl der maximal zu beauskunften-
den Entgeltbestandteile oder die Häu-
figkeit von Auskunftsverlangen sind 
nicht begrenzt. Eine Vergleichsgruppe 
ist nicht mehr hinreichend, denn auch 
ein Paarvergleich ist nach der neu-
esten Rechtsprechung ausreichend, 
um als Indiz für eine geschlechtsspezi-
fische Ungleichbehandlung zu dienen. 
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat 
mit seinem richtungsweisenden Urteil 
vom 23.10.2025 (Az. 8 AZR 300/24) die 
Hürden für Entgeltgleichheitsklagen 
erheblich gesenkt. Für den Nachweis 
einer geschlechtsbedingten Benachtei-
ligung reicht der direkte Vergleich mit 
einem einzigen, besser bezahlten Kol-

legen des anderen Geschlechts aus. Der 
Arbeitgeber muss – aufgeschlüsselt 
nach Geschlecht und für Arbeitneh-
mer (Arbeitnehmergruppen), die glei-
che oder gleichwertige Arbeit verrich-
ten – das Gehalt für den Paarvergleich 
oder das durchschnittliche Gehalt (so-
genanntes arithmetisches Mittel) der 
Vergleichsgruppe innerhalb von zwei 
Monaten mitteilen. Arbeitgeber sind 
nun auch verpflichtet, alle Arbeitneh-
mer jährlich auf ihr Auskunftsrecht 
sowie die dafür notwendigen Schritte 
hinzuweisen. Ferner ist es ihnen un-

tersagt, den Arbeitnehmern im Rah-
men von Verschwiegenheitsklauseln 
zu verbieten, sich untereinander über 
Gehaltshöhen auszutauschen.

Berichterstattung über 
Entgeltbenachteiligungen
Der Art. 9 ETRL sieht bereits für Un-
ternehmen mit 100 oder mehr Mitar-
beitern bei sachlich nicht begründeten 
Entgeltunterschieden umfassende Be-
richtspflichten vor. So sind künftig In-
formationen über das geschlechtsspe-

Tabelle (altes und neues Recht) hier 
einfügen

Regelungen Arbeitgeber (altes Recht) Arbeitgeber (neues Recht)

Auskunftspflichten bei über 200 Beschäftigten alle

Auskunftsansprüche
Durchschnitt einer  
Vergleichsgruppe Paarvergleich

Bewerberinformations-
pflichten

keine alle

Bewerber (Arbeitgeber-
frage nach Gehalt)

geduldet untersagt

Berichtspflicht  
(Gender-Pay-Gap)

bei über 500 Beschäftigen bei 100 Beschäftigten

Beweislast Beschäftigte Arbeitgeber  
(Beweislastumkehr)

Gemeinsame 
Entgeltüberprüfung

keine alle (ab 5 Prozent 
Entgeltgefälle)

Sanktionen keine Bußgelder, voller 
Schadensersatz

Verschwiegenheit  
(Gehalt)

erlaubt untersagt
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zifische (mittlere) Entgeltgefälle bei 
der Grundvergütung sowie bei ergän-
zenden oder variablen Vergütungsbe-
standteilen zu berichten. Ebenso gilt 
das für den Anteil derjenigen Mitar-
beiter, die überhaupt ergänzende oder 
variable Vergütungsbestandteile er-
halten. Diese sind zu bewerten und in 
den Bericht aufzunehmen. Für die Be-
richte sind nach Unternehmensgröße 
gestaffelte Fristen vorgesehen. Arbeit-
geber mit mindestens 100 Arbeitneh-
mern müssen regelmäßig über den 
Gender-Pay-Gap berichten, Unterneh-
men mit mindestens 250 Arbeitneh-
mern ab dem 07.06.2027 jährlich, sol-
che mit 150 bis 249 Arbeitnehmern 
ab dem 07.06.2027 alle drei Jahre, Un-
ternehmen mit 100 bis 149 Arbeit-
nehmern ab dem 07.06.2031 alle drei 
Jahre. Die Berichte sind den Arbeitneh-
mern, den Arbeitnehmervertretungen 
sowie den von der Bundesregierung 
zu bestimmenden Aufsichtsbehörden 
zur Verfügung zu stellen und werden 
dann von diesen veröffentlicht.

Gemeinsame 
Entgeltbewertung
Sofern aus der Berichterstattung eine 
nicht gerechtfertigte Ungleichbehand-
lung durch ein geschlechtsspezifi-
sches Entgeltgefälle von mindestens 
fünf Prozent für Beschäftigte – die 
eine gleiche oder gleichwertige Ar-
beit verrichten – hervorgeht, hat eine 
verpflichtende gemeinsame Entgelt-
bewertung zusammen mit der Ar-
beitnehmervertretung (Betriebs- oder 
Personalrat) zu erfolgen, wenn die-
ses Entgeltgefälle nicht innerhalb von 
sechs Monaten ausgeglichen werden 
kann. Die Gründe müssen mit den Ar-
beitnehmervertretern analysiert und 
ein Maßnahmenplan erstellt wer-
den. Dieses sogenannte „Joint Pay As-
sessment“ umfasst zunächst die Ana-
lyse des Anteils der Arbeitnehmer in 
jeder Vergleichsgruppe, Informationen 
über die durchschnittlichen Entgelthö-
hen und die variablen Entgeltbestand-
teile, Unterschiede bei den durch-
schnittlichen Entgelthöhen zwischen 
den Gruppen, Gründe für Entgeltun-
terschiede, die auf objektiven und ge-
schlechtsneutralen Kriterien beru-
hen, den Anteil der Arbeitnehmer mit 
Entgeltverbesserungen nach familiä-
ren Auszeiten, Maßnahmen zur Besei-

tigung ungerechtfertigter Entgeltun-
terschiede sowie die Bewertung der 
Wirksamkeit vorheriger Maßnahmen. 
Diese Bewertungen müssen Arbeit-
nehmern, den Arbeitnehmervertre-
tungen und den Arbeitsaufsichtsbe-
hörden zur Verfügung gestellt werden.

Rechtsfolgen bei Verstößen 
durch die Arbeitgeber
Bei Verstößen gegen das Gebot der 
Entgeltgleichheit oder gegen die 
Transparenzpflichten sind bislang kei-
nerlei Sanktionen für die betreffen-
den Unternehmen vorgesehen, weder 
in Form von Bußgeldern, noch ist aus-
drücklich ein Schadensersatzanspruch 
für betroffene Mitarbeiter vorgesehen. 
Dies wird sich mit der Richtlinie än-
dern. Bei geschlechtsspezifischer Be-

nachteiligung in der Vergütung haben 
Arbeitnehmer nun einen Anspruch auf 
Schadensersatz sowie auf Entschädi-
gung, einschließlich der Nachzahlung 
von Entgelt und variabler Vergütung. 
Zur Verbesserung der Rechtsdurchset-
zung sieht die EU-Entgelttransparenz-
richtlinie eine Verlagerung der Be-
weislast zugunsten der Arbeitnehmer 
(sog. Beweislastumkehr) vor. Es soll 
genügen, dass der (vermeintlich) be-
troffene Mitarbeiter Tatsachen glaub-
haft macht, die eine Entgeltdiskrimi-
nierung vermuten lassen; der beklagte 
Arbeitgeber muss sodann nachwei-
sen, dass keine Benachteiligung auf-
grund des Geschlechts vorliegt, son-
dern der Entgeltunterschied sachlich 
begründet ist. Darüber hinaus können 
Sanktionen, einschließlich Geldbußen, 
verhängt werden. Arbeitgeber soll-
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ten daher angesichts der kurzen Re-
aktionszeiten umgehend Maßnahmen 
ergreifen.

Rechtliche Vorgaben  
(Compliance)
Die rechtlichen Vorgaben für den Ver-
gütungsbereich umfassen die Einhal-
tung von Gesetzen, Richtlinien, Verträ-
gen sowie ethische Standards bei der 
Gestaltung und Umsetzung von Ver-
gütungssystemen. Dies beinhaltet die 
Sicherstellung von Fairness, Trans-
parenz und Risikominimierung, um 
rechtliche Konsequenzen und Reputa-
tionsschäden für die Unternehmen zu 
vermeiden. Die mitbestimmungskon-
forme Änderung von Vergütungsbe-
dingungen ist zeitaufwendig. Dies gilt 
insbesondere für Branchen mit einem 

regulierten Vergütungsumfeld wie Fi-
nancial Services (Banken, Versicherun-
gen etc.). Die erforderlichen Prozesse 
und Strukturen zu schaffen sowie alle 
relevanten Stakeholder ordnungsge-
mäß zu beteiligen, ist erfahrungsge-
mäß sehr zeitraubend. Ebenfalls ist die 
Festlegung von Gruppen nach gleicher 
oder gleichwertiger Arbeit ein kom-
plexes und sich dynamisch verändern-
des Feld. Das gilt ebenso im Rahmen 
der Professionalisierung für die Er-
stellung von Leitfäden und Checklisten 
zur Durchführung diskriminierungs-
freier Einstellungsverfahren sowie für 
Standardschreiben zur jährlichen In-
formation an die Arbeitnehmer. Dies 
erfordert betriebliche Kriterien zur 
Bestimmung des Entgelts und der Ent-
gelthöhe durch Arbeitsbewertungs-
verfahren sowie deren Entwicklung, 
sowie eine nachvollziehbare Doku-
mentation der individuellen Entgelt-
höhe und der Entgelte vergleichbarer 
Beschäftigter oder Beschäftigtengrup-
pen, die gleiche oder gleichwertige 
Arbeit leisten. Die betriebliche Um-
setzung ist komplex und langwierig, 
weshalb die Zeit hier drängt.

Handlungsbedarf für das 
Personalmanagement
Die EU-Entgelttransparenzrichtlinie 
(ETRL) verlangt von Arbeitgebern die 
Schaffung einer umfassenden Trans-
parenz bei Löhnen und Gehältern 
sowie den Abbau des Gender-Pay-Gap. 
Folglich muss eine rechtskonforme Da-
tengrundlage erstellt und laufend ak-
tualisiert werden, um Auskunfts- und 
Berichtspflichten rechtssicher zu erfül-
len. Die Prozesse im Rahmen von Mit-
arbeiteranfragen sind zu untersuchen 
und Maßnahmen zu deren Anpassung 
einzuleiten. Hierunter fällt die kon-
krete Erhebung des Entgelts der Ar-
beitnehmer einschließlich aller Son-
der- und Einmalzahlungen inklusive 
von Sachbezügen, die Evaluation der 
vergütungsrelevanten Rechtsgrund-
lagen (Tarifvertrag, Betriebsvereinba-
rung, Arbeitsvertrag etc.), die Bildung 
und Fortschreibung von Vergleichs-
fällen zur Bestimmung, welche Ar-
beitnehmer gleiche oder gleichwer-
tige Arbeit leisten, die Prüfung des 
Gender-​Pay-Gap, die Anpassung der 
Entgeltstruktur unter Beachtung der 
Beteiligungsrechte der Arbeitneh-

mervertretung (Betriebsrat, Personal-
rat) und die Erstellung von Standard-
dokumenten (Informationsschreiben 
an Arbeitnehmer hinsichtlich der Aus-
kunftspflichten, Schreiben an Auf-
sichtsbehörden zur Erfüllung der 
Berichtspflichten sowie Standardvorla-
gen für die gemeinsame Entgeltbewer-
tung). Es müssen Leitlinien zur Durch-
führung eines „Joint Pay Assessment“ 
erstellt werden. Die Verhandlun-
gen mit Betriebsräten und Tarifpart-
nern bei der Einführung von Entgelt-
systemen müssen gesteuert werden. 
In vielen Fällen werden eine externe 
Beratung und Begleitung hinsicht-
lich der Erfüllung von Berichtspflich-
ten und natürlich zur Abwehr von 
Vorwürfen vermeintlicher Verstöße 
gegen gesetzliche Vorschriften sowie 
Compliance-Trainings für das Perso-
nalmanagement im Hinblick auf die 
diskriminierungsfreie Bewertung von 
Arbeit und Leistung erforderlich sein.

Raschid Bouabba, MCGB GmbH

Fazit
Unternehmen sollten umgehend 
nicht nur die Vorgaben der Richt-
linie einhalten, sondern auch einen 
etwaig bestehenden Gender-Pay-
Gap zumindest reduziert haben, um 
nicht zur Veröffentlichung bestehen-
der Defizite gezwungen zu sein. Die 
Umsetzung wird medial begleitet 
und erzeugt damit eine anhaltend 
große Aufmerksamkeit. Handlungs-
druck entsteht auch durch Employ-
er Branding sowie die gesetzlich 
vorgeschriebene Unternehmens-
berichterstattung in Sachen Environ-
ment, Social and Governance (ESG).

Der Fachkräftemangel ist auch in der 
derzeitigen gesamtwirtschaftlichen 
Lage für die Hälfte der Unterneh-
men nach wie vor die mit Abstand 
größte Herausforderung, die durch 
die demografische Entwicklung 
noch beschleunigt wird. Insofern ist 
klar, dass Unternehmen die gesetz-
lichen Vorgaben einhalten müssen. 
Sie gewinnen damit Vertrauen und 
erzielen einen Wettbewerbsvorteil 
bei der Gewinnung von Fach- und 
Führungskräften.� ■
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Im Blick: Lohnsteuerrecht

Einkommensteuerreformgesetz 2027
Mit dem Entwurf eines Einkommensteuerreformgesetzes 2027 
plant die Bundesregierung umfangreiche Änderungen im Ein-
kommensteuerrecht. Die Reform soll insbesondere Beschäf-
tigte mit unteren und mittleren Einkommen sowie Familien 
entlasten. Für Arbeitgeber und Entgeltabrechnungsstellen ent-
hält der Entwurf allerdings nicht nur neue Tarifwerte, sondern 
einige Änderungen mit unmittelbaren Auswirkungen auf die 
Abrechnungspraxis.

Neue Tarifwerte und höherer Arbeitnehmer- 
Pauschbetrag

Zum 01.01.2027 soll der Grundfreibetrag von 12.348 Euro auf 
12.564 Euro steigen. Für 2028 ist eine weitere Erhöhung auf 
12.900 Euro vorgesehen. Gleichzeitig wird der Einkommen-
steuertarif neu gestaltet. Die Änderungen fließen über die Pro-
grammablaufpläne unmittelbar in den Lohnsteuerabzug ein.

Auch der Arbeitnehmer-Pauschbetrag soll steigen. Statt bislang 
1.230 Euro sollen ab 2027 jährlich 1.430 Euro berücksichtigt wer-
den. Die Erhöhung wird ebenfalls in die Programmablaufpläne 
eingearbeitet und wirkt sich damit automatisch auf die lau-
fende Lohnsteuerberechnung aus.

Änderungen bei Sonn- und Feiertagszuschlägen

Besonders praxisrelevant ist die geplante Änderung bei den 
steuerfreien Zuschlägen nach § 3b Einkommensteuergesetz 
(EStG). Für Sonn- und Feiertagsarbeit soll der maximal berück-
sichtigungsfähige Grundlohn von derzeit 50 Euro auf 75 Euro je 
Stunde steigen. Für Nachtarbeit bleibt es dagegen bei 50 Euro.

Noch interessanter wird die Neuregelung durch die geplante 
Änderung der Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV). Bei 
tarifvertraglich geregelten Sonn- und Feiertagszuschlägen soll 
unter bestimmten Voraussetzungen künftig auch in der Sozial-
versicherung die höhere Grenze berücksichtigt werden können. 
Für andere Sonn- und Feiertagszuschläge sowie für Nachtar-
beitszuschläge bleibt es dagegen bei der sozialversicherungs-
rechtlichen Grundlohngrenze von 25 Euro je Stunde. Damit wird 
die Abgrenzung zwischen Steuer- und Beitragsfreiheit künftig 
noch stärker von der konkreten Ausgestaltung des Beschäfti-
gungsverhältnisses abhängen.

Minijobs werden für Arbeitgeber teurer

Finanziell besonders spürbar dürfte eine weitere Änderung 
werden: Der einheitliche Pauschsteuersatz für geringfügig 
entlohnte Beschäftigungen soll zum 01.01.2027 von zwei auf 
fünf Prozent steigen. Die Pauschsteuer umfasst weiterhin 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer. Für Arbeit-
geber, die diese Pauschsteuer tragen, erhöhen sich damit die 
Kosten eines Minijobs unmittelbar um 3 Prozentpunkte des 
Arbeitsentgelts.

Hinweis
Bereits im GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz beschlos-
sen ist die Anhebung des pauschalen Krankenversiche-
rungsbetrags von 13 auf ca. 17,5 Prozent. Zudem soll auch 
die pauschale Abgabe für die Pflegeversicherung mit dem 
Pflegeneuordnungsgesetz eingeführt werden. Insgesamt 
würden die pauschalen Abgaben des Arbeitgebers ab 2027 
über 40 Prozent liegen.

Änderungen bereits für die Januarabrechnung

Die wesentlichen Neuregelungen sollen bereits zum 01.01.2027 
gelten. Damit müssen die neuen Vorgaben grundsätzlich schon 
bei der Januarabrechnung berücksichtigt werden.

Neben der Aktualisierung der Lohnsteuerberechnung werden 
insbesondere die Abrechnung von Sonn-, Feiertags- und Nacht-
zuschlägen sowie die Kosten geringfügiger Beschäftigungen in 
den Blick zu nehmen sein.

Noch handelt es sich um einen Gesetzentwurf. Änderungen im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren bleiben daher möglich. Ar-
beitgeber und Entgeltabrechnungsstellen sollten die Entwick-
lung dennoch frühzeitig verfolgen, denn die vorgesehenen 
Regelungen bringen zum Jahreswechsel nicht nur neue Re-
chenwerte, sondern teilweise auch neue Abrechnungslogiken 
mit sich.

Ausführlich stellen wir das Einkommensteuerreform
gesetz 2027, die einzelnen Neuregelungen und ihre kon-
kreten Auswirkungen auf die Entgeltabrechnung in 
einem umfangreichen Fachbeitrag in dieser Ausgabe der 
LOHN+GEHALT auf Seite 44 dar.
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Lohnsteuer-Richtlinien 2027
Die Finanzverwaltung plant zum 01.01.2027 eine umfassende 
Überarbeitung der Lohnsteuer-Richtlinien. Der Entwurf der 
Lohnsteuer-Änderungsrichtlinien 2027 berücksichtigt nicht nur 
gesetzliche Änderungen und neue Rechtsprechung, sondern 
enthält zahlreiche Anpassungen, die unmittelbar in die betrieb-
liche Abrechnungspraxis hineinwirken. Besonders betroffen 
sind Nachweis- und Dokumentationspflichten, Mahlzeiten-
zuschüsse, Arbeitgeberveranstaltungen, Parkplätze sowie Zu-
schüsse zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung.

Mehr Textform und elektronische Verfahren

Ein erkennbarer Schwerpunkt des Entwurfs liegt auf der wei-
teren Digitalisierung. So soll beispielsweise beim Übungsleiter-
freibetrag künftig eine Erklärung des Beschäftigten in Textform 
ausreichen. Diese kann bis zum Widerruf, längstens für drei 
Kalenderjahre, berücksichtigt werden. Auch bei der doppelten 
Haushaltsführung und bei Zusagen zur Kostenübernahme für 
Fortbildungsmaßnahmen soll die Textform genügen.

Auch beim Arbeitgeberzuschuss zur privaten Kranken- und 
Pflegeversicherung schreitet die Digitalisierung voran. Die 
maßgebenden Beiträge sollen grundsätzlich elektronisch als 
Lohnsteuerabzugsmerkmal zur Verfügung gestellt werden. Al-
lerdings wird es weiterhin Fälle geben, in denen ergänzende 
individuelle Nachweise erforderlich sind, etwa bei eigenständi-
gen Versicherungsverträgen von Ehegatten oder Kindern.

Neue Vorgaben für Mahlzeitenzuschüsse

Praxisrelevant sind außerdem die geplanten Klarstellungen zu 
arbeitstäglichen Mahlzeitenzuschüssen. Die Begünstigung soll 
ausdrücklich auch für Beschäftigte im Homeoffice und für Ar-
beitnehmer mit einer täglichen Arbeitszeit von höchstens sechs 

Stunden gelten. Gleichzeitig stellt die Finanzverwaltung klar, 
dass Vorratskäufe nicht begünstigt sind. Digitale Zuschussmo-
delle werden erleichtert, da keine unmittelbare Vertragsbe-
ziehung zwischen Arbeitgeber und dem Anbieter der Mahlzeit 
erforderlich sein soll. Die Verantwortung für die richtige steuer-
liche Behandlung verbleibt jedoch beim Arbeitgeber.

Arbeitgeberveranstaltungen und Parkplätze  
im Fokus

Neu gefasst werden sollen auch die Grundsätze für Feiern aus 
persönlichen Anlässen eines Arbeitnehmers. Bei Diensteinfüh-
rungen, Funktionswechseln, runden Arbeitnehmerjubiläen, Ver-
abschiedungen oder runden Geburtstagen soll künftig stärker 
der Gesamtcharakter der Veranstaltung darüber entscheiden, 
ob Arbeitslohn vorliegt. Die bisherige ausdrückliche Aussage 
zur 110-Euro-Grenze soll entfallen. Damit gewinnt eine nach-
vollziehbare Dokumentation des betrieblichen Interesses wei-
ter an Bedeutung.

Erstmals sollen die Richtlinien zudem ausführliche Vorgaben 
für Arbeitgeberparkplätze enthalten. Wird ein Parkplatz zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn im Rahmen eines 
für die Belegschaft insgesamt vorgesehenen Parkraumkon-
zepts überlassen, soll grundsätzlich kein Arbeitslohn vorliegen. 
Anders kann dies bei einem ausschließlich einem einzelnen Ar-
beitnehmer überlassenen Parkplatz aussehen. Auch Zuschüsse 
zu selbst getragenen Parkplatzkosten bleiben grundsätzlich 
steuerpflichtig.

Weitere Änderungen für die Payroll

Daneben enthält der Entwurf zahlreiche weitere Detailre-
gelungen. Dazu gehören unter anderem Änderungen bei 
nachträglichen Zahlungen während der Altersteilzeit, beim 
Werkzeuggeld, bei grenzüberschreitenden Beschäftigungen, 
beim permanenten Lohnsteuer-Jahresausgleich und bei der 
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Gruppenunfallversicherung. Auch die Arbeitgeberanzeige nach 
§ 41c Abs. 4 EStG soll künftig elektronisch übermittelt werden 
können.

Noch handelt es sich um einen Entwurf. Arbeitgeber sollten die 
weitere Entwicklung dennoch frühzeitig verfolgen und insbe-
sondere bestehende Prozesse, Formulare, Nachweise und elek-
tronische Workflows auf einen möglichen Anpassungsbedarf 
zum Jahreswechsel überprüfen.

Ausführlich stellen wir die geplanten Änderungen der 
Lohnsteuer-Richtlinien 2027, die neuen Vorgaben der Fi-
nanzverwaltung und ihre konkreten Auswirkungen auf die 
Entgeltabrechnung in einem umfangreichen Fachbeitrag in 
dieser Ausgabe der LOHN+GEHALT auf Seite 48 dar.

Lohnsteuerbescheinigung 2027
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 13.08.2026 
das Muster für den Ausdruck der elektronischen Lohnsteuer-
bescheinigung 2027 veröffentlicht. Für die Entgeltabrechnung 
bringt die neue Bescheinigung insbesondere eine wichtige Än-
derung im Zusammenhang mit der Aktivrente. Der steuerfrei 
belassene Arbeitslohn muss künftig nicht nur in der Lohnsteu-
erbescheinigung ausgewiesen, sondern auch im elektronischen 
Verfahren gesondert übermittelt werden.

Neue Zeile 16c für die Aktivrente

Die wichtigste Neuerung im Muster der Lohnsteuerbescheini-
gung 2027 betrifft den Freibetrag im Rahmen der Aktivrente. 
Beschäftigte Arbeitnehmer können nach Erreichen der Regel-
altersgrenze unter den gesetzlichen Voraussetzungen Arbeits-
lohn nach § 3 Nr. 21 EStG steuerfrei erhalten.

Für diesen steuerfreien Arbeitslohn wird in der Lohnsteuer-
bescheinigung 2027 eine eigene Zeile 16c eingeführt. Dort ist 
künftig der Arbeitslohn zu bescheinigen, der aufgrund der 
Aktivrente nach § 3 Nr. 21 EStG steuerfrei geblieben ist.

Damit wird die steuerliche Begünstigung erstmals auch im 
Ausdruck der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung geson-
dert sichtbar.

Quelle: BMF

Monatliche Übermittlung  
im elektronischen Datensatz

Für die Entgeltabrechnung geht die Änderung allerdings über 
die neue Zeile in der Jahreslohnsteuerbescheinigung hinaus.

Im elektronischen Datensatz ist zusätzlich der monatlich auf-
grund der Aktivrente steuerfrei belassene Arbeitslohn zu über-
mitteln. Damit reicht es nicht aus, den steuerfreien Betrag 
lediglich für die Erstellung der Lohnsteuerbescheinigung am 
Jahresende zu ermitteln.

Die Entgeltabrechnung muss vielmehr sicherstellen, dass die 
steuerfreien Beträge bereits während des laufenden Jahres 
den einzelnen Monaten zugeordnet und entsprechend im Ab-
rechnungssystem gespeichert werden. Nur so können die er-
forderlichen Daten später zutreffend elektronisch übermittelt 
werden.

Für die Praxis bedeutet dies, dass die Aktivrente nicht nur Aus-
wirkungen auf die laufende Berechnung der Lohnsteuer hat. 
Auch die Datenhaltung und die Bescheinigungsprozesse in den 
Entgeltabrechnungssystemen müssen entsprechend ausgestal-
tet sein.

Besonderheit für die Lohnsteuer- 
bescheinigung 2026

Zu beachten ist außerdem eine Besonderheit für das Jahr 2026. 
Auch für dieses Jahr ist der aufgrund der Aktivrente steuerfrei 
belassene Arbeitslohn zu bescheinigen.

Anders als im Muster für 2027 steht hierfür jedoch noch keine 
eigene Zeile zur Verfügung. Der entsprechende Betrag ist des-
halb für 2026 in einem Freifeld der Lohnsteuerbescheinigung 
anzugeben.

Damit müssen Arbeitgeber bereits für die Lohnsteuerbeschei-
nigung 2026 sicherstellen, dass der steuerfrei behandelte 
Arbeitslohn zutreffend ermittelt und für die spätere Bescheini-
gung vorgehalten wird.

Bedeutung für die Entgeltabrechnung

Die neue Zeile 16c wirkt auf den ersten Blick wie eine kleine 
Änderung des Bescheinigungsmusters. Für die Payroll steckt 
dahinter jedoch zusätzlicher Umsetzungsbedarf. Der nach § 3 
Nr. 21 EStG steuerfreie Arbeitslohn muss korrekt berechnet, mo-
natlich zugeordnet, im Entgeltabrechnungssystem gespeichert 
und schließlich elektronisch übermittelt werden.

Arbeitgeber und Softwareanbieter sollten deshalb insbeson-
dere prüfen, ob die erforderlichen Lohnarten und Datenfelder 
für die Aktivrente eingerichtet sind und die monatliche Zuord-
nung der steuerfreien Beträge gewährleistet ist.	 ■

Markus Stier



▪ Prozessanalyse mit EPK, BPMN und Prozessmatrix
▪ Praxisfälle zu Recruiting, Onboarding, Reisekosten
▪ Workflow-Systeme und Robot Process Automation
▪ Shared Service, Insourcing und Outsourcing im Vergleich

Termin: 10. November 2026 I Online 

Referent: Prof. Dr. Wilhelm Mülder
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Auswärtstätigkeit

Essensgewährung durch  
den Arbeitgeber
Stellt der Arbeitgeber einem Arbeitnehmer während einer beruflich veranlassten 
Auswärtstätigkeit − etwa bei einer Dienstreise, Fortbildung, Einsatzwechseltätigkeit 
oder bei einer doppelten Haushaltsführung − unentgeltlich oder verbilligt eine Mahl-
zeit zur Verfügung, ist steuerlich und beitragsrechtlich zunächst zu prüfen, ob Ar-
beitslohn vorliegt, ob die Mahlzeit lediglich die Verpflegungspauschale kürzt oder 
ob eine Pauschalbesteuerung möglich ist. Praktisch bedeutsam ist die Abgren-
zung, weil sie darüber entscheidet, ob Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträge 
anfallen.

Maßgeblich sind vor allem § 8 
Abs. 2 Satz 8 und 9 Einkom-
mensteuergesetz (EStG), § 9 

Abs. 4a EStG, § 3 Nr. 13 und Nr. 16 EStG 
sowie § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1a EStG. Für 
die Sozialversicherung knüpfen § 14 
Sozialgesetzbuch (SGB) IV und die So-
zialversicherungsentgeltverordnung 
(SvEV) daran an. Danach gehören geld-
werte Vorteile grundsätzlich zum Ar-
beitsentgelt. Wird der Vorteil jedoch 
steuerfrei gewährt oder nach § 40 
Abs. 2 EStG pauschal versteuert, bleibt 
er regelmäßig nach § 1 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 SvEV beitragsfrei.

Übliche Mahlzeit und 
Sachbezugswert

Eine vom Arbeitgeber oder auf des-
sen Veranlassung von einem Dritten 
gestellte Mahlzeit ist grundsätzlich 
ein Sachbezug. Bei Auswärtstätigkei-
ten wird eine „übliche Mahlzeit“ bis zu 
einem Wert von 60 Euro einschließ-
lich Umsatzsteuer nach den amtli-
chen Sachbezugswerten bewertet (§ 8 
Abs. 2 Satz 8 EStG). Für 2026 belaufen 
sich die Praxiswerte auf 2,37 Euro für 
ein Frühstück und je 4,57 Euro für ein 
Mittag- oder Abendessen. Zahlt der 

Arbeitnehmer etwas hinzu, mindert 
die Zuzahlung den geldwerten Vorteil 
höchstens bis auf null.

Die 50-Euro-Sachbezugsfreigrenze des 
§ 8 Abs. 2 Satz 11 EStG ist für nach amt-
lichen Sachbezugswerten bewertete 
Mahlzeiten nicht anwendbar. Kostet 
die Mahlzeit mehr als 60 Euro, liegt 
keine übliche Mahlzeit vor; dann ist 
grundsätzlich der tatsächliche Wert als 
Arbeitslohn zu erfassen, soweit nicht 
ein überwiegend eigenbetriebliches 
Interesse des Arbeitgebers ausnahms-
weise den Lohncharakter ausschließt.
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Verpflegungspauschale  
statt Besteuerung

Hat der Arbeitnehmer dem Grunde 
nach Anspruch auf eine Verpflegungs-
pauschale, wird die Mahlzeit nicht 
mit dem Sachbezugswert besteuert 
(§ 8 Abs. 2 Satz 9 EStG). Stattdessen 
ist die steuerfreie Reisekostenerstat-
tung bzw. der Werbungskostenabzug 
zu kürzen: um 20 Prozent der Tages-
pauschale für ein Frühstück und um 
je 40 Prozent für Mittag- oder Abend-
essen. Für Inlandstage mit 24 Stun-
den Abwesenheit und einer Pauschale 
von 28 Euro entspricht dies 5,60 Euro 
für das Frühstück sowie je 11,20 Euro 
für Mittag- oder Abendessen. Die Kür-
zung darf die jeweilige Pauschale 
nicht übersteigen; gezahlte Entgelte 
des Arbeitnehmers mindern den 
Kürzungsbetrag.

Pauschalbesteuerung  
und Beiträge

Besteht kein Anspruch auf eine Ver-
pflegungspauschale – etwa bei einer 
eintägigen Auswärtstätigkeit von 
höchstens acht Stunden oder nach Ab-
lauf der Dreimonatsfrist, ist die Mahl-
zeit grundsätzlich als Arbeitslohn mit 
dem Sachbezugswert zu erfassen. Der 
Arbeitgeber kann diesen Vorteil jedoch 
nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1a EStG mit 
25 Prozent pauschal versteuern. Sozi-
alversicherungsrechtlich ist der Vorteil 
dann regelmäßig beitragsfrei (§ 1 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 3 SvEV). Erfolgt dagegen eine 
individuelle Versteuerung, gehört der 
Sachbezug zum beitragspflichtigen Ar-
beitsentgelt (§ 14 SGB IV).

Rechtsprechung

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat die 
Kürzungslogik deutlich bestätigt. Mit 
Urteil vom 07.07.2020 (VI R 16/18) ent-
schied er, dass die Verpflegungspau-
schalen auch dann zu kürzen sind, 
wenn der Arbeitgeber Mahlzeiten be-
reitstellt, der Arbeitnehmer sie aber 
tatsächlich nicht einnimmt. Maß-
geblich ist die Zurverfügungstellung, 
nicht der Verzehr. In einem Urteil vom 
12.07.2021 (VI R 27/19) stellte der BFH 
außerdem klar, dass die Kürzung auch 
bei Arbeitnehmern ohne erste Tätig-
keitsstätte gilt, etwa bei einem nau-
tischen Offizier mit Bordverpflegung. 
Vorinstanzlich waren u. a. das Finanz-
gericht Baden-Württemberg (Urteil 
vom 12.12.2017, 5 K 432/17) und das Nie-
dersächsische Finanzgericht (Urteil 
vom 01.07.2019, 15 K 266/16) beteiligt.

Sozialgerichtliche Spezialentscheidun-
gen zur reinen Mahlzeitengestellung 
bei Auswärtstätigkeiten sind weni-
ger prägend als die steuergerichtliche 
Rechtsprechung. Die Beitragsfolge er-
gibt sich in der Praxis vor allem aus 
der gesetzlichen Anknüpfung des So-
zialversicherungsrechts an das steuer-
liche Arbeitsentgelt: Steuerfreie oder 
wirksam pauschal besteuerte Vor-
teile bleiben beitragsfrei, individu-
ell steuerpflichtige Sachbezüge sind 
beitragspflichtig.

Beispiel 1: Tagesseminar mit Mit-
tagessen. Ein Arbeitnehmer ist von 
8:00 Uhr bis 17:30 Uhr auswärts 
tätig. Der Arbeitgeber bezahlt ein 
Mittagessen im Wert von 25 Euro. 
Da die Abwesenheit mehr als acht 
Stunden beträgt, besteht Anspruch 
auf eine Verpflegungspauschale. Das 
Mittagessen wird nicht als Sachbe-
zug versteuert; die Pauschale wird 
um 40 Prozent der maßgebenden 
Tagespauschale gekürzt.

Beispiel 2: Kurze Fortbildung. Die 
Auswärtstätigkeit dauert nur sechs 
Stunden. Der Arbeitgeber stellt ein 
Mittagessen im Wert von 18 Euro. 

Eine Verpflegungspauschale ent-
steht nicht. Der geldwerte Vorteil 
ist mit dem Sachbezugswert anzu-
setzen. Der Arbeitgeber kann den 
Betrag mit 25 Prozent pauschal ver-
steuern; dann fällt regelmäßig keine 
Sozialversicherung an.

Beispiel 3: Hotelübernachtung mit 
Frühstück. Bei einer zweitägigen 
Dienstreise ist das Frühstück im Ho-
telpreis enthalten und vom Arbeit-
geber veranlasst. Für den Abreisetag 
besteht eine Verpflegungspau-
schale; diese ist wegen des Früh-
stücks um 20 Prozent der vollen 
Tagespauschale zu kürzen. Eine Be-
steuerung mit dem Frühstücks-
Sachbezugswert unterbleibt.

Beispiel 4: Mahlzeit nach Ablauf der 
Dreimonatsfrist. Ein Arbeitnehmer 
ist längerfristig an derselben aus-
wärtigen Tätigkeitsstätte eingesetzt. 
Nach Ablauf der Dreimonatsfrist 
entfällt die Verpflegungspauschale. 
Stellt der Arbeitgeber weiterhin ein 
Mittagessen, ist der Sachbezugs-
wert steuerpflichtig; möglich bleibt 
die Pauschalbesteuerung nach § 40 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1a EStG.

Praxishinweise
Arbeitgeber sollten in der Reise-
kostenabrechnung dokumentieren, 
welche Mahlzeiten gestellt wurden, 
ob sie „üblich“ waren, ob eine Zu-
zahlung geleistet wurde und ob ein 
Anspruch auf Verpflegungspauscha-
len bestand. Entscheidend ist nicht, 
ob der Arbeitnehmer die Mahlzeit 
tatsächlich gegessen hat, sondern 
ob sie ihm zur Verfügung gestellt 
wurde. Für Lohnabrechnung und 
Sozialversicherung ist die Entschei-
dung zwischen steuerfreier Kür-
zung, Pauschalbesteuerung und 
individueller Versteuerung sauber 
nachzuhalten.	 ■

Ulrich Frank, Sozialversicherungs
fachwirt und Wirtschaftsjournalist
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Neue Steuerregeln mit unmittelbaren Auswirkungen

Einkommensteuer
reformgesetz 2027
Mit dem Entwurf eines Einkommensteuerreformgesetzes 2027 nimmt die Bundes-
regierung umfangreiche Änderungen im Einkommensteuerrecht vor. Im Mittelpunkt 
stehen steuerliche Entlastungen insbesondere für Beschäftigte mit unteren und 
mittleren Einkommen sowie für Familien. Gleichzeitig werden einzelne steuerliche 
Vergünstigungen eingeschränkt und zur Gegenfinanzierung höhere Steuersätze für 
hohe Einkommen vorgesehen.

Für Arbeitgeber und Entgeltab-
rechnungsstellen ist der Gesetz-
entwurf besonders relevant.

Neben der Neugestaltung des Ein-
kommensteuertarifs und höheren 
Freibeträgen sollen der Arbeitnehmer-
Pauschbetrag angehoben, der einheit-
liche Pauschsteuersatz für Minijobs 
von bislang 2 Prozent auf 5 Prozent er-
höht und die steuerliche Behandlung 
von Sonn- und Feiertagszuschlägen 
verbessert werden. Hinzu kommt eine 
bemerkenswerte Änderung in der So-
zialversicherungsentgeltverordnung 
(SvEV), durch die tarifvertraglich ge-
regelte Sonn- und Feiertagszuschläge 
unter bestimmten Voraussetzungen 
künftig in größerem Umfang beitrags-
frei bleiben können.

Nach dem Entwurf sollen die wesent-
lichen Änderungen zum 01.01.2027 in 
Kraft treten. Weitere Entlastungen 
sind für 2028 vorgesehen.

Einkommensteuertarif wird 
2027 neu gestaltet

Ein zentraler Bestandteil der Reform 
ist die Änderung des Einkommen-
steuertarifs. Der Grundfreibetrag soll 
2027 von 12.348 Euro um 216 Euro 
auf 12.564 Euro steigen. Für 2028 
ist bereits eine weitere Erhöhung 
um 336 Euro auf dann 12.900 Euro 
vorgesehen.

Gleichzeitig soll die zweite Progressi-
onszone 2027 bis zu einem zu versteu-
ernden Einkommen von 70.600 Euro 
reichen. Damit soll insbesondere bei 
kleinen und mittleren Einkommen 
eine steuerliche Entlastung erreicht 
werden. Die Änderungen wirken sich 
unmittelbar auf die Berechnung der 
Lohnsteuer aus und müssen entspre-
chend in den Programmablaufplänen 
für den Lohnsteuerabzug berücksich-
tigt werden.

Auf der anderen Seite werden höhere 
Einkommen stärker belastet. Der Steu-
ersatz von 45 Prozent soll nach dem 
Entwurf bereits ab einem zu versteu-
ernden Einkommen von 250.000 Euro 
greifen. Ab 280.000 Euro ist eine wei-
tere Tarifstufe mit einem Steuersatz 
von 47 Prozent vorgesehen. Der Ent-
wurf kombiniert damit Entlastungen 
im unteren und mittleren Einkom-
mensbereich mit einer stärkeren Be-
lastung besonders hoher Einkommen.
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Für die Entgeltabrechnung sind zudem 
Folgeänderungen bei der Berechnung 
der Jahreslohnsteuer in den Steuer-
klassen V und VI vorgesehen. Die ent-
sprechenden Werte in § 39b Abs. 2 
Satz 7 Einkommensteuergesetz (EStG) 
sollen an die neuen Tarifeckwerte an-
gepasst werden.

Arbeitnehmer-Pauschbetrag 
steigt auf 1.430 Euro

Eine unmittelbar für den Lohnsteuer-
abzug relevante Änderung betrifft den 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag. Dieser 
soll ab 2027 von derzeit 1.230 Euro um 
200 Euro auf 1.430 Euro angehoben 
werden.

Der erhöhte Pauschbetrag wird bereits 
in die Programmablaufpläne für den 
Lohnsteuerabzug 2027 eingearbeitet 
und wirkt sich damit unmittelbar auf 
die monatliche Lohnsteuerberechnung 
aus. Beschäftigte müssen hierfür kei-
nen Antrag stellen.

Nach Einschätzung der Bundesre-
gierung profitieren hiervon rund 1,3 
Millionen Steuerpflichtige in beson-
derem Maße, weil ihre tatsächlichen 
Werbungskosten unterhalb des neuen 
Pauschbetrags liegen und sie deshalb 

künftig auf entsprechende Einzelan-
gaben verzichten können.

Für die Entgeltabrechnung selbst ent-
steht daraus grundsätzlich kein zu-
sätzlicher Prüfungsaufwand. Die 
Änderung wird systemseitig über 
die neuen Programmablaufpläne 
umgesetzt.

Höhere Grenze für steuerfreie 
Sonn- und Feiertagszuschläge

Eine der interessantesten Änderun-
gen für die betriebliche Praxis betrifft 
§ 3b EStG.

Nach geltendem Recht können Zu-
schläge für tatsächlich geleistete Sonn-
tags-, Feiertags- oder Nachtarbeit 
innerhalb der gesetzlichen Prozent-
sätze steuerfrei gezahlt werden. Für 
die Berechnung der steuerfreien Zu-
schläge darf der zugrunde gelegte 
Grundlohn bislang höchstens 50 Euro 
je Stunde betragen.

Diese einheitliche Grenze soll zum 
01.01.2027 aufgebrochen werden.

Für Sonn- und Feiertagsarbeit soll der 
maximal berücksichtigungsfähige 
Grundlohn künftig von 50 Euro auf 

75 Euro je Stunde steigen. Für Nachtar-
beit bleibt es dagegen bei der bisheri-
gen Grenze von 50 Euro.

Damit können insbesondere bei höher 
vergüteten Beschäftigten künftig grö-
ßere Teile der Sonn- und Feiertagszu-
schläge steuerfrei bleiben.

Beispiel
Erhält ein Arbeitnehmer einen 
Grundlohn von 70 Euro je Stunde 
und arbeitet an einem Sonntag, 
konnte für die Berechnung des steu-
erfreien Sonntagszuschlags bislang 
lediglich ein Grundlohn von maximal 
50 Euro berücksichtigt werden.

Bei einem steuerfreien Sonntags-
zuschlag von 50 Prozent ergab sich 
damit ein maximal steuerfreier Zu-
schlag von 25 Euro je Stunde.

Nach der geplanten Neuregelung 
könnte der tatsächliche Grundlohn 
von 70 Euro berücksichtigt wer-
den. Der steuerfreie Sonntagszu-
schlag könnte damit bis zu 35 Euro 
je Stunde betragen.

Die Änderung kann deshalb gerade bei 
hochqualifizierten und entsprechend 
vergüteten Beschäftigten im Schicht-, 
Bereitschafts- oder Wochenenddienst 
erhebliche praktische Bedeutung 
erlangen.

Sozialversicherung folgt  
der Steuerfreiheit nicht 
vollständig

Besondere Aufmerksamkeit verdient 
das Zusammenspiel zwischen Lohn-
steuer und Sozialversicherung.

Bislang gilt für die Beitragsfreiheit von 
Sonn-, Feiertags- und Nachtzuschlä-
gen nach der Sozialversicherungsent-
geltverordnung grundsätzlich eine 
deutlich niedrigere Grundlohngrenze 
von 25 Euro je Stunde.

Diese Grenze soll nicht generell auf 
75 Euro angehoben werden. Stattdes-
sen sieht der Gesetzentwurf eine Dif-
ferenzierung vor.
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Bei Sonn- und Feiertagszuschlägen, 
die in einem Tarifvertrag geregelt 
sind, soll künftig unter bestimmten 
Voraussetzungen die höhere steuerli-
che Grenze auch für die Beitragsfrei-
heit berücksichtigt werden können. 
Voraussetzung ist, dass das Arbeitsver-
hältnis in den räumlichen, fachlichen 
und persönlichen Geltungsbereich des 
Tarifvertrags fällt und dessen Bestim-
mungen für das Arbeitsverhältnis gel-
ten. Dies kann sich aus unmittelbarer 
Tarifbindung beziehungsweise All-
gemeinverbindlichkeit oder aus einer 
entsprechenden arbeitsvertraglichen 
Vereinbarung ergeben.

Wichtig: Die bloße arbeitsvertrag-
liche Bezugnahme auf einzelne Ta-
rifregelungen genügt nach der 
Gesetzesbegründung dagegen nicht.

Für nicht entsprechend tarifvertrag-
lich geregelte Sonn- und Feiertags-
zuschläge bleibt es dagegen bei der 
bisherigen sozialversicherungsrechtli-
chen Grundlohngrenze von 25 Euro.

Auch für Nachtarbeitszuschläge bleibt 
die Grenze von 25 Euro in der Sozial-
versicherung bestehen.

Damit können sich weiterhin unter-
schiedliche Fallgestaltungen ergeben. 
Ein Zuschlag kann steuerfrei und den-
noch beitragspflichtig sein. Bei ta-
rifvertraglich geregelten Sonn- und 

Feiertagszuschlägen kann sich dage-
gen künftig eine weitergehende Bei-
tragsfreiheit ergeben.

Gerade dieser Punkt dürfte in der Ent-
geltabrechnung eine genaue Prü-
fung der jeweiligen tarifvertraglichen 
Grundlage erforderlich machen.

Pauschsteuer für  
Minijobs steigt von  
zwei auf fünf Prozent

Eine weitere für Arbeitgeber finan-
ziell besonders bedeutsame Ände-
rung betrifft geringfügig entlohnte 
Beschäftigungen.

Nach § 40a Abs. 2 EStG kann der Ar-
beitgeber bei bestimmten Minijobs 
auf den individuellen Lohnsteuerab-
zug nach den elektronischen Lohn-
steuerabzugsmerkmalen verzichten 
und stattdessen eine einheitliche 
Pauschsteuer erheben. Diese umfasst 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und 
Kirchensteuer.

Der einheitliche Pauschsteuersatz be-
trägt seit seiner Einführung im Jahr 
2003 unverändert zwei Prozent.

Damit soll ab 2027 Schluss sein. Der 
Regierungsentwurf sieht eine Er-
höhung von zwei Prozent auf fünf 
Prozent des Arbeitsentgelts vor. 
Die Neuregelung soll bereits zum 
01.01.2027 gelten.

Für Arbeitgeber bedeutet dies bei 
pauschal versteuerten Minijobs 
eine unmittelbare Erhöhung der 
Lohnnebenkosten.

Beispiel
Bei einem monatlichen Arbeitsent-
gelt von 600 Euro beträgt die ein-
heitliche Pauschsteuer derzeit:

600 Euro × 2 Prozent = 12 Euro

Bei einem Pauschsteuersatz von 
5 Prozent wären künftig:

600 Euro × 5 Prozent = 30 Euro

zu zahlen.

Allein die steuerliche Belastung des 
Arbeitgebers würde damit in diesem 
Beispiel um 18 Euro monatlich bezie-
hungsweise 216 Euro jährlich steigen.

Bei einer größeren Anzahl geringfügig 
Beschäftigter können daraus erhebli-
che zusätzliche Arbeitgeberkosten ent-
stehen. Die Bundesregierung rechnet 
durch die Erhöhung des Pauschsteuer-
satzes mit zusätzlichen Lohnsteuer-
einnahmen von 875 Millionen Euro 
jährlich bei voller Jahreswirkung.

Für Unternehmen wird es damit noch 
wichtiger, die Gesamtkosten gering-
fügiger Beschäftigungen neu zu kal-
kulieren und gegebenenfalls mit einer 
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Beschäftigung im Übergangsbereich 
zu vergleichen.

Kinderfreibetrag und  
Kindergeld steigen

Auch Familien sollen durch die Reform 
entlastet werden. Der Kinderfreibe-
trag für das sächliche Existenzmini-
mum soll 2027 für jeden Elternteil von 
3.414 Euro auf 3.564 Euro steigen. Für 
ein Kind ergibt sich damit ein Kinder-
freibetrag von insgesamt 7.128 Euro.

Zusammen mit dem unveränder-
ten Freibetrag für Betreuung, Erzie-
hung oder Ausbildung von insgesamt 
2.928 Euro steigt der Gesamtbetrag der 
Freibeträge für Kinder von 9.756 Euro 
auf 10.056 Euro.

Zum 01.01.2028 soll der Gesamtbetrag 
nochmals auf 10.236 Euro steigen.

Parallel dazu wird das Kinder-
geld angehoben. Ab Januar 2027 sind 
monatlich 267 Euro je Kind vorgese-
hen. Derzeit sind es 259 Euro. Zum 
01.01.2028 soll das Kindergeld noch-
mals auf 272 Euro steigen.

Für die laufende Auszahlung des Kin-
dergeldes ist die Entgeltabrechnung 
zwar nicht zuständig. Die Kinderfrei-
beträge sind jedoch insbesondere bei 
der Berechnung von Solidaritätszu-
schlag und Kirchensteuer im Lohn-
steuerabzugsverfahren weiterhin 
relevant.

Anwendung bereits für den 
Lohnsteuerabzug 2027

Für Arbeitgeber ist der zeitliche An-
wendungsbereich eindeutig geregelt. 
Die für 2027 vorgesehenen Änderun-
gen sollen grundsätzlich auf laufenden 
Arbeitslohn angewendet werden, der 
für einen nach dem 31.12.2026 enden-
den Lohnzahlungszeitraum gezahlt 
wird. Bei sonstigen Bezügen kommt es 
auf einen Zufluss nach dem 31.12.2026 
an.

Damit müssen die Änderungen 
grundsätzlich bereits mit der Januar-
abrechnung 2027 in den Entgeltab-
rechnungssystemen umgesetzt sein.

Die Bundesregierung geht selbst 
davon aus, dass Anpassungen der 
Lohnsteuerberechnungs- und Lohn-
abrechnungsprogramme erforderlich 
werden. Für die Anpassung der Ent-
geltabrechnungssysteme wird im Ge-
setzentwurf ein einmaliger Aufwand 
von insgesamt rund eine Million Euro 
angesetzt.

Bedeutung für die 
Entgeltabrechnung

Das Einkommensteuerreformgesetz 
2027 ist weit mehr als eine weitere 
Anpassung des Einkommensteuerta-
rifs zum Jahreswechsel. Für die Pay-
roll treffen mehrere Änderungen 
gleichzeitig zusammen.

Besonders relevant sind die neuen 
Tarifparameter und der höhere Ar-
beitnehmer-Pauschbetrag, die unmit-
telbar über die Programmablaufpläne 
in die Lohnsteuerberechnung einflie-
ßen. Bei Sonn-, Feiertags- und Nacht-
zuschlägen wird die Abrechnung 
anspruchsvoller, weil künftig noch 
stärker zwischen steuerlicher und so-
zialversicherungsrechtlicher Behand-
lung unterschieden werden muss. Bei 
tarifvertraglichen Sonn- und Feier-
tagszuschlägen kommt zusätzlich die 
Prüfung der tarifvertraglichen Vor-
aussetzungen hinzu.

Finanziell besonders spürbar dürfte 
für viele Arbeitgeber die Erhöhung der 
einheitlichen Pauschsteuer für Mini-
jobs sein. Die Erhöhung von zwei auf 
fünf Prozent verändert die Kosten-
struktur geringfügiger Beschäftigun-
gen deutlich und sollte bereits bei der 
Personal- und Budgetplanung für 2027 
berücksichtigt werden.

Der Gesetzentwurf zeigt damit ein-
mal mehr, dass der Jahreswechsel 
2026/2027 für die Entgeltabrechnung 
umfangreiche Änderungen mit sich 
bringen wird. Neben den ohnehin re-
gelmäßig anzupassenden Rechengrö-
ßen müssen Arbeitgeber diesmal auch 
strukturelle Änderungen bei Lohn-
steuer und Sozialversicherung in ihre 
Abrechnungsprozesse integrieren.

Praxishinweis
Noch handelt es sich um einen Ge-
setzentwurf der Bundesregierung. 
Im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren können sich einzelne Regelun-
gen und Beträge noch verändern. 
Für die Vorbereitung des Jahres-
wechsels sollten insbesondere 
die Entwicklung des Einkommen-
steuertarifs, die Neuregelung der 
Sonn- und Feiertagszuschläge sowie 
die geplante Erhöhung der Mini-
job-Pauschsteuer im Blick behalten 
werden. Der Entwurf sieht für die 
wesentlichen Regelungen ein In-
krafttreten zum 01.01.2027 vor.	 ■

Markus Stier
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Zahlreiche Änderungen für die Entgeltabrechnung geplant

Lohnsteuer-Richtlinien 2027
Die Lohnsteuer-Richtlinien (LStR) sollen zum 01.01.2027 umfassend überarbeitet 
werden. Mit dem Entwurf der Lohnsteuer-Änderungsrichtlinien 2027 − mit Stand vom 
22.06.2026 − reagiert die Finanzverwaltung auf gesetzliche Änderungen, Entwicklun-
gen in der Rechtsprechung und zahlreiche praktische Fragestellungen, die sich seit 
der letzten grundlegenden Überarbeitung ergeben haben.

Für Arbeitgeber und Entgelt-
abrechnungsstellen sind die 
Lohnsteuer-Richtlinien von be-

sonderer Bedeutung. Zwar handelt 
es sich bei ihnen nicht um gesetzli-
che Vorschriften, aber sie binden un-
mittelbar die Finanzverwaltung und 
zeigen damit, nach welchen Grund-
sätzen die Finanzämter lohnsteuer-
liche Sachverhalte beurteilen. Gerade 
im Rahmen einer Lohnsteuer-Außen-
prüfung bilden die Richtlinien des-
halb eine wichtige Grundlage für die 
steuerliche Beurteilung betrieblicher 
Sachverhalte.

Der vorliegende Entwurf enthält zahl-
reiche redaktionelle Anpassungen und 
Folgeänderungen. Daneben sind je-
doch auch eine Reihe materieller Än-
derungen vorgesehen, die für die 
Entgeltabrechnung unmittelbar rele-
vant sind. Dies betrifft insbesondere 

Mahlzeitenzuschüsse, Arbeitgeber-
veranstaltungen, die Überlassung von 
Parkplätzen, Zuschüsse zur priva-
ten Kranken- und Pflegeversicherung 
sowie verschiedene Nachweis-, Auf-
zeichnungs- und Anzeigeverfahren.

Noch handelt es sich allerdings um 
einen Entwurf. Änderungen im weite-
ren Verfahren bleiben daher möglich.

Anwendung grundsätzlich  
ab Januar 2027

Die geänderten Lohnsteuer-Richt-
linien sollen am Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung in Kraft treten und 
grundsätzlich ab dem 01.01.2027 anzu-
wenden sein.

Eine Besonderheit besteht bei den 
steuerfreien Aufwandsentschädi-
gungen aus öffentlichen Kassen. Die 

hierfür vorgesehenen höheren Be-
träge in R 3.12 Abs. 3 und Abs. 5 Satz 1 
LStR sollen bereits rückwirkend zum 
01.01.2026 gelten.

Für die Praxis ist diese Rückwirkung 
besonders zu beachten, weil sich da
raus gegebenenfalls bereits für das 
laufende Jahr Korrekturbedarf erge-
ben kann.

Steuerfreie Aufwandsentschä-
digungen werden angehoben

Bei Aufwandsentschädigungen aus öf-
fentlichen Kassen soll der monatlich 
ohne weiteren Nachweis steuerfrei 
anzuerkennende Betrag von bislang 
250 Euro auf 275 Euro steigen.

Sind die Anspruchsberechtigten und 
die Höhe der Aufwandsentschädigung 
durch Gesetz oder Rechtsverordnung 
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bestimmt, soll bei ehrenamtlich täti-
gen Personen weiterhin grundsätzlich 
ein Drittel der gewährten Aufwands-
entschädigung, mindestens jedoch 
275 Euro monatlich, steuerfrei bleiben.

Ist dagegen weder der Kreis der An-
spruchsberechtigten noch die Höhe 
der Aufwandsentschädigung gesetz-
lich festgelegt, kann künftig bei haupt- 
und ehrenamtlich tätigen Personen 
regelmäßig ein steuerlich anzuer-
kennender Aufwand von monatlich 
275 Euro unterstellt werden. Liegt die 
tatsächlich gezahlte Aufwandsent-
schädigung darunter, kann allerdings 
nur der tatsächlich ausgezahlte Betrag 
steuerfrei bleiben.

Auch für gelegentliche ehrenamtliche 
Tätigkeiten ist eine Anpassung vorge-
sehen. Hier sollen künftig bis zu 9 Euro 
täglich anstelle der bisherigen 8 Euro 
ohne nähere Prüfung steuerfrei aner-
kannt werden.

Da diese Änderungen bereits ab dem 
01.01.2026 angewendet werden sollen, 
ist für betroffene Arbeitgeber zu prü-
fen, ob sich Auswirkungen auf bereits 
abgerechnete Zeiträume ergeben.

Übungsleiterfreibetrag:  
Textform soll künftig genügen

Auch die Verwaltungsanweisungen 
zur Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26 
Einkommensteuergesetz (EStG) wer-
den angepasst.

Als begünstigte Pflegetätigkeit soll 
künftig ausdrücklich auch eine Tätig-
keit im Mahlzeitendienst berücksich-
tigt werden können, sofern diese über 
die reine Lieferung von Mahlzeiten hi-
nausgeht. Entscheidend bleibt damit 
der tatsächliche Charakter der Tätig-
keit. Eine reine Auslieferung genügt 
nicht.

Darüber hinaus wird klargestellt, dass 
eine Tätigkeit auch dann der selbstlo-
sen Förderung gemeinnütziger, mild-
tätiger oder kirchlicher Zwecke dienen 
kann, wenn sie diesen Zwecken ledig-
lich mittelbar zugutekommt.

Für Arbeitgeber besonders interessant 
ist die geplante Vereinfachung beim 
Nachweis des Übungsleiterfreibetrags. 

Bislang muss der Arbeitnehmer 
schriftlich bestätigen, dass die Steuer-
befreiung nicht bereits in einem an-
deren Dienst- oder Auftragsverhältnis 
berücksichtigt wurde.

Künftig soll eine Erklärung in Text-
form ausreichen. Darin muss der 
Beschäftigte angeben, ob und gege-
benenfalls in welcher Höhe der Frei-
betrag bereits in einem anderen 
Dienst- oder Auftragsverhältnis be-
rücksichtigt wurde oder wird.

Die Erklärung ist weiterhin zum Lohn-
konto zu nehmen. Sie soll jedoch bis 
zu ihrem Widerruf, längstens für drei 
Kalenderjahre, berücksichtigt werden 
dürfen. Damit entfällt die Notwendig-
keit, zwingend für jedes Kalenderjahr 
eine neue Erklärung einzuholen.

Für die Praxis empfiehlt es sich den-
noch, Beschäftigte regelmäßig darauf 
hinzuweisen, Änderungen ihrer Ver-
hältnisse unverzüglich mitzuteilen.

Altersteilzeit:  
Nachträgliche Zahlungen

Eine weitere Klarstellung betrifft 
nachträgliche Zahlungen im Zusam-
menhang mit einer Altersteilzeit.

Leistungen für den Zeitraum der Al-
tersteilzeitarbeit können danach auch 
dann steuerfrei bleiben, wenn sich der 
Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der tat-
sächlichen Auszahlung nicht mehr in 
Altersteilzeit befindet. Maßgebend ist 
somit nicht ausschließlich der Zeit-
punkt des Zuflusses, sondern der Zeit-
raum, für den die Zahlung geleistet 
wird.

Nachträglich ausgezahlte Aufsto-
ckungsbeträge können deshalb wei-
terhin steuerfrei behandelt werden, 
wenn der zugrunde liegende Anspruch 
während der Altersteilzeitarbeit ent-
standen ist.

Anders ist die Situation, wenn der 
Anspruch erst nach Ablauf des Ka-
lendermonats entsteht, in dem die 
Altersteilzeitarbeit beendet oder die 
maßgebende Altersgrenze für die Re-
gelaltersrente erreicht wurde. In die-
sen Fällen soll die Steuerbefreiung 
nicht greifen.

Für die Entgeltabrechnung wird damit 
bei nachträglichen Zahlungen eine ge-
naue Zuordnung des Anspruchszeit-
raums erforderlich.

Werkzeuggeld: Auch für 
motorbetriebene Werkzeuge

Die Steuerbefreiung für Werkzeuggeld 
wird ebenfalls konkretisiert. Danach 
können künftig ausdrücklich auch ar-
beitnehmereigene motorbetriebene 
Werkzeuge unter die Begünstigung 
fallen.

Damit wird klargestellt, dass der steu-
erliche Werkzeugbegriff nicht auf 
einfache handbetriebene Werkzeuge 
beschränkt ist. Voraussetzung bleibt 
allerdings, dass das Werkzeug betrieb-
lich eingesetzt wird und der Arbeitge-
ber die dem Arbeitnehmer hierdurch 
entstehenden Aufwendungen ersetzt.

Nicht unter den Werkzeugbegriff fal-
len weiterhin Datenverarbeitungs- 
und Telekommunikationsgeräte sowie 
Musikinstrumente und deren Zubehör.

Pflegeversicherung: Kinder
abschläge verändern Arbeit-
geberanteil nicht

In R 3.62 LStR soll ausdrücklich 
klargestellt werden, dass die Bei-
tragsabschläge in der sozialen Pflege-
versicherung für das zweite bis fünfte 
Kind ausschließlich den vom Arbeit-
nehmer zu tragenden Beitragsanteil 
reduzieren.

Der Arbeitgeberanteil zur Pflegever-
sicherung bleibt hiervon unberührt. 
Inhaltlich entspricht dies bereits der 
geltenden beitragsrechtlichen Be-
handlung. Die Ergänzung sorgt 
jedoch für eine eindeutige lohnsteu-
erliche Einordnung der steuerfreien 
Arbeitgeberbeiträge.

PKV-Beiträge: Elektronischer 
Nachweis wird zum Regelfall

Besonders praxisrelevant ist die Über-
arbeitung der Regelungen zu den steu-
erfreien Arbeitgeberzuschüssen für 
privat kranken- und pflegeversicherte 
Arbeitnehmer.
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Das bisherige papiergebundene Be-
scheinigungsverfahren soll in den 
Richtlinien weitgehend entfallen. Die 
für die Ermittlung des steuerfreien 
Arbeitgeberzuschusses benötigten 
Daten über die privaten Kranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträge (PKV-
Beiträge) sollen grundsätzlich elektro-
nisch als Lohnsteuerabzugsmerkmal 
nach § 39 Abs. 4 Nr. 4 Buchst. a EStG 
bereitgestellt werden.

Für Arbeitgeber bedeutet dies, dass 
grundsätzlich die elektronisch über-
mittelten Daten für die Berechnung 
des steuerfreien Arbeitgeberzuschus-
ses heranzuziehen sind.

Allerdings können nicht sämtliche zu-
schussfähigen Beiträge elektronisch 
bereitgestellt werden. Dies kann ins-
besondere Beiträge für Ehegatten oder 
Kinder betreffen, wenn für diese ei-
genständige Versicherungsverträge 
bestehen.

In diesen Fällen bleibt ein zusätzli-
cher individueller Nachweis erfor-
derlich. Der Arbeitnehmer kann die 
berücksichtigungsfähigen Beiträge 
beispielsweise durch eine Bescheini-
gung des Versicherungsunternehmens 
nachweisen. Diese Unterlagen sind 
vom Arbeitgeber zum Lohnkonto zu 
nehmen.

In der Praxis wird deshalb trotz  
des elektronischen Verfahrens weiter-
hin ein Nebeneinander von elektroni-
schen Lohnsteuerabzugsmerkmalen 
(ELStAM-Daten) und ergänzenden 
individuellen Nachweisen bestehen.

Mahlzeitenzuschüsse:  
Auch im Homeoffice

Eine der praktisch besonders in-
teressanten Änderungen betrifft 
die Bewertung arbeitstäglicher 
Mahlzeitenzuschüsse.

Die bekannten Voraussetzungen für 
die Bewertung mit dem amtlichen 
Sachbezugswert bleiben grundsätzlich 
bestehen. Insbesondere muss tatsäch-
lich eine Mahlzeit erworben werden. 
Der Arbeitgeberzuschuss darf den 
amtlichen Sachbezugswert um nicht 
mehr als 3,10 Euro übersteigen und 

nicht höher sein als der tatsächliche 
Preis der Mahlzeit.

Neu ist die ausdrückliche Klarstellung, 
dass diese Grundsätze auch für Be-
schäftigte gelten, die im Homeoffice 
arbeiten.

Gleiches soll für Arbeitnehmer gelten, 
deren tägliche Arbeitszeit sechs Stun-
den nicht überschreitet. Dies gilt aus-
drücklich auch dann, wenn aufgrund 
der betrieblichen Arbeitszeitregelun-
gen innerhalb dieses Zeitraums keine 
Ruhepause vorgesehen ist.

Damit wird die steuerliche Begünsti-
gung stärker an die tatsächliche Ar-
beitstätigkeit angeknüpft und nicht 
daran, ob der Beschäftigte seine Tätig-
keit im Betrieb ausübt oder Anspruch 
auf eine Arbeitspause hat.

Auch der Erwerb einzelner Bestand-
teile einer Mahlzeit bei unterschied-
lichen Akzeptanzstellen soll möglich 
sein. Voraussetzung ist, dass die er-
worbenen Bestandteile insgesamt 
eine zum unmittelbaren Verzehr be-
stimmte Mahlzeit bilden.

Bevorratung bleibt ausgeschlossen

Gleichzeitig zieht die Finanzverwal-
tung eine klare Grenze bei Vorrats-
käufen. Für jeden Arbeitstag und jede 
bezuschusste Mahlzeit, also Frühstück, 
Mittag- oder Abendessen, darf nur 
einmal der amtliche Sachbezugswert 
angesetzt werden. Werden am selben 
Tag weitere Mahlzeiten für andere 
Tage auf Vorrat erworben, sind die da-
rauf entfallenden Zuschüsse als Bar-
lohn zu behandeln.

Entsprechendes gilt für einzelne Mahl-
zeitenbestandteile, wenn diese er-
kennbar auf Vorrat gekauft werden.

Für Arbeitgeber bedeutet dies, dass die 
eingesetzten Abrechnungs- und Kon
trollverfahren eine entsprechende 
Prüfung ermöglichen müssen.

Keine unmittelbare Vertragsbezie-
hung mit dem Anbieter notwendig

Eine weitere Erleichterung betrifft di-
gitale Zuschussmodelle. Für die steu-
erliche Behandlung ist künftig keine 

unmittelbare vertragliche Beziehung 
zwischen Arbeitgeber und dem Unter-
nehmen erforderlich, das die Mahlzeit 
abgibt.

Damit berücksichtigt die Finanz
verwaltung insbesondere moderne 
digitale Modelle, bei denen externe 
Dienstleister Belege prüfen und die 
Abwicklung der Mahlzeitenzuschüsse 
übernehmen.

Die Verantwortung für die zutref-
fende steuerliche Behandlung ver-
bleibt jedoch beim Arbeitgeber. Die 
erforderlichen Einzelbelege oder Ab-
rechnungsunterlagen müssen zum 
Lohnkonto genommen werden. Die 
Prüfung kann sowohl manuell als 
auch mithilfe geeigneter elektroni-
scher Verfahren erfolgen.

Berufskraftfahrer:  
Übernachtung im Fahrzeug

Auch die Regelungen für Berufskraft-
fahrer werden angepasst.

Die bisherige Aussage, wonach bei 
einer Übernachtung im Fahrzeug 
keine Übernachtungspauschale steu-
erfrei gezahlt werden kann, soll 
geändert werden. Künftig wird aus-
drücklich die Möglichkeit berücksich-
tigt, den Pauschbetrag nach § 9 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 5b Satz 2 EStG steuerfrei zu 
erstatten.

Dabei handelt es sich nicht um 
die allgemeine inländische 
Übernachtungspauschale.

Begünstigt ist vielmehr der besondere 
Pauschbetrag für zusätzliche Aufwen-
dungen von Berufskraftfahrern, die 
im Zusammenhang mit ihrer berufli-
chen Tätigkeit in dem von ihnen ge-
führten Fahrzeug übernachten.

Doppelte Haushaltsführung:  
Erklärung in Textform

Auch bei der doppelten Haushalts-
führung schreitet die Abkehr von der 
klassischen Schriftform voran.

Bei Arbeitnehmern der Steuerklassen 
I, II oder VI kann der Arbeitgeber einen 
eigenen Hausstand bislang nur be-
rücksichtigen, wenn der Beschäftigte 
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dies schriftlich erklärt und die Erklä-
rung eigenhändig unterschreibt.

Nach dem Entwurf soll künftig die 
Textform ausreichen. Damit kann bei-
spielsweise auch eine entsprechende 
elektronische Erklärung verwendet 
werden. Sie muss allerdings weiterhin 
als Beleg zum Lohnkonto aufbewahrt 
werden.

Feiern aus persönlichen 
Anlässen: Gesamtcharakter 
entscheidend

Von erheblicher praktischer Bedeu-
tung ist die geplante Neufassung 
der Grundsätze für Feiern aus An-
lass persönlicher Ereignisse eines 
Arbeitnehmers.

Übliche Sachleistungen des Arbeit-
gebers anlässlich einer Dienst-
einführung, eines Amts- oder 
Funktionswechsels, eines runden 
Arbeitnehmerjubiläums, einer Ver-
abschiedung oder eines runden Ge-
burtstags sollen nicht zum Arbeitslohn 
gehören, wenn es sich um ein Fest des 
Arbeitgebers handelt.

Damit werden die bislang teilweise 
getrennten Regelungen zusammen-
geführt. Zugleich entfällt die bisherige 
ausdrückliche Aussage in R 19.3 LStR, 
nach der bei Aufwendungen von mehr 
als 110 Euro je teilnehmende Person 
eine Hinzurechnung zum Arbeitslohn 
vorzunehmen ist.

Stärker in den Vordergrund rückt 
damit die Frage, wem die Veranstal-
tung nach ihrem Gesamtcharakter zu-
zurechnen ist. Handelt es sich um eine 
vom Arbeitgeber organisierte und 
aus überwiegend betrieblichem Inte-
resse durchgeführte Veranstaltung, 
spricht dies gegen die Annahme von 
Arbeitslohn.

Für die Praxis gewinnt dadurch die 
Dokumentation weiter an Bedeu-
tung. Arbeitgeber sollten insbeson-
dere Anlass, Organisation, Gästekreis, 
Kostenübernahme und betriebliches 
Interesse nachvollziehbar festhalten.

Arbeitgeberparkplätze:  
Neue Vorgaben

Erstmals enthalten die Lohnsteuer-
Richtlinien ausführliche Aussa-
gen zur Überlassung von Park- und 
Einstellplätzen.

Kein Arbeitslohn soll vorliegen, wenn 
der Arbeitgeber oder ein Dritter auf-
grund des Dienstverhältnisses zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn Parkplätze an der ersten 
Tätigkeitsstätte oder in deren räum-
licher Nähe zur Verfügung stellt und 
diese der Belegschaft als Gesamtheit 
angeboten werden.

Der Parkplatz kann sowohl für das pri-
vate Fahrzeug des Arbeitnehmers als 
auch für ein überlassenes betriebliches 
Fahrzeug genutzt werden.

Eine individuelle Kennzeichnung eines 
Stellplatzes, etwa mit dem Kennzei-
chen eines Beschäftigten, soll un-
schädlich sein, wenn der Parkplatz 
Bestandteil eines grundsätzlich für die 
Belegschaft angebotenen Parkraum-
konzepts ist.

Anders beurteilt der Entwurf dagegen 
einen Parkplatz, der ausschließlich 
einem einzelnen Arbeitnehmer zur al-
leinigen Nutzung überlassen wird. In 
diesem Fall soll Arbeitslohn vorliegen. 
Auch Zuschüsse zu vom Arbeitnehmer 
selbst getragenen Parkplatzkosten 
bleiben grundsätzlich steuerpflichtiger 
Arbeitslohn.

Die geplante Abgrenzung dürfte in der 
betrieblichen Praxis erhebliche Bedeu-
tung gewinnen. Arbeitgeber mit fes-
ten Stellplatzzuordnungen sollten ihre 
bisherigen Parkraumkonzepte daher 
überprüfen.

Fortbildungsleistungen:  
Zusage per E‑Mail möglich

Eine weitere Erleichterung betrifft 
berufliche Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen. Ist der Arbeitnehmer 
selbst Rechnungsempfänger, steht dies 
einem ganz überwiegend eigenbe-
trieblichen Interesse des Arbeitgebers 
weiterhin nicht entgegen, wenn die-
ser die Übernahme der Kosten vor Ab-
schluss des Vertrags zugesagt hat.
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Für diese Zusage soll künftig eben-
falls die Textform ausreichen. Eine 
eigenhändig unterschriebene Erklä-
rung ist damit nicht mehr erforderlich. 
Die Kostenübernahme kann bei-
spielsweise vor Vertragsabschluss per 
E‑Mail zugesagt werden.

Altersgeld: Als Versorgungs
bezug eingeordnet

Altersgeld und Hinterbliebenenalters-
geld nach dem Altersgeldgesetz sowie 
nach entsprechenden landesrechtli-
chen Vorschriften sollen ausdrücklich 
in den Katalog der Versorgungsbezüge 
aufgenommen werden.

Damit wird die lohnsteuerliche Be-
handlung dieser Leistungen eindeutig 
geregelt. In der Abrechnung ist insbe-
sondere zu prüfen, in welchem Um-
fang der Versorgungsfreibetrag und 
der Zuschlag zum Versorgungsfreibe-
trag zu berücksichtigen sind.

Grenzüberschreitende Be-
schäftigung und Homeoffice

Die Lohnsteuer-Richtlinien werden 
außerdem an die zunehmende Bedeu-
tung grenzüberschreitender Beschäfti-
gungsmodelle angepasst.

Arbeitnehmer ohne Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
unterliegen grundsätzlich mit den 
Einkünften aus einer im Inland aus-
geübten oder verwerteten nichtselbst-
ständigen Tätigkeit der beschränkten 
Einkommensteuerpflicht.

Darüber hinaus werden Tätigkeiten 
berücksichtigt, die im Ansässigkeits-
staat oder einem Drittstaat ausgeübt 
werden, bei denen Deutschland auf-
grund eines Doppelbesteuerungs-
abkommens oder einer anderen 
zwischenstaatlichen Vereinbarung je-
doch das Besteuerungsrecht behält.

Ausdrücklich berücksichtigt wer-
den dabei auch Bagatellregelungen 
in Doppelbesteuerungsabkommen 
(DBA). Diese können dazu führen, 
dass Deutschland sein Besteuerungs-
recht behält, obwohl der Beschäftigte 
an einzelnen Tagen beispielsweise im 
ausländischen Homeoffice arbeitet.

Für die Entgeltabrechnung bleibt 
damit die genaue Dokumentation 
der tatsächlichen Arbeitstage und 
Tätigkeitsorte unverzichtbar. Die 
steuerliche Beurteilung kann nicht 
allein nach deutschem Recht erfol-
gen. Vielmehr müssen das jeweilige 

Doppelbesteuerungsabkommen und 
gegebenenfalls bestehende Konsul-
tationsvereinbarungen einbezogen 
werden.

Fünftelregelung: Folge
änderungen durch Wegfall

Mehrere Anpassungen sind Folge des 
Wegfalls der Anwendung der Tarif-
ermäßigung nach § 34 EStG durch den 
Arbeitgeber.

Die Fünftelregelung für Entschädigun-
gen und Vergütungen für mehrjährige 
Tätigkeiten wird nicht mehr im Lohn-
steuerabzugsverfahren angewendet. 
Deshalb sollen die hierzu bislang ent-
haltenen Ausführungen in R 39b.6 und 
R 41c.3 LStR gestrichen werden.

Für Arbeitgeber handelt es sich im We-
sentlichen um eine redaktionelle Be-
reinigung. Für Arbeitnehmer bleibt die 
Tarifermäßigung grundsätzlich erhal-
ten. Sie kann jedoch gegebenenfalls 
erst im Rahmen der Einkommensteu-
erveranlagung berücksichtigt werden.

Permanenter Lohnsteuer- 
Jahresausgleich: Anpassungen

Auch die Voraussetzungen des perma-
nenten Lohnsteuer-Jahresausgleichs 
werden aktualisiert.

Das Verfahren soll unter anderem aus-
geschlossen sein, wenn ein Arbeitneh-
mer Qualifizierungsgeld oder nach § 3 
Nr. 21 EStG steuerfreie Einnahmen aus 
der Aktivrente bezogen hat. Darüber 
hinaus werden die Voraussetzungen 
an die Beitragszuschläge und Beitrags-
abschläge in der sozialen Pflegeversi-
cherung angepasst.

Für Arbeitgeber wird damit noch 
wichtiger, Veränderungen der für die 
Vorsorgepauschale relevanten Ver-
hältnisse im laufenden Kalenderjahr 
zutreffend zu berücksichtigen.

Gruppenunfallversicherung: 
100-Euro-Grenze soll entfallen

Bei der Pauschalierung von Beiträ-
gen zu Gruppenunfallversicherun-
gen ist eine weitere Vereinfachung 
vorgesehen.

Bi
ld

: J
o 

Pa
nu

w
at

 D
/s

to
ck

.a
do

be
.c

om

https://stock.adobe.com


LOHN+GEHALT Ausgabe 6/2026	 PRAXIS    53

Die bisherige Grenze von 100 Euro 
für den steuerpflichtigen Durch-
schnittsbeitrag soll gestrichen wer-
den. Bislang ist die Pauschalierung 
ausgeschlossen, wenn der steuer-
pflichtige Durchschnittsbeitrag ohne 
Versicherungsteuer 100 Euro jährlich 
übersteigt.

Auch die besonderen Regelungen zur 
Ermittlung des Durchschnittsbeitrags 
bei konzernweiten Gruppenunfallver-
sicherungen sollen entfallen.

Unverändert bleibt jedoch die Voraus-
setzung eines gemeinsamen Unfall-
versicherungsvertrags. Dieser kann 
neben einer klassischen Gruppenver-
sicherung auch bei einem Rahmen-
vertrag vorliegen, wenn darin die 
versicherten Personen und Risiken 
festgelegt und weitere Einzelheiten 
ergänzend geregelt werden.

Qualifizierungsgeld:  
Kein Großbuchstabe U

Eine kleinere, für die praktische Ab-
rechnung jedoch wichtige Ergänzung 
betrifft den Großbuchstaben U.

Bei Zahlung von Qualifizierungsgeld 
soll ebenso wie bei Kurzarbeitergeld, 
Saison-Kurzarbeitergeld, Zuschüssen 
zum Mutterschaftsgeld oder Aufsto-
ckungsbeträgen nach dem Altersteil-
zeitgesetz kein Großbuchstabe U in das 
Lohnkonto eingetragen werden.

Damit schafft die Finanzverwaltung 
eine eindeutige Vorgabe für die lohn-
steuerlichen Aufzeichnungen.

Arbeitgeberanzeige:  
Elektronisch möglich

Erkennt ein Arbeitgeber, dass zu 
wenig Lohnsteuer einbehalten wurde 
und eine Korrektur des Lohnsteuer-
abzugs nicht mehr möglich ist, kann 
nach § 41c Abs. 4 EStG eine Anzeige-
pflicht gegenüber dem Finanzamt 
bestehen.

Bislang ist diese Anzeige schriftlich 
vorzunehmen. Nach dem Entwurf soll 
sie künftig elektronisch übermittelt 
werden.

Anzugeben bleiben insbesondere die 
persönlichen Daten des Arbeitneh-
mers, die maßgebenden Lohnsteu-
erabzugsmerkmale, der Grund der 
Anzeige sowie die zur Ermittlung 
einer möglichen Steuernachforderung 
erforderlichen Angaben über Art und 
Höhe des Arbeitslohns.

Für Arbeitgeber und Softwareherstel-
ler entsteht damit weiterer techni-
scher Anpassungsbedarf. Noch bleibt 
abzuwarten, über welchen konkreten 
elektronischen Übermittlungsweg die 
Anzeige künftig erfolgen soll.

Pauschalierungswahlrecht: 
Nachforderungsbescheid

Die Richtlinien zum Nachforderungs-
bescheid für die pauschale Lohnsteuer 
werden ebenfalls an die gesetzlichen 
Vorgaben angepasst.

Übt der Arbeitgeber sein Pauschalie-
rungswahlrecht nicht bereits mit der 
Übermittlung einer Lohnsteuer-An-
meldung aus, soll auf Grundlage sei-
ner Erklärung nach § 40 Abs. 4 Satz 2 
EStG ein Nachforderungsbescheid über 
die pauschale Lohnsteuer erlassen 
werden.

Damit wird die verfahrensrechtliche 
Umsetzung des Pauschalierungswahl-
rechts in den Richtlinien ausdrücklich 
nachvollzogen.

Lohnsteuer-Außenprüfung:  
Weitere Anpassungen

Schließlich werden auch die Verwal-
tungsanweisungen zur Lohnsteuer-
Außenprüfung aktualisiert. Künftig 
wird stärker auf die Außenprüfungs-
ordnung und die dort geregelten Aus-
nahmen verwiesen.

Führt eine Lohnsteuer-Außenprüfung 
zu keiner Änderung der Besteuerungs-
grundlagen, kann die entsprechende 
Mitteilung an den Arbeitgeber künftig 
ausdrücklich schriftlich oder elektro-
nisch erfolgen.

Viele Detailänderungen mit  
erheblicher Praxiswirkung

Der Entwurf der Lohnsteuer-Ände-
rungsrichtlinien 2027 enthält auf den 

ersten Blick zahlreiche Detailände-
rungen. Für Arbeitgeber und Entgelt-
abrechnungsstellen lohnt sich jedoch 
eine genaue Betrachtung. Denn gerade 
solche Änderungen der Verwaltungs-
auffassung entscheiden in der Pra-
xis häufig darüber, welche Nachweise 
erforderlich sind, welche Unterlagen 
zum Lohnkonto genommen werden 
müssen und welche steuerliche Be-
handlung die Finanzverwaltung im 
Rahmen einer Lohnsteuer-Außenprü-
fung erwartet.

Besonders relevant sind die neuen 
Vorgaben für Mahlzeitenzuschüsse, 
Arbeitgeberparkplätze und Feiern 
aus persönlichen Anlässen. Hinzu 
kommen die fortschreitende Digi-
talisierung beim Nachweis privater 
Kranken- und Pflegeversicherungs
beiträge sowie bei Arbeitgeberanzei-
gen und die zunehmende Ablösung 
der Schriftform durch die Textform.

Für die Payroll besteht deshalb be-
reits vor dem geplanten Inkrafttre-
ten Handlungsbedarf. Bestehende 
Prozesse, Formulare und elektroni-
sche Workflows sollten daraufhin 
überprüft werden, ob sie den vorge-
sehenen Anforderungen ab 2027 ent-
sprechen. Dies betrifft insbesondere 
Erklärungen zum Übungsleiterfrei-
betrag und zur doppelten Haus-
haltsführung, die Behandlung von 
Mahlzeitenzuschüssen, die Dokumen-
tation von Arbeitgeberveranstaltun-
gen, betriebliche Parkplatzmodelle 
sowie den Umgang mit elektronisch 
bereitgestellten Daten der privaten 
Pflege- und Krankenversicherung.

Noch handelt es sich um einen Ent-
wurf. Entscheidend wird daher sein, 
welche Änderungen in die endgültige 
Fassung der Lohnsteuer-Änderungs-
richtlinien 2027 übernommen werden. 
Gerade bei den neuen Abgrenzungen 
zur Parkplatzüberlassung, zu Mahl-
zeitenzuschüssen und zu Feiern aus 
persönlichen Anlässen bleibt die wei-
tere Entwicklung aufmerksam zu ver
folgen.	 ■

Markus Stier
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Steuer- und sozialversicherungsrechtliche Grundlagen

Reisekostenrecht
Reisekosten entstehen, wenn ein Arbeitnehmer für seinen Arbeitgeber beruflich 
auswärts tätig wird, also eine Dienst- oder Geschäftsreise unternimmt. Dazu gehö-
ren Fahrtkosten, Verpflegungsmehraufwendungen, Übernachtungskosten und Rei-
senebenkosten. Steuerlich ist entscheidend, ob der Arbeitnehmer außerhalb seiner 
Wohnung und außerhalb seiner ersten Tätigkeitsstätte tätig wird.

E ine Dienstreise liegt vor, wenn 
der Arbeitnehmer vorüberge-
hend außerhalb seiner Woh-

nung und nicht an seiner ersten 
Tätigkeitsstätte beruflich tätig wird, 
etwa beim Kunden, auf einer Messe, 
bei einer Schulung, auf einer Baustelle 
oder in einer anderen Niederlassung. 
Die erste Tätigkeitsstätte ist nach § 9 
Abs. 4 Einkommensteuergesetz (EStG) 
eine ortsfeste betriebliche Einrich-
tung des Arbeitgebers, eines verbun-
denen Unternehmens oder eines vom 
Arbeitgeber bestimmten Dritten, der 
der Arbeitnehmer dauerhaft zuge-
ordnet ist. Dauerhaft bedeutet insbe-
sondere unbefristet, für die Dauer des 
Dienstverhältnisses oder für mehr als 
48 Monate. Fehlt eine eindeutige Zu-
ordnung, greifen quantitative Krite-
rien, etwa eine regelmäßige Tätigkeit 
an zwei vollen Arbeitstagen je Woche 
oder zu mindestens einem Drittel der 
Arbeitszeit. Je Dienstverhältnis kann 
es höchstens eine erste Tätigkeitsstätte 
geben.

Fahrtkosten, Sammelpunkt 
und weiträumiges 
Arbeitsgebiet

Fahrtkosten sind die Aufwendungen 
für beruflich veranlasste Fahrten. Bei 
öffentlichen Verkehrsmitteln zählt der 
tatsächliche Fahrpreis einschließlich 
Zuschlägen. Bei Nutzung eines pri-
vaten Pkw können die tatsächlichen 
Kosten oder regelmäßig pauschale Ki-
lometersätze angesetzt bzw. steuerfrei 
erstattet werden. Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
unterliegen dagegen nur der Entfer-
nungspauschale nach § 9 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 4 EStG.

Ein Sammelpunkt ist ein vom Arbeit-
geber dauerhaft festgelegter Ort, den 
der Arbeitnehmer typischerweise ar-
beitstäglich aufsuchen muss, um von 
dort die Tätigkeit aufzunehmen, etwa 
ein Busdepot, Betriebshof oder Treff-
punkt für Montagekolonnen. Obwohl 
dort keine erste Tätigkeitsstätte vorlie-
gen muss, werden die Fahrten dorthin 
steuerlich wie Fahrten zur ersten Tä-
tigkeitsstätte behandelt.

Verpflegung, Übernachtung 
und Nebenkosten

Verpflegungsmehraufwendungen 
sind nicht die tatsächlich bezahl-
ten Mahlzeiten, sondern gesetzliche 
Pauschalen. Sie sollen den Mehrbe-
darf ausgleichen, der durch eine aus-
wärtige Tätigkeit entsteht. Im Inland 
gelten Pauschalen je nach Abwesen-
heitsdauer, insbesondere bei mehr als 
acht Stunden sowie für An- und Ab-
reisetage mehrtägiger Reisen. Bei vom 

Arbeitgeber gestellten Mahlzeiten sind 
die Pauschalen zu kürzen. Nach drei 
Monaten an derselben auswärtigen 
Tätigkeitsstätte endet grundsätzlich 
die steuerliche Berücksichtigung der 
Verpflegungspauschalen.

Beispiel: Verpflegungsmehr­
aufwendungen

Ein Arbeitnehmer fährt morgens um 
7:00 Uhr zu einem auswärtigen Kun-
dentermin und kehrt um 18:30 Uhr 
zurück. Da er mehr als acht Stunden 
von Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte abwesend ist, kann die ge-
setzliche Verpflegungspauschale für 
einen eintägigen Auswärtseinsatz 
steuerfrei erstattet oder als Wer-
bungskosten berücksichtigt werden; 
die tatsächlich bezahlten Restau-
rantkosten sind dafür nicht maß-
geblich.
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Übernachtungskosten sind Aufwen-
dungen für eine Unterkunft wäh-
rend der Auswärtstätigkeit, etwa 
Hotelkosten. Erstattungsfähig sind 
regelmäßig die tatsächlichen be-
ruflich veranlassten Kosten; private 
Zusatzleistungen, beispielsweise 
Minibar oder Pay-TV, gehören nicht 
dazu. Reisenebenkosten sind wei-
tere notwendige Kosten der Reise, 
zum Beispiel Parkgebühren, Gepäck-
aufbewahrung, berufliche Telefo-
nate, Maut, Taxi zum Termin oder 
Stornokosten bei beruflicher Veran-
lassung.

Beispiel: Übernachtungskosten

Ein Arbeitnehmer nimmt an einer 
zweitägigen Fachmesse in Ham-
burg teil und übernachtet dort im 
Hotel, weil eine Rückreise am sel-
ben Abend nicht zumutbar ist. Der 
Arbeitgeber kann die beruflich ver-
anlassten Hotelkosten steuerfrei er-
statten; private Zusatzkosten wie 
Minibar, Wellnessangebote oder pri-
vate Telefonate gehören dagegen 
nicht zu den steuerlich begünstigten 
Übernachtungskosten.

Beispiel: Reisenebenkosten

Ein Arbeitnehmer reist zu einer drei-
tägigen Projektbesprechung mit der 
Bahn an. Zusätzlich zum Bahnticket 

entstehen Parkgebühren am Hei-
matbahnhof, Kosten für die Ge-
päckaufbewahrung und Taxikosten 
vom Bahnhof zum Besprechungs-
ort. Diese beruflich veranlassten 
Zusatzkosten können als Reisene-
benkosten steuerfrei erstattet oder 
als Werbungskosten berücksichtigt 
werden, soweit sie nachgewiesen 
werden.

Rechtsgrundlagen im Steuer- 
und Sozialversicherungsrecht
Zentrale steuerliche Vorschriften sind 
§ 3 Nr. 13 und Nr. 16 EStG für steuer-
freie Reisekostenerstattungen, § 8 
EStG für Arbeitslohn und Mahlzei-
ten, § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4, Nr. 4a und 
Abs. 4a EStG für Entfernungspau-
schale, Fahrtkosten und Verpflegungs-
pauschalen sowie § 9 Abs. 4 EStG zur 
ersten Tätigkeitsstätte. Sozialversiche-
rungsrechtlich sind insbesondere § 14 
Sozialgesetzbuch (SGB) IV zum Arbeits-
entgelt und § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 So-
zialversicherungsentgeltverordnung 
(SvEV) wichtig: Steuerfreie Reise-
kostenerstattungen gehören regel-
mäßig nicht zum beitragspflichtigen 
Arbeitsentgelt.

Rechtsprechung und Beispiele

Die Rechtsprechung präzisiert die Ab-
grenzung. Der Bundesfinanzhof (BFH) 
entschied am 11.04.2019 (VI R 12/17), 
dass auch bestimmte großflächige, 

organisatorisch zusammenhängende 
betriebliche Einrichtungen eine erste 
Tätigkeitsstätte sein können.

Am 30.09.2020 (VI R 10/19) erkannte 
der BFH den Zustellpunkt eines Post-
zustellers als erste Tätigkeitsstätte an, 
wenn dort arbeitstäglich wesentliche 
Vor- und Nacharbeiten erfolgen. Im 
Urteil vom 15.02.2023 (VI R 4/21) stellte 
der BFH klar, dass ein weiträumiges 
Tätigkeitsgebiet voraussetzt, dass die 
Arbeitsleistung auf einer festgelegten 
Fläche und nicht innerhalb ortsfester 
betrieblicher Einrichtungen erbracht 
wird. Am 14.09.2023 (VI R 27/21) be-
tonte der BFH, dass eine nur gelegent-
lich aufgesuchte Einrichtung nicht 
ohne Weiteres eine dauerhafte Zuord-
nung begründet.

Beispiel: Eine Angestellte fährt 
für zwei Tage zu einer Schulung in 
eine andere Stadt. Bahnkosten, Ho-
telrechnung und Taxikosten zum 
Seminar sind Reisekosten; die Ver-
pflegung wird nur mit Pauschalen 
berücksichtigt.

Beispiel: Ein Monteur trifft sich ar-
beitstäglich am Betriebshof und 
fährt von dort zur Baustelle. Der Be-
triebshof kann Sammelpunkt sein; 
die Fahrt dorthin ist nur mit der Ent-
fernungspauschale begünstigt, die 
Weiterfahrt zur Baustelle dagegen 
Reisekosten.

Beispiel: Ein Außendienstmitarbei-
ter ohne erste Tätigkeitsstätte be-
sucht Kunden direkt von zu Hause. 
Die Fahrten zu den Kunden sind 
berufliche Auswärtstätigkeit und 
können als Reisekosten behandelt 
werden.	 ■

Ulrich Frank, Sozialversicherungs
fachwirt und Wirtschaftsjournalist
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Im Blick: 
Sozialversicherungsrecht
Pflegefinanzen unter Druck

Die soziale Pflegeversicherung gerät finanziell zunehmend 
unter Druck. Der GKV-Spitzenverband rechnet für das Jahr 2026 
mit einem Defizit von 4,4 Milliarden Euro. Nach Angaben des 
Verbandes wachsen die Ausgaben nahezu dreimal so stark wie 
die Einnahmen. Vorstandsvorsitzender Oliver Blatt bezeichnete 
die Situation bei einer Pressekonferenz am 31.08.2026 als akut 
und mahnte politischen Handlungsbedarf an. Die Prognose ver-
deutlicht, wie weit sich Einnahmen und Ausgaben inzwischen 
auseinanderentwickeln.

Für Arbeitgeber und Beschäftigte ist die Entwicklung unmit-
telbar relevant, weil die soziale Pflegeversicherung wesentlich 
durch Beiträge auf die beitragspflichtigen Einnahmen finan-
ziert wird. Der allgemeine Beitragssatz beträgt seit Januar 2025 
insgesamt 3,6 Prozent. Arbeitgeber und Beschäftigte tragen 
grundsätzlich jeweils 1,8 Prozent. In Sachsen gilt eine abwei-
chende Verteilung: Dort entfallen 1,3 Prozent auf die Arbeitge-
ber und 2,3 Prozent auf die Beschäftigten.

Hinzu kommt für zuschlagspflichtige Kinderlose ein ausschließ-
lich von ihnen zu tragender Zuschlag von 0,6 Prozentpunkten. 
Eltern mit mehreren berücksichtigungsfähigen Kindern unter 
25 Jahren werden dagegen auf der Arbeitnehmerseite entlastet. 
Die Abschläge greifen vom zweiten bis zum fünften Kind und 
betragen jeweils 0,25 Prozentpunkte. Der Arbeitgeberanteil 
bleibt davon unberührt. Eine Veränderung des allgemeinen Bei-
tragssatzes würde somit auf eine bereits nach familiärer Situa-
tion differenzierte Beitragsberechnung treffen.

Die Defizitprognose selbst ist allerdings noch keine Entschei-
dung über höhere Beiträge. Aus ihr lässt sich weder die Höhe 
einer möglichen Anpassung noch deren Zeitpunkt ableiten. Für 
die Entgeltabrechnung entsteht deshalb durch die Veröffentli-
chung allein kein Umsetzungsauftrag.

Für die betriebliche Planung bleibt die Pflegefinanzierung den-
noch ein relevantes Thema. Sollten zusätzliche Lasten künftig 
über Beiträge finanziert werden, könnten sich sowohl die Per-
sonalnebenkosten als auch die Nettoentgelte verändern. Maß-
geblich wären die konkrete Ausgestaltung und der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens. Bis dahin müssen die erwartete Finanzie-
rungslücke, politische Lösungsvorschläge und tatsächlich be-
schlossene Abrechnungsänderungen klar auseinandergehalten 
werden.

Kinderbetreuung und Absicherung

Der Ausbau öffentlicher Kinderbetreuung für unter Dreijährige 
verbessert die Erwerbschancen von Müttern. Das zeigt eine im 
September 2026 veröffentlichte IAB-Analyse. Mütter sind häu-
figer erwerbstätig und arbeiten mit größerer Wahrscheinlich-
keit in Vollzeit sowie außerhalb geringfügiger Beschäftigung. 
Positive Effekte auf Einkommen und Tageslöhne lassen sich 
im untersuchten Zeitraum bis zu sieben Jahre nach der Geburt 
feststellen.

Die Untersuchung verknüpft Sozialversicherungsdaten mit re-
gionalen Unterschieden beim Betreuungsausbau. Betrachtet 
werden Mütter, die vor der Geburt ihres ersten Kindes beschäf-
tigt waren. Die Ergebnisse zeigen längerfristige Auswirkungen 
auf den Erwerbsverlauf; individuelle Renten- oder Sozialleis-
tungsansprüche werden nicht berechnet. Neue sozialversiche-
rungsrechtliche Regelungen ergeben sich daraus nicht.

Versicherungsstatus beim  
Wiedereinstieg prüfen

Für Personalabteilungen unterstreichen die Ergebnisse die 
Bedeutung einer frühzeitigen Rückkehrplanung. Beim Wie-
dereinstieg sind Beschäftigungsbeginn, Arbeitsumfang und 
regelmäßiges Entgelt maßgeblich für die sozialversiche-
rungsrechtliche Beurteilung. Auch während der Elternzeit ist 
Arbeitsentgelt aus einer sozialversicherungspflichtigen Teilzeit-
beschäftigung grundsätzlich beitragspflichtig. Die Beitragsfrei-
heit des Elterngeldes erstreckt sich nicht auf das Arbeitsentgelt.

Bei bislang krankenversicherungsfreien Beschäftigten kann ein 
geringeres Teilzeitentgelt Versicherungspflicht auslösen. Eine 
Befreiung während der Elternzeit ist unter gesetzlichen Vor-
aussetzungen auf Antrag möglich. Sie gilt jedoch nur für die 
Elternzeit; eine anschließend fortgesetzte Teilzeitbeschäfti-
gung muss eigenständig beurteilt werden (§ 8 Sozialgesetz-
buch (SGB) V).

Auch für den Rentenverlauf lohnt sich eine gesonderte Prüfung: 
Kindererziehungszeiten können unter den gesetzlichen Voraus-
setzungen neben einer Beschäftigung berücksichtigt werden. 
Entgeltpunkte aus Erwerbsarbeit und Kindererziehung werden 
allerdings nur bis zu den gesetzlichen Höchstwerten angerech-
net. Die Zuordnung der Erziehungszeiten sollten Eltern mit der 
Deutschen Rentenversicherung klären (§§ 56, 70 SGB VI).
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Teilzeit und Absicherung
Die Teilzeitquote hat im zweiten Quartal 2026 mit 40,3 Prozent 
einen neuen Höchststand erreicht. Nach der Arbeitszeitrech-
nung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
stieg die Zahl der Teilzeitbeschäftigten gegenüber dem Vorjah-
resquartal um 0,5 Prozent, während die Vollzeitbeschäftigung 
um 0,9 Prozent zurückging. Dahinter stehen auch Branchen-
verschiebungen: Beschäftigung wächst beispielsweise im Ge-
sundheits- und Sozialwesen mit seinem hohen Teilzeitanteil, 
während das Verarbeitende Gewerbe Vollzeitstellen verliert. 
Die Zahlen belegen daher nicht, dass Beschäftigte generell we-
niger arbeiten möchten.

Die Entwicklung rückt die sozialversicherungsrechtlichen Fol-
gen unterschiedlicher Arbeitszeitmodelle stärker in den Blick. 
Weniger Arbeitsstunden bedeuten häufig ein geringeres bei-
tragspflichtiges Einkommen. Das beeinflusst nicht nur das 
aktuelle Nettoentgelt, sondern kann auch den Krankenversi-
cherungsstatus, spätere Rentenansprüche und Entgeltersatz-
leistungen verändern.

Arbeitszeitwechsel frühzeitig begleiten

Für die Entgeltabrechnung ist eine Arbeitszeitreduzierung des-
halb Anlass, die bisherige Beurteilung zu überprüfen. Maßgeb-

lich ist insbesondere das künftig regelmäßig zu erwartende 
Arbeitsentgelt. Bei bislang wegen ihres Einkommens kranken-
versicherungsfreien Beschäftigten kann eine Reduzierung Ver-
sicherungspflicht auslösen. Bei niedrigeren Verdiensten kommt 
gegebenenfalls der Übergangsbereich mit einer Entlastung 
beim Arbeitnehmerbeitrag in Betracht.

Eine solche Beitragsentlastung führt allerdings nicht automa-
tisch zu entsprechend geringeren Rentenanwartschaften: Im 
Übergangsbereich werden diese auf Grundlage des tatsäch-
lichen Arbeitsentgelts erworben. Sinkt der Verdienst durch 
Teilzeit, entstehen daraus grundsätzlich geringere Rentenan-
sprüche als bei einem höheren Entgelt.

Auch die Auswirkungen auf Krankengeld und Arbeitslosengeld 
sind differenziert zu betrachten. Sie hängen von den jeweiligen 
Bemessungsregeln und möglichen Schutzvorschriften ab, etwa 
bei einer Arbeitszeitreduzierung wegen Kinderbetreuung.

Mit dem wachsenden Teilzeitanteil gewinnen diese Fragen im 
betrieblichen Alltag an Bedeutung. Eine frühzeitige Abstim-
mung zwischen Beschäftigten, Personalabteilung und Payroll 
hilft, Änderungen korrekt abzurechnen und möglichen Bera-
tungsbedarf zur künftigen Absicherung rechtzeitig zu erken-
nen.	 ■

Janette Rosenberg
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Ab 2027 endet die Übergangsfrist

Elektronische 
Entgeltunterlagen
Die Digitalisierung der Entgeltabrechnung erreicht zum 01.01.2027 einen weiteren 
wichtigen Meilenstein. Ergänzende Unterlagen zu den Entgeltunterlagen sind grund-
sätzlich bereits elektronisch zu führen. Bis zum 31.12.2026 besteht für Arbeitgeber 
allerdings noch die Möglichkeit, sich auf Antrag von dieser Verpflichtung befreien zu 
lassen. Mit Beginn des Jahres 2027 endet diese Übergangsregelung. Dann müssen 
alle Arbeitgeber die betroffenen Entgeltunterlagen elektronisch führen.

D ie Regelung steht auch im Zu-
sammenhang mit der zuneh-
menden Digitalisierung der 

Betriebsprüfung durch die Deutsche 
Rentenversicherung. Arbeitgeber soll-
ten die verbleibende Zeit deshalb nut-
zen, um ihre Prozesse zu überprüfen 
und gegebenenfalls von der bisheri-
gen Papierablage auf eine rechtssi-
chere elektronische Dokumentation 
umzustellen.

Welche Unterlagen müssen 
elektronisch geführt werden?

Welche ergänzenden Unterlagen be-
troffen sind, ergibt sich aus § 8 Abs. 2 
Beitragsverfahrensverordnung (BVV). 
Dazu gehören beispielsweise Anträge 

geringfügig Beschäftigter auf Be-
freiung von der Rentenversiche-
rungspflicht, Erklärungen kurzfristig 
Beschäftigter zu weiteren kurzfris-
tigen Beschäftigungen, Bescheide 
der Krankenkassen über die Fest-
stellung der Versicherungspflicht, 
bestimmte Entscheidungen der Fi-
nanzbehörden sowie Nachweise zur 
Elterneigenschaft.

Die elektronische Führung beginnt 
dabei nicht zwingend erst beim Ar-
beitgeber. Die entsprechenden Unter-
lagen sollen dem Arbeitgeber bereits 
von den zuständigen Stellen oder den 
Beschäftigten elektronisch zur Ver-
fügung gestellt werden. Eine Im-
matrikulationsbescheinigung kann 

beispielsweise unmittelbar als elektro-
nische Datei eingereicht werden.

Für Arbeitgeber bedeutet dies, dass 
nicht nur die Ablage, sondern der ge-
samte Prozess von der Anforderung 
über den Eingang bis zur späteren Be-
reitstellung für eine Betriebsprüfung 
betrachtet werden sollte.

Welche Dateiformate  
sind zulässig?

Die elektronische Speicherung soll 
grundsätzlich in analoger Anwendung 
der GoBD (Grundsätze zur Aufbewah-
rung von Büchern, Aufzeichnun-
gen und Unterlagen in elektronischer 
Form sowie zum Datenzugriff) 
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erfolgen, soweit sozialversicherungs-
rechtliche Bestimmungen keine ab-
weichenden Vorgaben enthalten.

Zulässig sind insbesondere PDF-Da-
teien sowie Bilddateien in den For-
maten jpg, bmp, png oder tiff. Damit 
können auch ursprünglich in Papier-
form vorliegende Dokumente einge-
scannt und anschließend elektronisch 
zu den Entgeltunterlagen genommen 
werden.

Entscheidend ist, dass die Unterlagen 
im Bedarfsfall eindeutig dem jewei-
ligen Beschäftigten und dem ent-
sprechenden Sachverhalt zugeordnet 
werden können.

Was gilt bei Dokumenten  
mit Unterschrift?

Besondere Anforderungen bestehen 
bei Unterlagen, für die eine Unter-
schrift beziehungsweise die Schrift-
form erforderlich ist. Ein Beispiel 
ist der Antrag eines geringfügig Be-
schäftigten auf Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht.

Soll ein solches Dokument unmittel-
bar elektronisch erstellt werden, ist 
bei bestehendem Schriftformerfor-
dernis eine qualifizierte elektronische 
Signatur erforderlich. Sie kann die 
handschriftliche Unterschrift ersetzen.

Erhält der Arbeitgeber ein Dokument 
dagegen zunächst in Papierform, muss 
es für die elektronische Führung in ein 

zulässiges elektronisches Format um-
gewandelt werden. Zu beachten ist 
dabei, dass die Papieroriginale nicht 
automatisch unmittelbar nach dem 
Einscannen vernichtet werden dürfen. 
Sie sind bis zum bestandskräftigen 
Abschluss der Betriebsprüfung bezie-
hungsweise entsprechend anderen 
für das Dokument geltenden gesetz-
lichen Aufbewahrungsvorschriften 
aufzubewahren.

Sprechende Dateinamen er-
leichtern die Betriebsprüfung

Eine elektronische Ablage ist nur dann 
wirklich hilfreich, wenn Dokumente 
später schnell wiedergefunden und 
eindeutig zugeordnet werden können. 
Die Dateien sollen deshalb mit einem 
sprechenden Dateinamen versehen 
werden.

Aus dem Dateinamen sollten mög-
lichst die Art des Dokuments, die be-
troffene Person und eine zeitliche 
Zuordnung hervorgehen. Bei einer Im-
matrikulationsbescheinigung könnte 
der Dateiname beispielsweise Infor-
mationen zum Dokument, zum Be-
schäftigten und zum betreffenden 
Semester enthalten.

Dabei ist zu beachten, dass der Datei-
name maximal 64 Zeichen umfassen 
darf und bestimmte Zeichen nicht ver-
wendet werden dürfen.

Befreiung nur noch  
bis Ende 2026

Bis zum 31.12.2026 können Arbeitge-
ber beim zuständigen Prüfdienst der 
Deutschen Rentenversicherung noch 
eine Befreiung von der elektronischen 
Führung der Unterlagen beantra-
gen. Der Antrag kann formlos gestellt 
werden.

Diese Möglichkeit verschiebt die Ver-
pflichtung allerdings nur. Spätestens 
ab dem 01.01.2027 müssen auch bis-
lang befreite Arbeitgeber ihre ergän-
zenden Entgeltunterlagen elektronisch 
führen.

Damit sollte die verbleibende Über-
gangszeit nicht als Grund verstan-
den werden, die Umstellung weiter 
aufzuschieben.

Elektronische Entgelt
unterlagen sind mehr als  
eine digitale Personalakte

Für die Entgeltabrechnung geht es bei 
der Umstellung nicht lediglich darum, 
vorhandene Papierunterlagen einzu-
scannen und in einer digitalen Perso-
nalakte abzulegen.

Entscheidend ist vielmehr, dass die so-
zialversicherungsrechtlich erforder-
lichen Entgeltunterlagen vollständig, 
eindeutig zuordenbar und in den vor-
geschriebenen elektronischen Forma-
ten verfügbar sind.

Gerade mit Blick auf die elektronisch 
unterstützte Betriebsprüfung gewinnt 
ein strukturierter Prozess an Bedeu-
tung. Arbeitgeber sollten deshalb fest-
legen, welche Unterlagen benötigt 
werden, wie Beschäftigte diese ein-
reichen, wo sie elektronisch abgelegt 
werden, wie die eindeutige Zuord-
nung erfolgt und wer die Vollständig-
keit kontrolliert.

Praxishinweis
Der 01.01.2027 ist für Arbeitgeber, die 
bislang von der Übergangsregelung 
Gebrauch machen, ein verbindlicher 
Umstellungstermin. Die verbleiben-
den Monate sollten genutzt wer-
den, um bestehende Prozesse rund 
um die Entgeltunterlagen zu über-
prüfen. Dabei geht es nicht nur um 
die technische Ablage. Auch die An-
forderung von Unterlagen bei Be-
schäftigten, zulässige Dateiformate, 
Unterschriftserfordernisse, Dateibe-
nennung und die Aufbewahrung von 
Papieroriginalen müssen in den be-
trieblichen Ablauf integriert werden.

Wer erst zum Jahreswechsel damit 
beginnt, Papierordner durch elek
tronische Dateien zu ersetzen, greift 
deshalb zu kurz. Entscheidend ist 
ein durchgängiger digitaler Prozess 
für die Entgeltunterlagen.	 ■

Markus Stier
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Neue Rechengrößen und neue Prüfpflichten für die Payroll – Teil 2

GKV-Beitragssatz
stabilisierungsgesetz
Teilrente, Krankengeld und höhere Arbeitgeberbeiträge bei Minijobs: Das GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz berührt weitere zentrale Bereiche der Entgelt-
abrechnung. Im Mittelpunkt stehen das Zusammenspiel von Arbeitsentgelt und 
Sozialleistungen sowie die Auswirkungen der neuen Beitragsberechnung auf die 
Arbeitgeberkosten.

Während der erste Teil dieser 
Beitragsreihe die außer-
ordentliche Anhebung der 

Beitragsbemessungsgrenze und der 
Jahresarbeitsentgeltgrenze erläuterte, 
richtet sich der Blick nun auf die Ände-
rungen bei der Teilrente und bei ge-
ringfügig entlohnten Beschäftigungen. 
Für Personalabteilungen und Entgelt-
abrechnungsstellen ergeben sich dabei 
unterschiedliche Fragestellungen: Wie 
beeinflusst der Umfang einer Teilrente 
den Krankengeldanspruch? Wie grei-
fen Arbeitsentgelt, Teilrente und Teil-
krankengeld ineinander? Und welche 
Folgen hat die Neuregelung des Kran-
kenversicherungsbeitrags für die Ab-
rechnung von Minijobs?

Bei der Teilrente stehen die Ab-
grenzung der jeweiligen 
Leistungsansprüche und die sozialver-
sicherungsrechtliche Beurteilung im 
Vordergrund. Bei Minijobs betrifft die 
veränderte Beitragsberechnung insbe-
sondere die laufenden Arbeitgeberkos-
ten und damit auch die Personal- und 
Budgetplanung.

Der zweite Teil stellt die Neurege-
lungen vor und erläutert, welche 
Anforderungen sich daraus für die 
Beitragsberechnung, die Dokumenta-
tion und die Abstimmung mit den So-
zialversicherungsträgern ergeben.

Änderungen bei der Teilrente

Neben der Einführung der Teil-
arbeitsunfähigkeit und des Teil-
krankengeldes enthält das 

GKV-Beitragssatzstabilisierungsge-
setz weitere Änderungen, die insbe-
sondere Beschäftigte betreffen, die 
bereits eine Teilrente beziehen oder 
künftig einen schrittweisen Über-
gang vom Erwerbsleben in den Ru-
hestand planen. Was zunächst wie 
eine rentenrechtliche Anpassung er-
scheint, hat erhebliche Auswirkungen 
auf die Entgeltabrechnung, die sozial-
versicherungsrechtliche Beurteilung 
und die Zusammenarbeit zwischen 

Arbeitgebern, Krankenkassen und 
Rentenversicherungsträgern.

Der Gesetzgeber verfolgt mit den 
Neuregelungen das Ziel, den Über-
gang vom Berufsleben in den Ru-
hestand noch flexibler zu gestalten. 
Bereits in den vergangenen Jahren 
wurden die Hinzuverdienstgrenzen 
für Altersrentner schrittweise ge-
lockert, um eine längere Erwerbs-
tätigkeit attraktiver zu machen. Das 
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GKV-Beitragssatzstabilisierungsge-
setz setzt diesen Weg konsequent fort 
und verzahnt erstmals die Regelungen 
zur Teilrente mit der neu eingeführ-
ten Teilarbeitsunfähigkeit und dem 
Teilkrankengeld.

Kombination verschiedener 
Leistungsansprüche

Die Neuregelungen eröffnen Beschäf-
tigten künftig deutlich mehr Gestal-
tungsmöglichkeiten. Arbeitnehmer 
können ihre Arbeitszeit schrittweise 
reduzieren, gleichzeitig eine Teilrente 
beziehen und – sofern die Voraus-
setzungen des neu eingefügten § 44c 
SGB V erfüllt sind – zusätzlich teil-
weise arbeitsunfähig sein. Für den 
krankheitsbedingt ausfallenden Be-
schäftigungsanteil besteht dann nach 
§ 44 Abs. 1a SGB V erstmals ein An-
spruch auf Teilkrankengeld.

Damit entstehen Fallkonstellationen, 
die das deutsche Sozialversicherungs-
recht bislang nicht kannte. Arbeit-
nehmer können künftig gleichzeitig 
anteilig Arbeitsentgelt vom Arbeit-
geber, Teilkrankengeld von der Kran-
kenkasse sowie eine Teilrente aus der 

gesetzlichen Rentenversicherung er-
halten. Diese parallelen Leistungs-
ansprüche müssen künftig sowohl 
rechtlich als auch abrechnungstech-
nisch sauber voneinander abgegrenzt 
werden.

Gerade diese Mehrfachkonstellatio-
nen stellen einen erheblichen Para-
digmenwechsel dar. Während bislang 
regelmäßig lediglich Arbeitsentgelt 
und gegebenenfalls Rentenzahlun-
gen nebeneinander zu berücksichtigen 
waren, greifen künftig mehrere un-
terschiedliche Sozialleistungssysteme 
ineinander.

Auswirkungen auf die  
sozialversicherungsrechtliche 
Beurteilung

An den Grundsätzen der versiche-
rungsrechtlichen Beurteilung ändert 
sich zunächst nichts. Auch künftig 
führt der Bezug einer Teilrente allein 
nicht zur Versicherungsfreiheit.

Maßgeblich bleibt weiterhin, ob eine 
versicherungspflichtige Beschäfti-
gung im Sinne des § 7 SGB IV vor-
liegt und welche beitragsrechtlichen 

Vorschriften in den einzelnen Zwei-
gen der Sozialversicherung anzuwen-
den sind.

Die Kombination aus Teilrente, re-
duzierter Arbeitszeit und Teilkran-
kengeld führt jedoch zu neuen 
Beurteilungssachverhalten. Arbeit-
geber müssen künftig wesentlich 
sorgfältiger prüfen, welche beitrags-
pflichtigen Einnahmen vorliegen, wel-
che Sozialleistungen parallel bezogen 
werden und welche Besonderheiten 
sich hieraus für die Kranken-, Pflege-, 
Renten- und Arbeitslosenversicherung 
ergeben.

Insbesondere bei längerfristigen Ar-
beitszeitreduzierungen kann sich 
das regelmäßige Arbeitsentgelt ver-
ändern. Dies kann Auswirkungen 
auf unterschiedliche sozialversi-
cherungsrechtliche Beurteilungen 
haben, beispielsweise bei der Prü-
fung der Versicherungspflicht oder 
bei besonderen beitragsrechtlichen 
Vorschriften.

Teilkrankengeld ersetzt  
den krankheitsbedingten 
Verdienstausfall

Eine zentrale Neuerung enthält der 
neu eingefügte § 44 Abs. 1a SGB V. Da-
nach erhalten Versicherte während 
einer ärztlich festgestellten Teilar-
beitsunfähigkeit Teilkrankengeld in 
dem Umfang, in dem ihre Arbeitsfä-
higkeit eingeschränkt ist. Gleichzeitig 
verpflichtet das Gesetz den Arbeitge-
ber ausdrücklich, für den tatsächlich 
geleisteten Beschäftigungsanteil an-
teiliges Arbeitsentgelt zu zahlen.

Erstmals werden damit Arbeitsent-
gelt und Krankengeld gesetzlich als 
parallel bestehende Leistungen ausge-
staltet. Während der Arbeitgeber den 
tatsächlich geleisteten Arbeitsanteil 
vergütet, gleicht die Krankenkasse den 
krankheitsbedingt verbleibenden Ver-
dienstausfall durch das Teilkranken-
geld aus.

Für die Entgeltabrechnung bedeu-
tet dies ab 2028 einen grundlegenden 
Systemwechsel. Bislang wechselte die 
Leistungspflicht nach Ablauf der Ent-
geltfortzahlung vollständig vom Ar-
beitgeber zur Krankenkasse. Künftig 
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bestehen beide Leistungsansprüche 
gleichzeitig nebeneinander.

Neue Berechnungsvorschrif-
ten für das Teilkrankengeld

Die Berechnung des Teilkranken-
geldes regelt in Zukunft § 47 Abs. 1a 
SGB V. Ausgangspunkt bleibt das nach 
den allgemeinen Vorschriften zu er-
mittelnde Regelentgelt. Dieses wird 
jedoch um den Anteil des Arbeitsent-
gelts reduziert, den der Arbeitgeber 
für die tatsächlich geleistete Arbeits-
zeit zahlt.

Maßgeblich ist dabei der Umfang der 
ärztlich festgestellten Teilarbeitsunfä-
higkeit nach § 44c SGB V. Das Teilkran-
kengeld ersetzt somit ausschließlich 
den krankheitsbedingt ausgefallenen 
Beschäftigungsanteil.

Für die Krankenkassen bedeutet dies 
einen erheblich höheren Berech-
nungsaufwand. Sie müssen künftig 
nicht nur das Regelentgelt feststellen, 
sondern gleichzeitig berücksichtigen, 
welcher Arbeitsentgeltanteil bereits 
durch den Arbeitgeber gezahlt wird.

Auch für die Entgeltabrechnung erge-
ben sich hieraus neue Anforderungen. 
Der tatsächlich vergütete Beschäf-
tigungsumfang muss eindeutig do-
kumentiert und den Krankenkassen 
nachvollziehbar übermittelt wer-
den. Fehlerhafte Angaben können sich 

unmittelbar auf die Höhe des Teilkran-
kengeldes auswirken.

Neue Regelungen  
nach Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses

Das GKV-Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetz enthält darüber hinaus 
Änderungen für Fälle, in denen ein Be-
schäftigungsverhältnis während einer 
Arbeitsunfähigkeit endet. Nach dem 
neu eingefügten § 47 Abs. 2a SGB V be-
trägt das Krankengeld ab dem Tag 
nach Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses grundsätzlich nur noch 60 Pro-
zent des Nettoarbeitsentgelts.

Versicherte mit mindestens einem 
Kind im Sinne des Einkommensteuer-
gesetzes erhalten dagegen weiterhin 
67 Prozent des Nettoarbeitsentgelts.

Für Arbeitgeber wirkt sich diese Än-
derung zwar regelmäßig erst nach 
Beendigung des Beschäftigungsver-
hältnisses aus. Gleichwohl gewinnt 
die ordnungsgemäße Erstellung der 
Entgeltunterlagen zusätzlich an Be-
deutung, da diese die Grundlage für 
die spätere Krankengeldberechnung 
bilden.

Anpassung der 
Ruhensvorschriften

Damit das neue Teilkrankengeld über-
haupt praktisch umgesetzt werden 

kann, passt der Gesetzgeber gleich-
zeitig die Ruhensvorschriften des § 49 
SGB V an.

Bislang ruhte der Anspruch auf 
Krankengeld grundsätzlich, so-
weit Versicherte beitragspflichti-
ges Arbeitsentgelt erhielten. Diese 
Systematik würde bei einer Teilar-
beitsunfähigkeit zwangsläufig dazu 
führen, dass der Anspruch auf Teil-
krankengeld bereits durch das an-
teilige Arbeitsentgelt ausgeschlossen 
wäre.

Deshalb stellt der Gesetzgeber aus-
drücklich klar, dass der Anspruch auf 
Krankengeld nicht ruht, wenn Versi-
cherte lediglich das nach § 44c Abs. 4 
SGB V vorgesehene anteilige Arbeits-
entgelt erhalten. Gleichzeitig werden 
weitere Ausnahmeregelungen unter 
anderem für Elternzeit sowie für ver-
spätete Arbeitsunfähigkeitsmeldun-
gen geschaffen.

Diese Änderungen bilden die not-
wendige rechtliche Grundlage dafür, 
dass Arbeitsentgelt und Teilkranken-
geld künftig parallel gezahlt werden 
können.

Auswirkungen auf Teilrentner

Auch § 50 SGB V wird angepasst. Da-
nach endet der Krankengeldanspruch 
künftig unter anderem beim Bezug 
einer Vollrente wegen Alters oder 
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einer Teilrente wegen Alters von mehr 
als zwei Dritteln der Vollrente.

Im Umkehrschluss bedeutet dies, 
dass Beschäftigte mit einer geringe-
ren Teilrente weiterhin Anspruch auf 
Krankengeld beziehungsweise Teil-
krankengeld haben können.

Gerade diese Differenzierung ge-
winnt in den nächsten Jahren erheb-
lich an Bedeutung, weil Teilrenten 
deutlich häufiger mit einer reduzier-
ten Beschäftigung kombiniert werden 
dürften.

Für die Entgeltabrechnung wird des-
halb künftig nicht nur die Höhe der 
Arbeitsvergütung, sondern auch der 
Umfang der bezogenen Altersrente 
von Bedeutung sein.

Neue Anforderungen an  
die Entgeltabrechnung

Die beschriebenen Änderungen füh-
ren insgesamt zu einer erhebli-
chen Ausweitung der Prüfungs- und 
Dokumentationspflichten.

Entgeltabrechnungsprogramme müs-
sen künftig zuverlässig unterscheiden 
können, welcher Teil des Arbeitsent-
gelts beitragspflichtig ist, welche Leis-
tungen von der Krankenkasse erbracht 
werden, welche rentenrechtlichen 

Besonderheiten vorliegen und welche 
Meldungen an die verschiedenen So-
zialversicherungsträger zu übermit-
teln sind.

Insbesondere die gleichzeitige Berück-
sichtigung von Arbeitsentgelt, Teil-
krankengeld und Rentenleistungen 
dürfte umfangreiche Anpassungen 
bestehender Entgeltabrechnungs-
systeme erforderlich machen. Hinzu 
kommen neue elektronische Mel-
deverfahren sowie zusätzliche 
Plausibilitätsprüfungen.

Organisatorischer 
Handlungsbedarf

Die zunehmende Flexibilisierung des 
Übergangs vom Erwerbsleben in den 
Ruhestand macht eine deutlich engere 
Zusammenarbeit zwischen Personal-
abteilung, Entgeltabrechnung, Kran-
kenkassen und Rentenversicherung 
erforderlich.

Bereits bei der Vereinbarung einer 
Arbeitszeitreduzierung sollten die so-
zialversicherungsrechtlichen Folgen 
umfassend geprüft werden. Gleich-
zeitig empfiehlt sich eine frühzei-
tige Information der Beschäftigten 
über mögliche Auswirkungen auf 
Rentenansprüche, Krankengeld und 
Beitragsberechnung.

Gerade größere Unternehmen werden 
gut beraten sein, standardisierte Pro-
zesse für Beschäftigte einzuführen, die 
künftig Teilrente, Teilarbeitsunfähig-
keit und Teilkrankengeld miteinander 
kombinieren möchten.

Für die Praxis wichtig
Die Änderungen bei der Teilrente 
verdeutlichen, dass der Gesetzgeber 
die Grenzen zwischen Erwerbstä-
tigkeit, Krankheit und Rentenbe-
zug zunehmend flexibilisiert. Für die 
Entgeltabrechnung bedeutet dies 
jedoch eine deutlich höhere Kom-
plexität. Arbeitgeber sollten des-
halb frühzeitig gemeinsam mit ihren 
Softwareherstellern prüfen, ob die 
bestehenden Entgeltabrechnungs-
programme die neuen gesetzli-
chen Anforderungen vollständig 
abbilden können. Ebenso emp-
fiehlt sich eine enge Abstimmung 
mit Krankenkassen und Renten-
versicherungsträgern, um fehler-
hafte Beitragsabrechnungen oder 
unzutreffende sozialversicherungs-
rechtliche Meldungen zu vermeiden. 
Gerade in der Einführungsphase 
wird der Beratungsbedarf in der be-
trieblichen Praxis erheblich zuneh-
men.
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Höherer Arbeitgeberbeitrag 
bei Minijobs

Das GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz enthält neben den umfangrei-
chen Änderungen im Leistungs- und 
Beitragsrecht auch eine Neuregelung, 
die sich unmittelbar auf die Personal-
kosten vieler Unternehmen auswirken 
wird. Betroffen sind geringfügig ent-
lohnte Beschäftigungen nach § 8 Abs. 1 
Nr. 1 SGB IV. Während die Entgeltgren-
zen für Minijobs in den vergangenen 
Jahren regelmäßig angepasst wurden, 
blieb der pauschale Arbeitgeberbeitrag 
zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung bislang weitgehend unverändert. 
Dieses System wird nun grundlegend 
verändert.

Künftig orientiert sich der vom Ar-
beitgeber zu tragende Krankenversi-
cherungsbeitrag nicht mehr an einem 
gesetzlich festgelegten Pauschalsatz, 
sondern unmittelbar am allgemeinen 
Beitragssatz der gesetzlichen Kranken-
versicherung sowie am durchschnitt-
lichen Zusatzbeitragssatz. Dadurch 
wird der Arbeitgeberbeitrag für Mini-
jobs erstmals dynamisch ausgestaltet 
und an die allgemeine Beitragsent-
wicklung gekoppelt.

Für Arbeitgeber bedeutet dies dau-
erhaft steigende Lohnnebenkosten. 
Gleichzeitig entstehen für Entgeltab-
rechnung und Softwarehersteller neue 
Anforderungen, da sich Beitragssatz-
änderungen künftig unmittelbar auf 

die Abrechnung geringfügig Beschäf-
tigter auswirken.

Neufassung des § 249b SGB V

Die gesetzliche Grundlage für diese 
Neuregelung bildet die Änderung des 
§ 249b Satz 1 SGB V.

Danach hat der Arbeitgeber einer Be-
schäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV 
für Versicherte, die aufgrund die-
ser Beschäftigung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherungs-
frei oder nicht versicherungspflich-
tig sind, auf das erzielte Arbeitsentgelt 
künftig einen Krankenversicherungs-
beitrag in Höhe des allgemeinen Bei-
tragssatzes nach § 241 SGB V zuzüglich 
des durchschnittlichen Zusatzbeitrags-
satzes nach § 242a SGB V zu tragen.

Mit dieser Neufassung verabschie-
det sich der Gesetzgeber von dem 
bisherigen System eines statischen 
pauschalen Arbeitgeberbeitrags. 
Der Arbeitgeberbeitrag wird künf-
tig unmittelbar an die allgemeine 
Entwicklung der Krankenversiche-
rungsbeiträge gekoppelt. Steigt der 
allgemeine Beitragssatz oder der 
durchschnittliche Zusatzbeitragssatz, 
erhöht sich automatisch auch der vom 
Arbeitgeber zu tragende Kranken-
versicherungsbeitrag für geringfügig 
Beschäftigte.

Die Finanzierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung im Bereich 

der Minijobs folgt damit künf-
tig derselben Beitragsentwicklung 
wie bei versicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnissen.

Ziel der gesetzlichen 
Neuregelung

Nach der Gesetzesbegründung verfolgt 
der Gesetzgeber mit dieser Änderung 
mehrere Ziele.

Zum einen sollen zusätzliche Einnah-
men für die gesetzliche Krankenversi-
cherung erzielt werden. Zum anderen 
soll verhindert werden, dass die Fi-
nanzierung der Krankenversicherung 
bei geringfügigen Beschäftigungen 
dauerhaft hinter der allgemeinen Ent-
wicklung der Krankenversicherungs-
beiträge zurückbleibt.

Bislang wirkten sich Beitragssatzstei-
gerungen in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung nur begrenzt auf den 
pauschalen Arbeitgeberbeitrag für Mi-
nijobs aus. Dieses Ungleichgewicht soll 
durch die Dynamisierung künftig be-
seitigt werden.

Nach den Berechnungen des Gesetz-
gebers führt die Neuregelung be-
reits ab dem Jahr 2027 zu zusätzlichen 
Einnahmen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung in Höhe von rund 
1,9 Milliarden Euro jährlich. Gleichzei-
tig steigen die Belastungen der Arbeit-
geber um rund 2,3 Milliarden Euro 
pro Jahr. In diesen Berechnungen sind 

Bi
ld

: m
ag

el
e-

pi
ct

ur
e/

st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m

https://stock.adobe.com


LOHN+GEHALT Ausgabe 6/2026	 PRAXIS    65

bereits die Auswirkungen auf Be-
schäftigungen im Übergangsbereich 
berücksichtigt.

Die Änderung zählt damit zu den fi-
nanziell bedeutendsten Maßnahmen 
des gesamten GKV-Beitragssatzstabili-
sierungsgesetzes.

Deutlich höhere Personal
kosten für Arbeitgeber

Die wirtschaftlichen Auswirkungen 
werden sich insbesondere bei Un-
ternehmen bemerkbar machen, die 
regelmäßig eine größere Zahl gering-
fügig Beschäftigter einsetzen.

Dies betrifft vor allem den Einzelhan-
del, die Gastronomie, das Hotel- und 
Gaststättengewerbe, die Gebäuderei-
nigung, soziale Einrichtungen, das 
Gesundheitswesen sowie zahlreiche 
Dienstleistungsunternehmen.

Gerade in diesen Branchen werden 
Minijobs häufig eingesetzt, um sai-
sonale Auftragsspitzen, Abend- und 
Wochenenddienste oder kurzfristige 
Personalengpässe flexibel abzudecken. 
Da sich der Krankenversicherungs-
beitrag künftig automatisch an der 
allgemeinen Beitragsentwicklung ori-
entiert, steigen die Lohnnebenkosten 
dauerhaft an, ohne dass sich die Ar-
beitsleistung oder das Arbeitsentgelt 
der Beschäftigten verändert.

Insbesondere Unternehmen mit einer 
hohen Anzahl geringfügig Beschäftig-
ter sollten die finanziellen Auswirkun-
gen frühzeitig analysieren und ihre 
Personal- sowie Budgetplanung ent-
sprechend anpassen.

Neue Anforderungen an  
die Entgeltabrechnung

Für die Entgeltabrechnung bedeu-
tet die Neuregelung weit mehr als die 
bloße Anpassung eines Beitragssatzes.

Entgeltabrechnungsprogramme müs-
sen künftig automatisch den jeweils 
geltenden allgemeinen Beitragssatz 
nach § 241 SGB V sowie den durch-
schnittlichen Zusatzbeitragssatz nach 

§ 242a SGB V berücksichtigen. Ände-
rungen dieser Beitragssätze wirken 
sich unmittelbar auf sämtliche ge-
ringfügigen Beschäftigungen aus und 
müssen ohne zeitliche Verzögerung in 
die Beitragsberechnung übernommen 
werden.

Darüber hinaus sind zahlreiche Fol-
geprozesse anzupassen. Hierzu gehö-
ren insbesondere die Erstellung der 
Beitragsnachweise, die Führung der 
Lohnkonten, interne Auswertungen 
sowie Rückrechnungen und Korrek-
turabrechnungen. Da sich die Bei-
tragssätze künftig regelmäßig ändern 
können, gewinnt die Aktualität der in 
den Entgeltabrechnungsprogrammen 
hinterlegten Rechengrößen erheblich 
an Bedeutung.

Auch die Prüfung der Beitragspflicht 
wird anspruchsvoller. Arbeitgeber 
müssen sicherstellen, dass die neue 
Berechnungslogik für sämtliche ge-
ringfügig entlohnten Beschäftigun-
gen korrekt angewendet wird und 
keine Abweichungen zwischen den 
gesetzlichen Beitragssätzen und den 
in der Software hinterlegten Werten 
entstehen.

Beschäftigungsmodelle  
auf den Prüfstand

Die steigenden Lohnnebenkosten 
werden zahlreiche Unternehmen 
veranlassen, ihre bisherigen Beschäf-
tigungsmodelle zu überprüfen.

Insbesondere Arbeitgeber mit einem 
hohen Anteil geringfügig Beschäftigter 
sollten analysieren, welche finanziel-
len Auswirkungen sich aus der neuen 
Beitragsberechnung ergeben und ob 
bestehende Personalkonzepte weiter-
hin wirtschaftlich sinnvoll sind.

Dabei empfiehlt sich eine Gesamt-
betrachtung aller Änderungen des 
GKV-Beitragssatzstabilisierungsge-
setzes. Neben den höheren Arbeit-
geberbeiträgen für Minijobs steigen 
gleichzeitig die Beitragsbemessungs-
grenzen, die Jahresarbeitsentgeltgren-
zen sowie weitere beitragsrechtliche 
Belastungen.

Die Neuregelung dürfte daher in vie-
len Unternehmen Anlass sein, Perso-
nalstrukturen und Einsatzkonzepte 
insgesamt neu zu bewerten.

Für die Praxis wichtig
Arbeitgeber sollten die finanziel-
len Auswirkungen der Neuregelung 
frühzeitig in ihre Budget- und Per-
sonalplanung einbeziehen. Gleich-
zeitig empfiehlt es sich, rechtzeitig 
mit dem jeweiligen Softwareher-
steller Kontakt aufzunehmen und 
sicherzustellen, dass die neuen ge-
setzlichen Vorgaben vollständig in 
den Entgeltabrechnungsprogram-
men umgesetzt werden.

Mit der Neufassung des § 249b 
SGB V wird die Finanzierung ge-
ringfügig entlohnter Beschäftigun-
gen grundlegend neu ausgestaltet. 
Der bisherige pauschale Kranken-
versicherungsbeitrag wird durch 
einen dynamischen Arbeitgeber-
beitrag ersetzt, der sich unmittelbar 
am allgemeinen Beitragssatz nach 
§ 241 SGB V und am durchschnittli-
chen Zusatzbeitragssatz nach § 242a 
SGB V orientiert.

Für die gesetzliche Krankenve
rsicherung bedeutet dies dauerhaft 
höhere Beitragseinnahmen. Arbeit-
geber müssen dagegen mit spürbar 
steigenden Lohnnebenkosten rech-
nen. Gleichzeitig steigen die Anfor-
derungen an Entgeltabrechnung, 
Software und Personalplanung er-
heblich.

Ausblick auf Teil 3

Ab 2028 führt der Gesetzgeber mit 
der Teilarbeitsunfähigkeit und dem 
Teilkrankengeld erstmals eine Zwi-
schenstufe zwischen vollständiger Ar-
beitsfähigkeit und Arbeitsunfähigkeit 
ein. Eine grundlegende Reform mit 
weitreichenden Folgen für Arbeitge-
ber und Entgeltabrechnung.	 ■

Markus Stier
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Im Blick: Arbeitsrecht

Median statt Spitzengehalt:  
Wie weit reicht der Anspruch  
auf gleiches Entgelt?
Landesarbeitsgericht (LAG)  
Baden-Württemberg, Urteil vom 
18.08.2026 – 2 Sa 14/24

Nach der Zurückverweisung durch das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) hat das LAG Baden-Württemberg im „Daimler-Fall“ ent-
schieden: Die Klägerin erhält die Differenz zum Medianentgelt 
der männlichen Vergleichsgruppe – nicht aber das Gehalt des 
bestbezahlten Kollegen. Die Entscheidung zeigt, wie Arbeitge-
ber die Vermutung einer Entgeltdiskriminierung im Paarver-
gleich widerlegen können.

Worum geht es?

Der Grundsatz des gleichen Entgelts für Frauen und Männer 
bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit (Art. 157 Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), §§ 3, 7 Entgelt-
transparenzgesetz (EntgTranspG)) wird prozessual über die Be-
weislastregel des § 22 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) durchgesetzt: Weist die Arbeitnehmerin Indizien für eine 
geschlechtsbedingte Benachteiligung nach, muss der Arbeit-
geber beweisen, dass die Entgeltdifferenz auf objektiven, ge-
schlechtsneutralen Gründen beruht.

Das BAG hatte in derselben Sache im Oktober 2025 die Mess-
latte für die Klägerin deutlich abgesenkt. Es genügt, dass „ein 
einziger gegengeschlechtlicher Kollege bei gleicher oder gleich-
wertiger Arbeit ein höheres Entgelt“ erhält. Auf die Größe der 
Vergleichsgruppe oder Medianwerte kommt es für die Vermu-
tung nicht an. Eine „überwiegende Wahrscheinlichkeit“ der Be-
nachteiligung sei mit Art. 157 AEUV nicht vereinbar (BAG, Urteil 
vom 23.10.2025 – 8 AZR 300/24). Offen blieb die entscheidende 
Folgefrage: Was muss der Arbeitgeber vortragen, um die Ver-
mutung im Paarvergleich zu widerlegen und worauf richtet 
sich dann der Anspruch?

Der Sachverhalt

Die Klägerin ist seit knapp 30 Jahren bei einem Nutzfahrzeug-
hersteller beschäftigt und als Abteilungsleiterin auf der drit-
ten Führungsebene tätig. Nach der Elternzeit arbeitete sie in 
Teilzeit. Für die Jahre 2018 bis 2022 verlangte sie eine Anpas-
sung ihrer Vergütung – Grundgehalt, Bonus, virtuelle Aktien 

und Altersversorgung – an das Entgelt eines namentlich be-
nannten männlichen Kollegen gleicher Hierarchieebene. Die-
ser Kollege war zugleich der Bestverdiener in der männlichen 
Vergleichsgruppe.

Das Arbeitsgericht (ArbG) Stuttgart sprach ihr teilweise die Dif-
ferenz zum Medianentgelt der männlichen Vergleichsgruppe 
zu. Das LAG Baden-Württemberg gewährte im ersten Durch-
gang nur die Differenz zwischen weiblichem und männlichem 
Median und lehnte den Paarvergleich ab. Das BAG hob auf und 
verwies zurück. Das LAG habe zudem Leistungsbeurteilungen 
und Verantwortungsbereiche nicht hinreichend aufgeklärt.

Die Entscheidung

Im zweiten Durchgang hat das LAG der Klägerin für die Jahre 
2018 bis 2022 rund 210.000 Euro zugesprochen – bemessen an 
der Differenz zum Medianentgelt der männlichen Vergleichs-
gruppe. Den weitergehenden Anspruch auf das Entgelt des 
Spitzenverdieners wies es ab. Bei den virtuellen Aktien sprach 
es ihr die Differenz zum geschlechtsübergreifenden Durch-
schnitt ihrer Vergleichsgruppe zu.

Die Begründung verläuft zweistufig. Für das Spitzengehalt hielt 
das LAG die Vermutung einer geschlechtsbedingten Benachtei-
ligung für widerlegt: Der Vergleichskollege verdiene auch er-
heblich mehr als seine männlichen Kollegen. Das heißt, unter 
Berücksichtigung der Gesamtsituation bei der Vergütung in-
nerhalb der männlichen Vergleichsgruppe sowie seiner erheb-
lich längeren Tätigkeitszeit lasse sich die Differenz nicht auf das 
Geschlecht zurückführen. Die Differenz zum Median dagegen 
konnte die Arbeitgeberin nicht mit geschlechtsneutralen Grün-
den erklären. Die Revision hat das LAG nicht zugelassen. Die 
Revision hat das LAG nicht zugelassen. Die Gesellschaft für Frei-
heitsrechte (GFF), die die Klägerin unterstützt, kündigte an, die 
Erfolgsaussichten einer Nichtzulassungsbeschwerde zum BAG 
zu prüfen.

Was bedeutet das für die Praxis?

Das Urteil bestätigt, was sich nach der BAG-Entscheidung be-
reits abgezeichnet hat: Der Paarvergleich öffnet die Tür zur Be-
weislastumkehr, bestimmt aber nicht automatisch die Höhe 
des Anspruchs. Maßgeblich ist, welcher Teil der Differenz un-
erklärt bleibt. Ein Arbeitgeber, der darlegen kann, dass der 
gewählte Vergleichskollege auch innerhalb der eigenen Ge-
schlechtsgruppe ein Ausreißer ist und seine Position auf ge-
schlechtsneutralen Faktoren beruht, kann den Anspruch auf das 
Niveau der Gruppe zurückführen.
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Kritik gibt es trotzdem: Das LAG hat unter anderem darauf ab-
gestellt, dass der Vergleichskollege während der Elternzeit der 
Klägerin zusätzliche Erfahrung sammeln konnte. Wer Eltern-
zeiten in die Erklärung von Entgeltunterschieden einrechnet, 
bewegt sich nah an einer mittelbaren Benachteiligung wegen 
des Geschlechts – die Prozessbevollmächtigten der Klägerin 
sehen darin eine Aufweichung der BAG-Vorgaben. Für Arbeit-
geber heißt das: Berufserfahrung trägt als Rechtfertigung nur, 
wenn sie unabhängig von familienbedingten Auszeiten gemes-
sen wird.

Dass das LAG die längere Tätigkeitszeit als Rechtfertigung aus-
reichen ließ, steht dennoch im Einklang mit der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH): Das Dienstalter 
ist ein grundsätzlich legitimes Kriterium, dessen Eignung der 
Arbeitgeber nur dann besonders darlegen muss, wenn ernst-
hafte Zweifel bestehen (EuGH, Urteil vom 03.10.2006 – C-17/05, 
Cadman). Dieses Argument trägt aber nur, soweit der Arbeitge-
ber es tatsächlich belegen kann. Für die Differenz zum Median 
gelang das nicht und genau dort liegt der „Take-away“ für die 
Praxis: Wer seine Entgeltstruktur nicht mit objektiven Kriterien 
erklären kann, zahlt die Lücke zur Gruppe nach, rückwirkend 
über Jahre.

Mit Blick auf die EU-Entgelttransparenzrichtlinie gewinnt das 
an Gewicht. Art. 4 Abs. 4 der Richtlinie verlangt Entgeltstruk-
turen, die auf objektiven, geschlechtsneutralen Kriterien beru-
hen. Art. 18 regelt die Beweislast zulasten des Arbeitgebers. Die 
Richtlinie ist zwar noch nicht in deutsches Recht umgesetzt, 
die Rechtsprechung arbeitet aber schon heute mit denselben 
Maßstäben.

Praxistipps
Für die Praxis ergeben sich drei Handlungsfelder: Do-
kumentieren Sie für jede Entgeltdifferenz innerhalb 
vergleichbarer Positionen den geschlechtsneutralen 
Grund – Betriebszugehörigkeit, Berufserfahrung, Leistung, 
Arbeitsmarktlage. Eine nachträgliche Rekonstruktion im 
Prozess ist deutlich schwieriger. Analysieren Sie Vergleichs-
gruppen nicht nur im Median, sondern auch auf Ausreißer. 
Wer die Spitzenverdiener einer Gruppe erklären kann, be-
grenzt das Risiko im Paarvergleich. Und beziehen Sie sämt-
liche Vergütungsbestandteile ein , auch virtuelle Aktien, 
Long-Term-Incentives und betriebliche Altersversorgung. 
Der Fall zeigt, dass Ansprüche auch auf den allgemeinen 
Gleichbehandlungsgrundsatz gestützt werden können.
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Betriebsrat an der Base:  
Die Leitung sitzt in Malta –  
mitbestimmt wird trotzdem  
in Berlin
Bundesarbeitsgericht, Beschluss  
vom 13.05.2026 – 7 ABR 7/25

Kann an einem deutschen Standort ein Betriebsrat gewählt 
werden, wenn jede Personalentscheidung im Ausland fällt? Das 
Bundesarbeitsgericht (BAG) sagt Ja: Der Stationierungsort einer 
ausländischen Fluggesellschaft ist ein betriebsratsfähiger Be-
triebsteil – auch ohne inländischen Hauptbetrieb. Für interna
tionale Unternehmen mit Personal in Deutschland verschiebt 
das die Koordinaten.

Worum geht es?

Die Konstellation ist längst nicht mehr exotisch: Ein Unter-
nehmen mit Sitz im Ausland beschäftigt Personal in Deutsch-
land – an einer Base, in einem Regionalbüro, in einem 
Vertriebsteam –, während Einstellungen, Kündigungen und 
Einsatzplanung zentral aus der Konzernzentrale aus dem Aus-
land gesteuert werden. Vor Ort gibt es allenfalls eine Ansprech-
person mit begrenzten Befugnissen. Gilt für eine solche Einheit 
das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)?

Das BetrVG gilt nach dem Territorialitätsprinzip nur für Betriebe 
im Inland. Was ein Betrieb ist, bestimmt sich nach der organi-
satorischen Einheit, in der ein Arbeitgeber mit seinen Arbeit-
nehmern arbeitstechnische Zwecke verfolgt. § 4 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 BetrVG fingiert darüber hinaus Betriebsteile als selbststän-

dige Betriebe, wenn sie räumlich weit vom Hauptbetrieb ent-
fernt sind. Wichtig: Für Luftfahrtunternehmen gilt das BetrVG 
für das fliegende Personal nur, soweit ein Tarifvertrag eine 
Arbeitnehmervertretung vorsieht (§ 117 Abs. 2 BetrVG). Für das 
Bodenpersonal und für Stationierungsorte als solche bleibt es 
beim allgemeinen Recht. Die spannende Frage war, ob die Fik-
tion des § 4 BetrVG einen Hauptbetrieb im Inland voraussetzt – 
oder ob ein inländischer Betriebsteil auch dann als Betrieb gilt, 
wenn der Hauptbetrieb in Malta liegt.

Der Sachverhalt

Die Arbeitgeberin ist eine Fluggesellschaft mit Sitz in Malta und 
Konzernzentrale in Irland. Sie betreibt an zahlreichen europäi-
schen Flughäfen Stationierungsorte, die sogenannten Bases. 
Am Flughafen Berlin-Brandenburg unterhält sie eine Base mit 
rund 320 Cockpit- und Kabinenbeschäftigten. Eine tarifvertrag-
liche Arbeitnehmervertretung gibt es nicht. Die Verhandlungen 
mit der Gewerkschaft waren gescheitert. Aus luftverkehrs-
rechtlichen Gründen hält die Arbeitgeberin am Flughafen ein 
„Airport Office“ vor. Das fliegende Personal beginnt und be-
endet seine Arbeit am Flugzeug, Briefing und De-Briefing 
eingeschlossen.

Die eigentliche Leitungsmacht liegt weit weg: Einstellungen 
und Entlassungen, disziplinarische Maßnahmen, Einsatzpla-
nung, Beförderungen und Versetzungen entscheidet das Lei-
tungspersonal in Malta und Irland. Vor Ort gibt es lediglich 
einen Base Captain für das Cockpit- und einen Base Supervisor 
für das Kabinenpersonal, deren Rollen und Befugnisse in einem 
Betriebshandbuch beschrieben sind. Als Beschäftigte eine Be-
triebsratswahl anstießen, ließ die Arbeitgeberin im Beschluss-
verfahren feststellen, dass die Base keine betriebsratsfähige 
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Organisationseinheit sei. Arbeitsgericht und LAG Berlin-Bran-
denburg (Beschluss vom 15.10.2024 – 11 TaBV 295/24) wiesen 
den Antrag ab.

Die Entscheidung

Die Rechtsbeschwerde blieb ohne Erfolg. Zwar hält der Senat 
an der Betriebsdefinition fest, wonach ein Betrieb im Sinne von 
§ 1 BetrVG einen einheitlichen Leitungsapparat voraussetzt, der 
die wesentlichen personellen und sozialen Angelegenheiten vor 
Ort steuert. Daran fehlte es im konkreten Fall im Inland. Für das 
Vorliegen eines Betriebsteils im Sinne von § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
BetrVG genügt jedoch bekanntermaßen ein deutlich geringeres 
Maß an organisatorischer Selbstständigkeit.

Der Siebte Senat stellte klar: Ein räumlich weit vom Hauptbe-
trieb entfernter Betriebsteil kann auch dann als selbstständi-
ger Betrieb gelten, „wenn der Hauptbetrieb im Ausland gelegen 
ist“. Das Territorialitätsprinzip steht dem nicht entgegen, denn 
„der fingierte Betrieb“ liegt „im Inland“.

Das Wichtige ist die Verschiebung des Anknüpfungspunkts. 
Maßgeblich ist nicht der Sitz der Unternehmensleitung, son-
dern die inländische Organisationseinheit und die Eingliede-
rung der dort beschäftigten Arbeitnehmer. § 4 Abs. 1 Satz 1 
BetrVG fingiert den entfernten Betriebsteil als eigenständigen 
Betrieb. Da dieser im Inland liegt, knüpft das BetrVG unmittel-
bar an ihn an, der ausländische Hauptbetrieb tritt zurück. Und 
für die organisatorische Selbstständigkeit kommt es nicht da-
rauf an, wo die unternehmerische Leitung sitzt. Entscheidend 
ist, ob am Standort zumindest eine Person mit Weisungsbefug-
nissen institutionalisiert ist und diese Befugnisse tatsächlich 
ausübt. Base Captain und Base Supervisor genügten dafür.

Was bedeutet das für die Praxis?

Die Entscheidung stellt klar: Wer die Leitungsmacht ins Ausland 
verlagert, verhindert damit keine Mitbestimmung in Deutsch-
land. Wo hierzulande eine dauerhafte Einheit mit eigener Be-
legschaft und auch nur minimaler Weisungsstruktur vor Ort 
besteht, ist regelmäßig mit einem betriebsratsfähigen Be-
triebsteil zu rechnen. Das gilt für Bases von Airlines ebenso wie 
für Regionalbüros, Vertriebsteams oder Servicestandorte aus-
ländischer Konzerne.

Bemerkenswert ist die niedrige Schwelle. Es genügt eine ein-
zige Person, die vor Ort tatsächlich Weisungen erteilt, unab-
hängig davon, ob ihr die volle Arbeitgeberfunktion übertragen 
ist. Die Abgrenzung zum Konzernbetriebsrat bleibt bestehen: 
Dort verlangt das BAG weiterhin eine Konzernspitze im Inland. 
Auf Betriebsebene reicht der inländische Betriebsteil.

Für die Entgeltabrechnung hat ein neuer Betriebsrat handfeste 
Folgen. Fragen der betrieblichen Lohngestaltung, Entlohnungs-
grundsätze und leistungsbezogene Entgelte werden mitbe-
stimmungspflichtig (§ 87 Abs. 1 Nr. 10 und 11 BetrVG), ebenso 
Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und Überstunden 
(§ 87 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BetrVG) – ausgerechnet dort, wo bislang 
aus Malta geplant wurde. Hinzu kommen die Kosten der Be-
triebsratsarbeit (§ 40 BetrVG), Freistellungen nach § 38 BetrVG 
und die Vergütung der Betriebsratsmitglieder nach dem Lohn-
ausfallprinzip (§ 37 Abs. 4 BetrVG). Payroll-Teams, die bisher nur 
den deutschen Lohnsteuer- und Sozialversicherungsabzug für 
die Base abgewickelt haben, müssen sich auf Betriebsvereinba-
rungen als neue Rechtsgrundlage einstellen.

Übrigens: Zur Mitbestimmung gehört auch der Datenzugriff. 
Ein Betriebsrat kann Einsicht in Bruttolohn- und Gehaltslisten 
verlangen (§ 80 Abs. 2 Satz 2 BetrVG) – bei einem Vergütungs-
system, das aus dem Ausland gesteuert wird, wird das schnell 
zur ersten Bewährungsprobe.

Praxistipps
Für die Praxis ergeben sich drei Handlungsfelder: Prüfen Sie 
Ihre inländischen Standorte mit ausländischer Leitung auf 
Betriebsratsfähigkeit – eigene Belegschaft, räumliche Ent-
fernung zum Hauptbetrieb, mindestens eine weisungsbe-
fugte Person vor Ort. Die Antwort fällt öfter mit „Ja“ aus, 
als vielen Konzernzentralen lieb ist. Bereiten Sie die Payroll 
vor, bevor gewählt wird: Welche Entgeltbestandteile be-
ruhen auf einseitigen Vorgaben aus dem Ausland, welche 
Arbeitszeitmodelle werden zentral geplant? Genau diese 
Punkte werden nach der Wahl mitbestimmungspflich-
tig. Und klären Sie intern die Zuständigkeiten für Deutsch-
land – ein Betriebsrat braucht einen Ansprechpartner mit 
Entscheidungsbefugnis; wer den Base Supervisor allein 
lässt, riskiert Einigungsstellen zu Themen, die in Malta ent-
schieden werden.
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Annahmeverzugslohn: Arbeitgeber 
dürfen fragen – aber nicht alles
Bundesarbeitsgericht,  
Urteil vom 26.08.2026 – 5 AZR 37/25
Hat der gekündigte Arbeitnehmer zumutbare Stellen ausge-
schlagen? Für Arbeitgeber, die nach einem verlorenen Kündi-
gungsschutzprozess Annahmeverzugslohn nachzahlen sollen, 
geht es bei dieser Frage oft um sehr viel Geld. Das BAG zieht 
jetzt eine klare Grenze beim Auskunftsanspruch – und zeigt, 
wo die Verteidigung stattdessen ansetzen muss.

Worum geht es?

Verliert der Arbeitgeber den Kündigungsschutzprozess, wird 
es teuer: Er schuldet die Vergütung für die gesamte Prozess-
dauer (§ 615 Satz 1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)) – über zwei 
Instanzen schnell ein bis zwei Jahresgehälter, zuzüglich der 
Sozialversicherungsbeiträge. Angerechnet wird nach § 11 Kündi-
gungsschutzgesetz (KSchG), was der Arbeitnehmer zwischen-
zeitlich verdient hat, was er hätte verdienen können, wenn er 
es nicht böswillig unterlassen hätte, eine zumutbare Arbeit 

anzunehmen, und öffentlich-rechtliche Leistungen wie das 
Arbeitslosengeld.

Wichtig: Für das böswillige Unterlassen ist der Arbeitgeber dar-
legungs- und beweispflichtig. Er soll also etwas beweisen, das 
sich vollständig außerhalb seines Einblicks abspielt – die Job-
suche seines früheren Mitarbeiters. Das BAG hat ihm deshalb 
schon 2020 einen Auskunftsanspruch über die Vermittlungs-
vorschläge der Agentur für Arbeit und des Jobcenters zugebil-
ligt (BAG, Urteil vom 27.05.2020 – 5 AZR 387/19). Die spannende 
Frage war, ob dieser Anspruch weiter reicht: Muss der Arbeit-
nehmer auch offenlegen, ob und wie er sich auf diese Stellen 
beworben hat?

Der Sachverhalt

Nach einer unwirksamen Kündigung klagte der Arbeitnehmer 
Annahmeverzugsvergütung ein. Die Arbeitgeberin hielt dage-
gen, er habe es böswillig unterlassen, anderweitig Geld zu ver-
dienen – und drehte den Spieß um: Per Widerklage verlangte 
sie nicht nur Auskunft über die ihm unterbreiteten Stellenange-
bote, sondern auch darüber, ob, wie und mit welchem Ergebnis 
er sich jeweils beworben hatte. Obendrein wollte sie die Be-
werbungsunterlagen sehen. Das Hessische LAG entschied über 
die Widerklage durch Teilurteil. Die Sache ging zum BAG.
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Die Entscheidung

Das BAG hat differenziert: Auskunft über die Vermittlungsvor-
schläge – ja. Auskunft darüber, ob, wie und mit welchem Er-
gebnis sich der Arbeitnehmer beworben hat – nein. Einen 
solchen selbstständig einklagbaren Anspruch gibt es nicht.

Das Wichtige ist die Begründung, denn sie ist prozessual: Der 
Auskunftsanspruch aus Treu und Glauben (§ 242 BGB) reicht 
nur so weit, wie der Arbeitgeber die Informationen benötigt, 
um seiner eigenen Darlegungslast nachzukommen. Mit den 
Vermittlungsvorschlägen kann er konkrete, zumutbare Be-
schäftigungsmöglichkeiten benennen. Mehr braucht er dafür 
nicht. Hat er das getan, ist der Arbeitnehmer am Zug: Ihn trifft 
im Zahlungsprozess eine sekundäre Darlegungslast. Er muss 
dort erklären, wie er mit den Angeboten umgegangen ist und 
warum eine Bewerbung unterblieb oder erfolglos war. Eine 
vorgeschaltete Auskunftsklage ist dafür nicht notwendig.

Was bedeutet das für die Praxis?

Die Entscheidung stellt klar: Der Weg zur Anrechnung führt 
über die Vermittlungsvorschläge und über einen substantiier-
ten Vortrag im Zahlungsprozess. Wer als Arbeitgeber erst im 

Prozess beginnt, Informationen zu sammeln, hat schlechte 
Karten.

Das wirksamere Instrument liegt ohnehin in der eigenen Hand: 
das Angebot einer Prozessbeschäftigung. Wie scharf dieses 
Schwert ist, hat gerade das LAG Hamm gezeigt. Ein seit 1993 
beschäftigter Kommissionierer hatte nach einem Streit mit 
einem Kollegen einen Kunststoffhammer durch die Lagerhalle 
geworfen und war ordentlich gekündigt worden. Zugleich bot 
ihm die Arbeitgeberin an, bis zum Abschluss des Verfahrens 
in seinem bisherigen Bereich weiterzuarbeiten. Er reagierte 
nicht – und verlor seinen Anspruch auf Annahmeverzugs-
lohn für rund zehn Monate vollständig (LAG Hamm, Urteil vom 
06.08.2026 – 18 SLa 24/26).

Für die Entgeltabrechnung bleibt Annahmeverzugslohn eine 
Baustelle eigener Art. Er ist laufendes Arbeitsentgelt und bei-
tragsrechtlich den Monaten zuzuordnen, für die er geschuldet 
wird; die Meldungen sind zu korrigieren. Zwischenverdienst 
und Arbeitslosengeld werden angerechnet, wobei der Anspruch 
in Höhe des Arbeitslosengeldes auf die Bundesagentur überge-
gangen ist (§ 115 Sozialgesetzbuch (SGB) X) – die sich dann mit 
ihrem Erstattungsanspruch meldet. Lohnsteuerlich kommt bei 
Nachzahlungen für mehr als zwölf Monate die Fünftelregelung 
(§ 34 EStG) in Betracht. Kurz: Je länger der Prozess, desto größer 
die Nachberechnung.

Praxistipps
Für die Praxis ergeben sich folgende Handlungsfelder: Der 
Auskunftsanspruch bleibt ein nützliches, aber begrenztes 
Werkzeug. Er verschafft Arbeitgebern die Vermittlungsvor-
schläge samt Inhalt, nicht mehr. Eine „Ausforschung“ des 
Bewerbungsverhaltens ist ausgeschlossen.

Die Hauptlast liegt beim Arbeitgeber. Ohne einen konkre-
ten Vortrag zu zumutbaren Stellen im Verzugszeitraum 
trägt der Einwand nach § 11 Nr. 2 KSchG nicht. Die ver-
mittelten Stellenangebote können gerade die Tatsachen-
grundlage liefern, auf die der Arbeitgeber seinen späteren 
Vortrag zu zumutbaren Beschäftigungsmöglichkeiten 
stützt.

Fordern Sie die Auskunft über Vermittlungsvorschläge 
frühzeitig und schriftlich an – nicht erst, wenn die Zah-
lungsklage auf dem Tisch liegt. Nur mit diesen Infor-
mationen können Sie die sekundäre Darlegungslast des 
Arbeitnehmers auslösen. Prüfen Sie bei jeder Kündigung, 
ob Sie eine Prozessbeschäftigung anbieten können, das 
hängt auch von der Kündigungsart ab.	 ■

Dr. Michaela Felisiak, Councel bei Eversheds Sutherland/
Fachanwältin für Arbeitsrecht
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Beschäftigtendaten

Self-Service für den 
Betriebsrat?
Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) gibt Betriebsräten verschiedene Einsichts- 
und Informationsrechte. Bisher stellt die Personalabteilung die erforderlichen Daten 
zusammen und legt sie dem Betriebsrat vor. Die Bereitstellung dieser Daten ist eine 
Daueraufgabe, welche sich gut durch Lesezugriffe des Betriebsrats auf die in IT-Sys-
temen, bspw. Zeiterfassung, Bewerbermanagementsystem oder Personalverwal-
tungssystem, gespeicherten Beschäftigtendaten technisch ersetzen ließe.

Das BetrVG definiert die Rechte 
des Betriebsrats ohne das Mit-
tel, bspw. Lesezugriffe oder 

Papierkopie, zu ihrer Erfüllung vor-
zugeben. Auf die Wahl des Mittels 
findet damit die Datenschutz-Grund-
verordnung (DS‑GVO) Anwendung. 
Wie könnte demnach eine daten-
schutzrechtlich zulässige Gestaltung 
aussehen?

Erforderlich muss ein  
Zugriff sein

Damit eine Verarbeitung personen-
bezogener Daten zulässig wird, muss/
müssen insbesondere

•	ein legitimer Zweck existieren,
•	die verarbeiteten Daten für den 

Zweck erforderlich sein und
•	eine Rechtsgrundlage aus dem Kata-

log von Art. 6 Abs. 1 DS‑GVO die Ver-
arbeitung ausnahmsweise erlauben.

Diese Anforderungen gelten für alle 
Verarbeitungen personenbezogener 
Daten, also auch für die Zugriffe eines 
Betriebsrats auf IT-Systeme zur Ab-
frage von Beschäftigtendaten.

Ein legitimer Zweck ist regelmäßig 
vorhanden, da der Betriebsrat u. a. die 
Anwendung von Gesetzen, Tarifver-
trägen und Betriebsvereinbarungen 
zugunsten der Beschäftigten überwa-
chen soll (§ 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG). Für 
die im BetrVG festgelegten Informa-
tions- oder Mitbestimmungsrechte 

erlaubt entweder das BetrVG selbst 
die Verarbeitung (Art. 6 Abs. 1 lit. c) 
DS‑GVO) oder eine Interessensabwä-
gung (Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS‑GVO) trägt 
die Verarbeitung.

In der Praxis erweist sich die Erfor-
derlichkeit als Hürde. Bezogen auf Zu-
griffsrechte bedeutet erforderlich, 
dass der Zweck ohne diese Zugriffe 
nicht erreicht werden kann. Es kommt 
deshalb darauf an, auf welche Daten 
zugriffen werden soll und welches 

Informations- oder Mitbestimmungs-
recht durch den Zugriff ausgeübt wer-
den soll.

Zugriffe auf Bewerbungen

Im Bewerbungsverfahren muss der 
Betriebsrat der Einstellung des ausge-
wählten Bewerbers zustimmen (§ 99 
BetrVG). Dazu benötigt er insbeson-
dere die Stellenausschreibung und die 
Bewerbungsunterlagen der Perso-
nen, die sich auf diese Stelle beworben 
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haben. Diese Unterlagen können 
auch im Rahmen eines Leserechts auf 
die im Bewerbermanagementsys-
tem gespeicherten Daten und Unter-
lagen dem Betriebsrat zur Verfügung 
gestellt werden (Bundesarbeitsge-
richt (BAG), Beschluss vom 13.12.2023, 
Az. 1 ABR 28/22).

Als Voraussetzung nennt das BAG:

•	Jedes Betriebsratsmitglied muss Zu-
griff haben können mit einem für 
die Betriebsratsarbeit vorgesehen PC 
oder Notebook,

•	auf alle für die Entscheidung im Rah-
men von § 99 BetrVG erforderlichen 
Unterliegen kann zugegriffen wer-
den und

•	das Zugriffsrecht besteht für den 
Zeitraum, in dem Betriebsrat 
entscheidet.

Die erste Anforderung lässt sich durch 
eine entsprechende Geräteausstattung, 
auf die ein Betriebsrat – soweit für 
seine Arbeit erforderlich – ein Anrecht 
hat, sowie die Vergabe entsprechender 
Lesezugriffe umsetzen.

Auf Bewerbungsunterlagen, Proto-
kolle der Vorstellungsgespräche und 
weitere für die Ausübung des Mitbe-
stimmungsrechts nach § 99 BetrVG 

relevante Daten und Unterlagen muss 
sich das Leserecht erstrecken. Daten, 
die nicht für die Ausübung des Mit-
bestimmungsrechts erforderlich 
sind, bspw. Bewerbungen auf an-
dere Stellen oder zurückgezogene Be-
werbungen, dürfen nicht im Zugriff 
des Betriebsrats sein. Art. 25 Abs. 2 
DS‑GVO beschränkt Zugriffsrechte auf 
die Daten, die für den Zweck – hier 
die Ausübung des Mitbestimmungs-
rechts – benötigt werden.

Sobald der Betriebsrat in einer Be-
triebsratssitzung seine Entscheidung 
getroffen hat, muss der Arbeitgeber 
die Zugriffsrechte entziehen. Nachdem 
die Entscheidung getroffen wurde, 
ist das Mitbestimmungsrecht ausge-
übt, d. h. der Zweck ist entfallen. Der 
Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass 
nicht erforderliche Zugriffsrechte un-
verzüglich entzogen werden (Art. 25 
Abs. 2 DS‑GVO).

Für die Ausübung dieses Mitbestim-
mungsrechts sind schreibende Zu-
griffe nicht erforderlich, d. h. diese 
dürfen nicht erteilt werden.

Zugriffe auf die Zeiterfassung

Das genannte Urteil des BAG be-
deutet nicht, dass ein Betriebsrat 

grundsätzlich Leserechte auf Beschäf-
tigtendaten in IT-Systemen erhalten 
darf. Das BAG stellt im Einklang mit 
Art. 25 Abs. 2 DS‑GVO auf die Erforder-
lichkeit zur Ausübung der vom BetrVG 
zugewiesenen Rechte und Aufgaben 
ab.

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Köln 
hält permanente Lesezugriffe auf per-
sonenbezogenen Arbeitszeitdaten im 
Zeitwirtschaftssystem für unzulässig 
(LAG Köln (09.01.2026 – 9 TaBV 22/25, 
nicht rechtskräftig). Das Gericht stellt 
auch darauf ab, dass der Arbeitgeber 
überprüfen können muss, ob die ge-
wünschten Daten für die Durchfüh-
rung der Überwachungsaufgaben 
nach § 80 Abs. 1 BetrVG erforderlich 
sind. Gleiches sieht das Gericht auch 
bei den Unterrichtungsrechten nach 
§ 80 Abs. 2 BetrVG als gegeben an.

Das Arbeitsgericht (ArbG) Elmshorn 
sieht es nicht als Aufgabe des Be-
triebsrats an, „jegliches Verhalten des 
Arbeitgebers auf etwaige Gesetzes-
verstöße zu prüfen“ (Beschluss vom 
23.08.2023, Az. 3 BV 31 e/23, Rn. 59). 
Der Betriebsrat habe sich auf Stich-
probenkontrollen zu beschränken. 
Permanente Zugriffsrechte auf perso-
nenscharfe Zeiterfassungsdaten gehen 
über Stichprobenkontrollen hinaus.

Zugriffsrechte auf Zeiterfassungsdaten 
sind deshalb so auszugestalten, dass 
sie einer Stichprobenkontrolle ent-
sprechen. Da es im ersten Prüfschritt, 
bei dem geprüft wird, ob mögliche 
Verstöße des Arbeitgebers im Raum 
stehen, nicht auf die Identität des 
konkreten Beschäftigten ankommt, 
sind Daten ohne Personenbezug zu 
verwenden.

Betriebsvereinbarung  
als Lösung?

Mithilfe von Betriebsvereinbarun-
gen kann die Umsetzung daten-
schutzrechtlicher Vorschriften im 
Unternehmen konkretisiert wer-
den. Insbesondere kann darin gere-
gelt werden, wer was wann und wie 
zu tun hat sowie wer gegenüber wem 
welche Rechte hat.

Eine Betriebsvereinbarung kann 
jedoch keine Verarbeitungen 
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legitimieren oder Betroffenenrechte 
einschränken (Europäischer Gerichts-
hof (EuGH), Urteil vom 19.12.2024, 
C-65/23). Da sich die Aufgaben eines 
Betriebsrats abschließend aus dem 
BetrVG ergeben, kann eine Betriebs-
vereinbarung dem Betriebsrat keine 
zusätzlichen (freiwilligen) Zugriffs-
rechte, die er nach dem BetrVG nicht 
hätte, einräumen.

Über Betriebsvereinbarungen lassen 
sich bspw. die Modalitäten von Zugrif-
fen regeln.

Fazit
Für die Arbeit des Betriebs-
rats gelten die üblichen Zuläs-
sigkeitsanforderungen aus dem 
Datenschutzrecht. Mit Blick auf Zu-
griffsrechte des Betriebsrats auf IT-
Systeme, die Beschäftigtendaten 

verarbeiten, wird die Erforderlichkeit 
der Datenzugriffe zur Aufgabener-
füllung zum zentralen Maßstab.

Betriebsvereinbarungen können 
Prozesse und Zuständigkeiten re-
geln, aber sie dürfen keine zusätzli-
chen Zugriffsrechte schaffen, die für 
die Aufgabenerfüllung nicht erfor-
derlich sind.

Soll Betriebsräten Zugriff auf IT-Sys-
teme mit Beschäftigtendaten ein-
geräumt werden, empfiehlt es sich, 
zu prüfen,

•	ob die Zugriffe für die Erfüllung 
der durch das BetrVG zugewiese-
nen Aufgaben erforderlich sind und 
keine Stichproben oder aggregier-
ten oder pseudonymen Daten aus-
reichen;

•	ob die Zugriffe nach Abschluss der 
Tätigkeit wieder entzogen werden.

Erhält ein Betriebsrat Zugriff auf 
aggregierte Daten, die keine Rück-
schlüsse auf Beschäftigte zulassen, 
bspw. Die Anzahl an Beschäftigten 
mit mehr als zehn Überstunden für 
den Gesamtbetrieb, erfolgt kein Ein-
griff in das Persönlichkeitsrecht der 
Beschäftigten. Solche Zugriffe sind 
auch auf Dauer zulässig.

Bei einer effektiven Umsetzung  
lässt sich das Konzept des Self- 
Service durchaus auf die Tätigkeit 
des Betriebsrats anwenden, sofern 
die gesetzlichen Vorgaben einge
halten werden. Bei einer mangel
haften Umsetzung birgt es jedoch 
Risiken.	 ■

Dr. Niels Lepperhoff,  
Xamit Bewertungsgesellschaft mbH
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Lohnpfändung und tarifliche Wahlrechte

Tauschtage statt 
Jahressonderzahlung –  
trotz Pfändung?
Warum die Umwandlung von Entgelt in Freizeit auch bei laufender  
Lohnpfändung zulässig sein kann. Eine Gegenposition zur strengen 
Gläubigerschutz-Rechtsprechung.

In der täglichen Entgeltabrech-
nung greifen arbeitsrechtliche Fle-
xibilisierung und zivilprozessuales 

Vollstreckungsrecht immer häufiger 
ineinander. Ein aktuelles Praxispro-
blem wirft hierbei erhebliche Fragen 
auf: Dürfen Beschäftigte sogenannte 
Tauschtage nach § 29a Trarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
auch bei laufenden Lohnpfändungen 
beantragen?

Bereits an dieser Stelle lohnt ein ge-
nauer Blick auf den Tariftext: In bei-
den Fällen kann zwar ein Teil der 
Jahressonderzahlung in Freizeit um-
getauscht werden, doch differen-
ziert das Tarifrecht zwischen dem 
§ 29a TVöD-VKA (teilweise Umwand-
lung der Jahressonderzahlung in 
Freizeit) und dem § 29a TVöD-Bund 
(Zeit-statt-Geld-Wahlmodell). Die Un-
terschiede liegen neben den persön-
lichen Voraussetzungen vor allem im 
Wert der Entgeltfortzahlung an den 
jeweiligen Freistellungstagen: Wäh-
rend im Bereich der VKA (Vereinigung 

der kommunalen Arbeitgeber) die 
Entgeltfortzahlung nach § 21 TVöD 
erfolgt, ist beim Bund die Entgelt-
fortzahlung passgenau in Höhe des 
zuvor ermittelten Umwandlungsbe-
trags ausgestaltet. Im Fokus der aktu-
ellen Praxisdiskussion steht vor allem 
die grundsätzliche Umwandlung der 
Jahressonderzahlung.

In Literatur und Praxis wird die Frage, 
ob diese Wahlrechte trotz einer Pfän-
dung ausgeübt werden dürfen, kon-
trovers diskutiert. Während die 
Befürworter in der Ausübung des 
Wahlrechts ein unantastbares tarifli-
ches Gestaltungsrecht sehen, wird die 
Zulässigkeit im Schrifttum von nam-
hafter Seite vehement verneint.

Die Gegenauffassung: Gläubi-
gerschutz und Verfügungs
verbot nach Scheuring/
Bundesarbeitsgericht (BAG)

Eine prominente Gegenposition ver-
tritt unter anderem Scheuring in der 

Kommentierung zum TVöD (Clemens, 
Scheuring, Steingen, Wiese, TVöD con-
text, 165. Ergänzung [Mai 2026], Teil 
II Kommentierung des TVöD – Allge-
meiner Teil und Besondere Teile, 1. All-
gemeiner Teil, § 29a [VKA] Teilweise 
Umwandlung der Jahressonderzah-
lung, V. Verminderung der Jahresson-
derzahlung, 6. Keine Umwandlung bei 
Pfändung bzw. Abtretung der Jahres-
sonderzahlung, Rn. 107 f.). Gestützt auf 
die höchstrichterliche Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts wird dort 
argumentiert, dass eine nachträgliche 
Reduzierung der Jahressonderzahlung 
bei bereits vorliegender Pfändung 
oder Abtretung rechtlich unzulässig 
ist.

Im Standardwerk wird dies wie folgt 
begründet:

„Die Geltendmachung, die eine 
teilweise Umwandlung der Jah-
ressonderzahlung in einen Freistel-
lungsanspruch zur Folge hat [...], 
setzt voraus, dass der Beschäftigte 
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über die Jahressonderzahlung als 
Geldanspruch rechtswirksam ver-
fügen kann. Der Beschäftigte kann 
nicht über die Jahressonderzah-
lung verfügen, wenn ein gesetzli-
ches Verfügungsverbot besteht (BAG 
v. 15.7.2021 – 6 AZR 460/20 – AP Nr. 4 
zu § 35 InsO). Soweit Ansprüche des 
Beschäftigten auf Arbeitsentgelt ge-
pfändet sind [...] und damit auch die 
Jahressonderzahlung [...], sind ‚Ver-
fügungen‘ des Beschäftigten über 
die Jahressonderzahlung nach § 829 
Abs. 1 Satz 2 ZPO [im Original ver-
sehentlich als § 929 bezeichnet] 
verboten und nach §§ 135, 136 BGB 
gegenüber dem Gläubiger unwirk-
sam (vgl. BAG v. 14.10.2021 – 8 AZR 
96/20 – AP Nr. 5 zu § 1a BetrAVG – 
betr. Entgeltumwandlung). Glei-
ches gilt nach § 398 Satz 2 BGB, wenn 
der Beschäftigte die Jahresson-
derzahlung abgetreten hat (BAG v. 
15.7.2021 – 6 AZR 460/20 – AP Nr. 4 
zu § 35 InsO).“ (Clemens, Scheuring, 
Steingen, Wiese, TVöD context, § 29a 
VKA, Rn. 107 f., m. w. N.)

Die rechtliche Begründung die-
ser Gegenansicht: Scheuring knüpft 
dabei weniger an ein generelles Ver-
bot im konkreten Fall an, sondern an 
der rechtlichen Einordnung der Ent-
geltumwandlung als Verfügung über 
pfändbares Entgelt: Bei der betriebli-
chen Altersversorgung (bAV) als klas-
sischer Entgeltumwandlung verzichtet 
der Beschäftigte auf Geldentgelt; statt-
dessen entsteht eine andere Art von 
Anspruch (Versorgungsanwartschaft), 
die dem Gläubigerzugriff weitgehend 
entzogen ist. Das BAG begründet die 
dortige Zulässigkeit gerade mit der be-
sonderen Schutzposition des § 1a Be-
triebsrentengesetz (BetrAVG) und einer 
„an § 1a BetrAVG orientierten normati-
ven Betrachtung“.

Scheuring argumentiert im Umkehr-
schluss: Wo diese spezielle gesetzli-
che Privilegierung fehlt (wie bei der 
Umwandlung der Jahressonderzah-
lung in Tauschtage nach § 29a TVöD), 
sei die Umwandlung strukturell eben-
falls eine Entgeltumwandlung („Geld-
anspruch wird in anderen Anspruch 
transformiert“). Da es aber kein ge-
setzliches Leitbild wie § 1a BetrAVG 
gebe, das eine Gläubigerbenachtei-
ligung übersteuern könnte, sei eine 

Umwandlung nach bereits beste-
hender Pfändung als unzulässige 
Verfügung über den gepfändeten Geld-
anspruch zu werten.

Warum die Umwandlung 
nach § 29a TVöD trotz dieser 
Bedenken zulässig ist

Bei näherer rechtlicher und abrech-
nungstechnischer Betrachtung lässt 
sich die für die bAV und die Abtretung 
entwickelte Rechtsprechung jedoch 
nicht ohne Weiteres auf die Umwand-
lung nach § 29a TVöD übertragen. Für 
die Gegenauffassung sprechen insbe-
sondere folgende Argumente:

A. Charakter der Umwandlung als 
vorgelagertes Gestaltungsrecht statt 
Verfügung

Die von Scheuring und dem BAG her-
angezogenen Fälle (wie die klassische 
bAV-Entgeltumwandlung oder rechts-
geschäftliche Abtretungen) setzen 
voraus, dass über eine bereits entstan-
dene, konkret bezifferbare Forderung 
verfügt wird. Die Umwandlung nach 
§ 29a TVöD ist hingegen ein einseitig 
durch den Beschäftigten in Textform 
auszuübendes Gestaltungsrecht (aus-
zuüben bis zum 01.09. des Vorjahres), 
das keinerlei Zustimmung des Arbeit-
gebers bedarf. Gegenstand ist nicht die 
nachträgliche Verfügung über eine be-
reits fällige Zahlungsforderung, son-
dern die tariflich vorgegebene Wahl 
der Entgeltstruktur im Vorfeld („Geld 
vs. Zeit“). Der Beschäftigte gestaltet 
seinen künftigen Vergütungsanspruch, 
bevor ein konkreter Geldanspruch in 
den Verfügungsbereich gelangt.

Dabei ist allerdings die Rechtspre-
chung des BAG vom 15.07.2021 – 6 AZR 
460/20 – zu berücksichtigen. Das BAG 
hat dort zwischen der zulässigen Dis-
position über die Arbeitskraft und der 
unzulässigen Verfügung über künftige 
Entgeltansprüche unterschieden. Die 
Entscheidung betraf jedoch eine tarif-
liche Freistellungsregelung im Rah-
men einer Verbraucherinsolvenz und 
nicht die hier zu beurteilende tarifli-
che Umwandlung nach § 29a TVöD. 
 
Entscheidend ist daher, ob die Aus-
übung des Wahlrechts nach § 29a TVöD 
als Verfügung über einen bereits von 

der Pfändung erfassten Entgeltan-
spruch anzusehen ist oder ob sie – wie 
hier vertreten – noch der tariflichen 
Ausgestaltung des Anspruchs auf die 
Jahressonderzahlung zuzurechnen ist.

B. Erhalt des pfändba-
ren Entgeltstroms (keine 
Gläubigerbenachteiligung)

Der Schutzzweck von § 829 Zivilpro-
zessordnung (ZPO) und des Pfän-
dungsschutzes zielt darauf ab, dem 
Gläubiger den Zugriff auf das Arbeits-
einkommen zu sichern.

•	Bei einer klassischen bAV-Entgel-
tumwandlung oder Abtretung wird 
Geld dauerhaft aus dem Zugriff des 
Gläubigers in eine unpfändbare 
Versorgungsanwartschaft oder an 
einen Dritten abgeleitet (wodurch 
das Schutzzweck-Argument des BAG 
greift).

•	Bei den Tauschtagen nach § 29a TVöD 
verbleibt der Betrag hingegen voll-
ständig im pfändbaren Entgeltkreis-
lauf: Die Jahressonderzahlung im 
November sinkt zwar, dafür fließt im 
Folgejahr an den Tauschtagen regu-
läres Arbeitsentgelt (Entgeltfortzah-
lung nach § 21 TVöD bzw. in Höhe des 
Umwandlungsbetrags) an den Ar-
beitnehmer – und unterliegt damit 
seinerseits uneingeschränkt der lau-
fenden Lohnpfändung.

Der Gläubiger erleidet mithin keinen 
realen Substanzverlust, sondern der 
pfändbare Entgeltstrom wird ledig-
lich zeitlich und strukturell im Rah-
men des Tarifvertrags verschoben. Das 
vom BAG geforderte Korrektiv einer 
gesetzlichen Privilegierung (wie § 1a 
BetrAVG) ist hier gar nicht erforder-
lich, weil mangels Gläubigerbenach-
teiligung überhaupt kein unzulässiger 
Eingriff vorliegt.

Dabei geht es nicht lediglich darum, 
dass der Beschäftigte irgendwann in 
der Zukunft wieder Entgelt erhält. 
Entscheidend ist vielmehr, dass der 
Umwandlungsbetrag nach dem tarif-
lichen Modell dem Zugriff des Gläubi-
gers nicht dauerhaft entzogen wird. Er 
wird vielmehr durch die Tauschtage in 
eine spätere Entgeltzahlung überführt, 
die ihrerseits nach den allgemeinen 
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Vorschriften dem Pfändungszugriff 
unterliegt.

Die wirtschaftliche Wirkung unter-
scheidet sich damit wesentlich von 
einer Gestaltung, durch die pfändbares 
Entgelt in eine dem Gläubigerzugriff 
entzogene Vermögensposition über-
führt wird.

C. Kein Anspruch auf ein „maxi-
males Geldmodell“ (Parallele zur 
Arbeitszeitreduzierung)

Der Gläubiger erhält durch die Pfän-
dung keinen Anspruch auf eine be-
stimmte tarifliche Entgeltform. 
Maßgeblich ist vielmehr, welche 
Entgeltansprüche nach dem anzu-
wendenden Tarifvertrag überhaupt 
entstehen und in welchem Umfang 
diese dem Pfändungszugriff unter-
liegen. Wird das tarifliche Wahlrecht 
wirksam ausgeübt, vermindert sich 
die Jahressonderzahlung nach § 29a 
TVöD um den Umwandlungsbetrag; 
an ihre Stelle tritt die tariflich vorge-
sehene Entgeltzahlung während der 
Tauschtage.

Dies zeigt der Vergleich zur klassi-
schen Arbeitszeitreduzierung (Teil-
zeit nach Teilzeitbefristungsgesetz 
(TzBfG)): Entschließt sich ein Arbeit-
nehmer, seine Arbeitszeit zu reduzie-
ren, sinken sein Monatsentgelt und 
damit auch seine Sonderzahlungen 
massiv. Niemand käme auf die Idee, 
darin eine unzulässige Gläubigerbe-
nachteiligung zu sehen; die Ausübung 
von gesetzlichen und tariflichen Sta-
tus- und Gestaltungsrechten steht dem 
Arbeitnehmer frei.

Der Gläubiger nimmt am Arbeits-
verhältnis nur in dem Zustand teil, 
den der Schuldner durch die wirk-
same Ausübung seiner tariflichen 

Wahlrechte im Vorfeld zulässiger-
weise gestaltet hat.

D. Tariflicher Vorrang und Grenzen 
des Gläubigerzugriffs

Der Pfändungsgläubiger nimmt am 
Arbeitsverhältnis im Wege der Rechts-
nachfolge bzw. als Vollstreckungsgläu-
biger nur in dem Maße teil, wie der 
Schuldner selbst Inhaber von Ansprü-
chen ist. Wenn der Tarifvertrag (hier 
der TVöD) von vornherein ein struk-
turelles Wahlrecht zwischen Sonder-
zahlung und bezahlter Freistellung 
vorsieht, ist das „Gesamtpaket“ des 
Entgelts so konstruiert. Der Gläubiger 
kann nicht beanspruchen, dass ein für 
ihn lukrativeres, aber vom Arbeitneh-
mer abgewähltes Tarifmodell fingiert 
wird.

Fazit und Ausblick  
für die Praxis

Die von Scheuring und dem BAG ver-
tretene strenge Linie verkennt, dass 
es sich bei § 29a TVöD um ein tarif-
lich implementiertes, vorgelagertes 
Struktur- und Wahlrecht handelt und 
der pfändbare Entgeltstrom über die 
Freistellungstage vollständig gewahrt 
bleibt.

Für die Entgeltabrechnung bedeutet 
dies: Entgegen der restriktiven Kom-
mentierung spricht das stärkere Ge-
wicht der Argumente dafür, dass 
Beschäftigte Tauschtage auch bei lau-
fenden Pfändungen oder Abtretun-
gen wirksam beantragen können. Die 
Pfändung greift in der Folge schlicht 
auf die an den Tauschtagen fließenden 
Entgeltzahlungen über.

Dass es sich hierbei um ein branchen-
übergreifendes Phänomen der mo-
dernen Tarifpolitik handelt, zeigt 

sich exemplarisch auch in der Pri-
vatwirtschaft: So findet sich eine 
vergleichbare Strukturdiskussion bei-
spielsweise bei der Umwandlung des 
Tariflichen Zusatzgeldes (T-ZUG) in 
Freistellungstage nach den Metall- 
und Elektrotarifverträgen (z. B. im Be-
zirk Bayern/Baden-Württemberg).

Nach hier vertretener Auffassung ist 
die Umwandlung der Jahressonder-
zahlung in Tauschtage auch bei beste-
hender Pfändung pfändungsrechtlich 
zulässig. Maßgeblich sind dabei insbe-
sondere der Charakter des § 29a TVöD 
als tariflich eingeräumtes Gestaltungs-
recht, die fehlende Überführung des 
Umwandlungsbetrags in eine dem 
Gläubigerzugriff entzogene Vermö-
gensposition und der Umstand, dass 
das auf die Tauschtage entfallende 
Entgelt seinerseits dem Pfändungszu-
griff unterliegt.

Hinweis für die Praxis
Während für d)ie klassische Lohn-
pfändung die vorgelagerte Frist-
wahrung den Vorrang hat, wirft 
die Konstellation bei einer bereits 
eröffneten Privatinsolvenz oder 
rechtsgeschäftlichen Abtretung (ins-
besondere bei nachträglichen Erklä-
rungen des Schuldners) nochmals 
differenzierte Fragen zum Verfü-
gungsverbot auf, dies bleibt einem 
gesonderten Folgebeitrag in der 
nächsten Ausgabe vorbehalten.	 ■

Frank Müller, Betriebswirt (VWA), BDSF-
geprüfter Sachverständiger für  
Entgeltabrechnung und Lohn-/Gehalts-
pfändung sowie personenzertifiziert 
nach DIN EN ISO/IEC 17024 durch Euro-
pean Certification CYF (EUcert, Wales), 
frag-den-mueller.de
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Sachverhalt: Zuschuss während der Wiedereingliederung
Ein Mitarbeiter ist seit längerer Zeit arbeitsunfähig und bezieht Krankengeld. Nun soll er im Rahmen einer stufenweisen 
Wiedereingliederung seine Tätigkeit schrittweise wieder aufnehmen. Wir möchten ihn während dieser Zeit finanziell un-
terstützen und ihm freiwillig einen Zuschuss zahlen.

Für unsere Entgeltabrechnung stellt sich die Frage, wie wir diese Zahlung beitragsrechtlich behandeln müssen. Insbeson-
dere möchten wir wissen, unter welchen Voraussetzungen ein Krankengeldzuschuss vorliegt und wann eine Zahlung als 
Arbeitsentgelt einzuordnen ist. Auch die Anwendung der 50-Euro-Freigrenze, mögliche Auswirkungen auf die Rentenan-
wartschaften und der Umgang mit einmaligen Zuwendungen sind für uns relevant. Dazu haben wir einige Fragen.

Fragen an den Experten:

1.	� Wie ist der freiwillige Zuschuss beitragsrechtlich zu behandeln? Welche Voraussetzungen muss ein „echter“ Kranken-
geldzuschuss erfüllen, und wie grenzen wir ihn von Arbeitsentgelt ab?

2.	Wie wenden wir die 50-Euro-Freigrenze an, und welches Nettoarbeitsentgelt ist für den Vergleich maßgeblich?

3.	Wie behandeln wir laufende Entgeltbestandteile und einmalige Zuwendungen während dieser Zeit?

4.	Wirkt sich der Krankengeldzuschuss auf die Rentenanwartschaften des Mitarbeiters aus?

Beitragsrechtliche Einordnung des Zuschusses

Der freiwillige Zuschuss während der stufenweisen Wiedereingliederung ist abrechnungstechnisch davon abhängig, ob er 
als Arbeitsentgelt oder als Leistung „für Zeiten des Bezugs von Sozialleistungen“ gilt.

Nach § 74 Sozialgesetzbuch (SGB) V erfolgt die stufenweise Wiedereingliederung während bestehender Arbeitsunfähigkeit; 
der Arzt bescheinigt Art und Umfang der möglichen Tätigkeit. In dieser Phase kann der Mitarbeiter also zugleich Sozialleis-
tungen (insbesondere Krankengeld) beziehen.

Für solche Zeiten regelt § 23c SGB IV, wie arbeitgeberseitige Leistungen beitragsrechtlich zu behandeln sind. Zuschüsse, 
die nur für Zeiten der Arbeitsunfähigkeit bzw. des Sozialleistungsbezugs gewährt werden, sollen grundsätzlich nicht in die 
Berechnungsgrundlage späterer Sozialleistungen einfließen. Sie sind – im Rahmen der dort beschriebenen Freigrenze von 
50 Euro – beitragsfrei, sofern sie nicht als Arbeitsentgelt im Zusammenhang mit einer tatsächlichen Beschäftigung zu qua-
lifizieren sind.

Ein „echter“ Krankengeldzuschuss im Sinne des § 23c SGB IV liegt vor, wenn er ausschließlich für Zeiten des Bezugs von 
Krankengeld oder anderer Sozialleistungen wegen Arbeitsunfähigkeit gewährt wird, also gerade an die Arbeitsunfähig-
keit bzw. den Sozialleistungsbezug anknüpft und nicht in die Bemessungsgrundlage späterer Sozialleistungen einfließen 
soll. Er darf keinen Entgeltcharakter für tatsächlich geleistete Arbeit haben, sondern ist eine Zusatzleistung „für Zeiten der 
Arbeitsunfähigkeit“.

Die entscheidende Abgrenzung während der stufenweisen Wiedereingliederung: § 23c SGB IV gilt nicht für Arbeitsentgelt 
aus einer während des Sozialleistungsbezugs tatsächlich ausgeübten Beschäftigung, etwa bei Wiedereingliederung. Lau-
fendes Entgelt und typische Entgeltbestandteile, die im Zusammenhang mit dieser tatsächlichen Tätigkeit stehen, sind 
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dem Arbeitsentgelt zuzurechnen und voll beitragspflichtig. Nur zusätzliche Leistungen, die gerade nicht Entgelt für die 
ausgeübte Tätigkeit sind, sondern an den Sozialleistungsbezug anknüpfen, können unter § 23c SGB IV mit Sozialversiche-
rungs-Freibetrag (SV-Freibetrag)und 50-Euro-Freigrenze fallen.

Praktische Beispiele zur Abgrenzung: Zahlt der Arbeitgeber während einer reinen Arbeitsunfähigkeit einen Zuschuss, 
damit der Arbeitnehmer zusammen mit dem Krankengeld näher an sein früheres Netto herankommt, ist dies ein Kran-
kengeldzuschuss nach § 23c SGBIV. Diese Leistung ist, bis zum Nettoarbeitsentgelt plus 50-Euro-Freigrenze, nicht bei-
tragspflichtig und erhöht insbesondere nicht die Bemessungsgrundlage späterer Sozialleistungen wie Renten. Nimmt 
der Arbeitnehmer dagegen im Rahmen der stufenweisen Wiedereingliederung tatsächlich eine Beschäftigung auf, so 
findet § 23c SGB IV auf das daraus erzielte Arbeitsentgelt keine Anwendung; alle laufenden, entgelttypischen Zahlun-
gen sind dem Arbeitsentgelt zuzurechnen und voll beitragspflichtig.

Anwendung der 50-Euro-Freigrenze (Bagatellgrenze)

Die 50-Euro-Freigrenze nach § 23c SGB IV wird monatsbezogen und für alle laufend gezahlten Arbeitgeberleistungen ge-
meinsam geprüft. Laufende Leistungen für Zeiten des Sozialleistungsbezugs sind bis zum Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt 
beitragsfrei (SV-Freibetrag). Erst der darüber hinausgehende Teil wird beitragspflichtig, wenn er im Monat mehr als 50 Euro 
übersteigt. Maßgeblich sind dabei die Netto-Sozialleistung und die Bruttozahlungen des Arbeitgebers, alle laufenden Leis-
tungen sind zusammenzurechnen. Nur wenn sie den SV-Freibetrag plus 50 Euro übersteigen, entsteht eine beitragspflich-
tige Einnahme. Leistungen bis insgesamt 50 Euro monatlich bleiben generell beitragsfrei.

Das maßgebliche Nettoarbeitsentgelt im Sinne des § 47 SGB V ist der Netto-Vergleichswert aus dem früheren Arbeitsent-
gelt, der der Berechnung der Sozialleistung zugrunde liegt. § 23c SGB IV knüpft daran an: Arbeitgeberleistungen gelten 
nicht als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt, wenn sie zusammen mit der Sozialleistung dieses Nettoarbeitsentgelt um nicht 
mehr als 50 Euro übersteigen.

Bei freiwillig gesetzlich oder privat Krankenversicherten werden zur Ermittlung dieses Nettoarbeitsentgelts die jeweiligen 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung in der beschriebenen Weise abgezogen; bei von der Rentenversicherungs-
pflicht Befreiten sind die berufsständischen Pflichtbeiträge entsprechend zu berücksichtigen.

Laufende Leistungen und einmalige Zuwendungen

Typische laufende Arbeitgeberleistungen, die als Zusatzleistungen „für Zeiten des Bezugs von Sozialleistungen“ behandelt 
werden, sind Zuschüsse zum Krankengeld oder Krankentagegeld sowie sonstige laufende Zahlungen, die gerade nicht Ent-
gelt für tatsächlich geleistete Arbeit sind, sondern nur diese Zeit der Arbeitsunfähigkeit oder des Bezugs anderer Entgelt-
ersatzleistungen überbrücken sollen. Sie werden beitragsfrei belassen, soweit sie zusammen mit der Sozialleistung das 
maßgebliche Nettoarbeitsentgelt um nicht mehr als 50 Euro übersteigen.

Während einer tatsächlich ausgeübten Beschäftigung im Rahmen der stufenweisen Wiedereingliederung findet § 23c SGB 
IV auf das daraus erzielte Arbeitsentgelt keine Anwendung. Alle laufenden Leistungen, die üblicherweise in einem Be-
schäftigungsverhältnis anfallen können, sind dem tatsächlichen Arbeitsentgelt hinzuzurechnen und unterliegen in vollem 
Umfang der Beitragspflicht. Dazu zählen typischerweise laufende Entgeltbestandteile im Sinne des § 14 SGB IV, also alle 
laufenden Einnahmen aus der Beschäftigung, unabhängig von Bezeichnung oder Rechtsanspruch.

Einmalige Zuwendungen des Arbeitgebers während des Bezugs von Krankengeld werden beitragsrechtlich nicht nach 
§ 23c, sondern nach § 23a SGB IV behandelt. § 23c erfasst nur laufende Leistungen für Zeiten des Bezugs der genannten So-
zialleistungen; auf einmalig gezahltes Arbeitsentgelt findet § 23a SGB IV Anwendung. Die Abgrenzung erfolgt danach, ob 
die Leistung „laufend“ für diese Zeit gewährt wird oder ob es sich um eine einmalige Zahlung handelt.

Auswirkungen auf die Rentenanwartschaften

Krankengeldzuschüsse und sonstige Arbeitgeberleistungen für Zeiten des Bezugs von Entgeltersatzleistungen gelten nach 
§ 23c SGB IV nicht als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt, soweit sie zusammen mit der Sozialleistung das Nettoarbeitsent-
gelt um nicht mehr als 50 Euro übersteigen. Damit fließen diese Zusatzleistungen gerade nicht in die beitragspflichtige 
Einnahme ein und erhöhen die Bemessungsgrundlage späterer Sozialleistungen, insbesondere der Rentenversicherung, 
nicht. Der Gesetzgeber wollte ausdrücklich verhindern, dass solche nur für Zeiten der Arbeitsunfähigkeit gewährten Zu-
satzleistungen zu höheren Rentenanwartschaften führen.	 ■
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Psychische Gesundheit: Wegsehen kostet

Von allen „guten Geistern“ 
verlassen?
Das berühmte Zitat „Ein gesunder Geist in einem gesunden Körper“ (Mens sana in 
corpore sano) stammt ursprünglich vom römischen Dichter Juvenal. Die Wechsel-
wirkung zwischen körperlicher Fitness und mentalem Wohlbefinden ist längst wis-
senschaftlich fundiert: Bewegung und eine gesunde Lebensweise fördern direkt die 
kognitive Leistungsfähigkeit, die Stimmung und die Stressresistenz.

Das sind Weisheiten, die bereits 
seit dem Altertum bekannt 
sind. Aber längst wissen wir 

ebenso, dass es unbedingt auch anders 
herum gedeutet und gedacht mindes-
tens ebenso relevant ist, auf die men-
tale Gesundheit zu achten. Müsste es 
in Bezug auf die massiven Ausfälle von 
Arbeitskräften aufgrund von hohen 
Krankenquoten durch psychische Ur-
sachen nicht heißen: „ein gesunder 
Körper durch einen gesunden Geist“ 

(Corpus sanum per mentem sanam)? 
Und wie sollte die Wirtschaft ganz 
dringend noch mehr darauf reagieren?

Kluger Kampf den 
Krankenquoten?

Es ist längst ein bekanntes Phänomen 
und Paradoxon in der deutschen Ar-
beitswelt: Krankenkassenberichte, wie 
etwa der aktuelle Fehlzeiten-Report 
der AOK oder der DAK-Psychreport zei-

gen auf, dass Jahr für Jahr psychische 
Erkrankungen für einen massiven Teil 
der Fehltage verantwortlich sind und 
die Fallzahlen sogar kontinuierlich an-
steigen. Das hohe Niveau der Fehltage 
aufgrund psychischer Erkrankungen 
ist weiterhin eine der auffälligsten 
Entwicklungen in Bezug auf die Kran-
kenstandskennziffern der vergange-
nen Jahre. Und trotzdem stoßen die 
dringend erforderlichen strukturel-
len Veränderungen in vielen Betrie-
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ben immer noch auf zähen – und auch 
kontraproduktiven – Widerstand.

Immer noch ein klassischer 
Karriere-Killer?

Die meisten Unternehmen konzent-
rieren sich im Management weiterhin 
oft auf die schnellen Kurzzeit-Erkran-
kungen: Seit der Einführung der elek-
tronischen Krankschreibung (eAU) 
ist der bürokratische Aufwand für 
Kurzerkrankungen gesunken, was 
statistisch zu mehr gemeldeten Kurz-
zeitausfällen führt, aber gerade die 
Langzeitausfälle führen zu viel tief-
greifenderen und teureren Problemen. 
In vielen Branchen gelten psychische 
Beeinträchtigungen noch immer als 
Karriere-Killer, weil sie als Schwä-
che stigmatisiert werden. Wenn sich 
das nicht grundlegend ändert und 
verbessert, dann drohen auch die ge-
troffenen Maßnahmen zu sehr an der 
„Oberfläche zu verpuffen“.

Falsches Fischen im Trüben?

Weil Mitarbeitende sich sonst meist 
unter Rechtfertigungsdruck gesetzt 
sehen, tarnen sie psychische Belas-

tungssymptome oder Erkrankungen 
bei Krankmeldungen oft als körperli-
che Beschwerden (z. B. Rückenschmer-
zen, Magenprobleme), wodurch die 
wahren Ursachen für das Unterneh-
men oft unsichtbar und damit unbe-
rechenbar bleiben. Andererseits gibt 
es auch neue Berufsbilder und Trends 
im Unternehmen. Um dieser Entwick-
lung entgegenzusteuern, reichen die 
Aufgaben und Einsatzgebiete des klas-
sischen Betriebsarztes oder der Fach-
kraft für Arbeitssicherheit längst nicht 
mehr aus. Es haben sich daraufhin 
– meist in größeren Unternehmen – 
bereits professionalisierte Berufsbilder 
und Rollen etabliert, welche auch noch 
entsprechend den heutigen Anforde-
rungen weiterentwickelt wurden.

Einfach ein besseres  
Feelgood , oder Wellbeing 
Management?

Natürlich sind bereits vorbeugende 
Maßnahmen  zum Beispiel durch so-
genannte Feelgood oder Employee 
Wellbeing Manager,  wie man sie ins-
besondere aus der Tech-Branche, im 
Dienstleistungssektor und in größe-
ren und modernen Konzernen kennt, 

wichtig. Die Feelgood Manager, die 
noch vor kurzem als Bespaßer mit 
„Obstkorb und Kicker“-Benefits belä-
chelt wurden, legen ihren Fokus be-
reits deutlich mehr auf Aspekte der 
psychologischen Sicherheit am Ar-
beitsplatz, auf die Gestaltung einer 
gesunden Feedback- und Fehler-
kultur sowie die Optimierung von 
New-Work- oder Remote-Work-Bedin-
gungen. Die fröhliche und euphorische 
„heile Welt-Arbeitsplatz-Inszenierung“ 
hat sich zu einem deutlich problem-
bewussteren „Setting“ gewandelt, in 
dem auch mögliche digitale Überfor-
derung oder damit einhergehende 
Homeoffice-Belastungen Eingang in 
die Konzepte und Maßnahmenkata-
loge gefunden haben.

Lässt sich alles „errechnen“?

Ebenso haben sich die Aufgaben der 
Manager für das Betriebliche Gesund-
heitsmanagement (BGM) in der letzten 
Zeit von der Zusammenstellung eines 
Health-Benefits-Katalogs für das Re-
cruiting-Marketing und dem weiteren 
Schwerpunkt der Event-Organisation 
(wie dem jährlichen „Gesundheitstag“) 
zu einer strategischen Schnittstelle 
zwischen dem Personalwesen und der 
Unternehmensführung entwickelt. 
Die Strategie geht jetzt immer mehr 
in Richtung der Steuerung der gesetz-
lichen psychischen Gefährdungsbe-
urteilung und hin zur Konzeption der 
langfristig erforderlichen Arbeitsbe-
dingungs- und Kulturveränderungen. 
Die Erhebungen erfolgen dabei haupt-
sächlich datenbasiert (durch Analyse 
der anonymisierte Fehlzeitenreports), 
um den wirtschaftlichen Nutzen ge-
sunder Arbeit nachzuweisen und den 
Return on Investment (ROI) sicherzu-
stellen.

Immerhin Notfalllösungen?

Dies alles sind zwar durchaus gute, 
vernünftige Maßnahmen und ein 
wirtschaftlich wirklich wichtiger Ein-
satz, um die finanziellen Auswirkun-
gen einzudämmen. Weiterhin auf sich 
gestellt bleiben und nicht erreicht 
werden Menschen in tiefgreifenden 
persönlichen Notlagen, mit erhebli-
chen gesundheitlichen Auswirkungen 
bis hin zu existenziellen Krisen und 
damit einhergehenden Zusammen-
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brüchen. Analog zu den klassischen 
Ersthelfern für Unfälle werden daher 
immer mehr normale Angestellte zu 
„Mental Health First Aidern“ ausge-
bildet. Solche „betrieblichen Ersthel-
fer für die psychische Gesundheit“ sind 
keine Therapeuten, aber sie sind da-
rauf geschult, Warnsignale wie Leis-
tungsabfall, extreme Gereiztheit oder 
Anzeichen für einen sozialer Rückzug 
bei Kollegen frühzeitig zu erkennen. 
Sie sind ausgebildet und angehalten, 
das Thema empathisch und ohne Vor-
urteile anzusprechen und Betroffene 
an professionelle Hilfsangebote heran-
zuführen, wie den Betriebsarzt (sofern 
vorhanden) oder externe Beratungs-
stellen und Hilfsmöglichkeiten.

Anliegen, die endlich ernst 
genommen werden?

Da längst nicht alle Unternehmen 
so etwas betriebsintern anbieten 
bzw. implementieren können, holen 
sich diese immerhin externe Un-
terstützung durch Employee Assis-
tance Programs (EAP) für die direkte 
Intervention durch spezialisierte 
Dienstleister. Da diese „EAPs“ den Mit-
arbeitenden eine vollkommen ano-
nyme Hilfe anbieten, bis hin zu einer 

rund um die Uhr erreichbaren Hot-
line für die psychologische Beratung, 
Krisenintervention oder auch einer 
weitreichenderen Unterstützung bei 
privaten Problemen (wie die Pflege 
von Angehörigen, Probleme rund um 
die Ehe oder Kinderbetreuung oder 
Schulden usw.), werden diese Ange-
bote durchaus gern angenommen. 
Dies geschieht besonders dann, wenn 
die Anonymität glaubhaft gewährt 
bleibt. Und da der Arbeitgeber keines-
falls erfährt, wer aus welchem Grund 
das Angebot in Anspruch nimmt, ist 
die Hemmschwelle für die Beschäf-
tigten hier extrem niedrig. Wer den 
Kopf „wieder“ freier hat und seine see-
lischen Belastungen und den damit 
einhergehenden Druck wieder ver-
mindert hat, kann deutlich schnell und 
einfacher wieder zu seiner ursprüngli-
chen Arbeitsleistung zurückkehren.

Fazit
Es ist ein „offenes Geheimnis“, dass 
sowohl die Ursachen für hohe Kran-
kenquoten aufgrund (versteckter) 
psychischer Erkrankungen ebenso 
wie die Hebel dafür längst bekannt 
sind. Wo früher weggeschaut wurde, 

zwingt der massive Fachkräfteman-
gel Unternehmen zunehmend zum 
Umdenken, trotzdem bleiben die 
Zahlen weiterhin fast „ungebrochen 
hoch“. Wer Arbeitsbedingungen 
nicht psychisch gesund gestaltet, 
für den wird es bitter – am Ende be-
zahlen nicht nur die Menschen mit 
ihrer Gesundheit. Der Firma fehlt die 
nicht erbrachte Leistung, womöglich 
verliert sie auch Mitarbeitende an 
die Konkurrenz – ein Preis, der die 
Unternehmen in Zeiten von Fach-
kräftemangel besonders teuer zu 
stehen kommt. Sind wir also weiter-
hin viel zu sehr „von allen guten 
Geistern verlassen“, weil wir uns auf 
die falsche Art und Weise immer 
noch nicht weitreichend genug 
auf die Auswirkung und die Ursa-
chenbekämpfung von psychischen 
Erkrankungen im Arbeitsumfeld ein-
lassen und daraus immer noch nicht 
die richtigen bzw. entscheidenden 
Schlüsse ziehen?	 ■

Dr. Silvija Franjic,  
Jobcoach und Fachredakteurin
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Gemeinsam sicher  
durch die Entgeltabrechnung

Aktuelle Termine  
ARGE 6 13 .–14 .10.2026 in Berlin
ARGE süd–west 13 .–14 .10.2026 in Frankfurt/M.
ARGE süd 20.–21 .10.2026 in München
ARGE öD süd 22 .–23 .10.2026 in München
ARGE 5 27.–28 .10.2026 in Dresden
ARGE west 05.–06.11.2026 in Köln
ARGE SAP I 05.–06.11.2026 in Mannheim
ARGE SAP II 12 .–13 .11 .2026 in Mannheim

Werden Sie 
Teil unserer 
Community

competence center
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ARBEITSGEMEINSCHAFT IN DER ENTGELTABRECHNUNG:
■ persönliches Netzwerk
■ vertraulicher, fachlicher Austausch
■ Informationen aus erster Hand

■ seit über 40 Jahren etabliert
■ 1.200 Teilnehmer bundesweit

Weitere Infos unter: datakontext.com/argen
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Die Belastbarkeit einer Organisation

Resilienz ist kein 
Persönlichkeitstest
„Unsere Mitarbeiter müssen resilienter werden.“ Kaum ein Satz klingt in der moder-
nen Arbeitswelt gleichzeitig so vernünftig – und kann doch so leicht am eigentlichen 
Problem vorbeiführen. Die Arbeitswelt verändert sich mit hoher Geschwindigkeit. 
Digitalisierung und künstliche Intelligenz (KI) verändern Tätigkeiten, der Fachkräfte-
mangel erhöht den Druck auf bestehende Teams – sich zu transformieren, ist vie-
lerorts längst kein Projekt mehr, sondern ein Dauerzustand. Menschen brauchen 
deshalb zweifellos die Fähigkeit, mit Belastung, Unsicherheit und Veränderung um-
zugehen.

Doch was passiert, wenn aus 
dieser Erkenntnis die fal-
sche Schlussfolgerung gezo-

gen wird? Dann lautet die Antwort 
auf steigende Arbeitsbelastung plötz-
lich: mehr Resilienztraining. Auf Über-
forderung folgt ein Achtsamkeitskurs. 
Auf Personalmangel ein Stressma-
nagement-Seminar. Auf permanente 
Veränderung ein Workshop zur men-
talen Widerstandsfähigkeit.

Mensch oder Organisation – 
wo ansetzen in Sachen 
Resilienz?

Das kann sinnvoll sein. Es reicht aber 
nicht. Denn eine entscheidende Frage 
stellen Unternehmen dabei häufig 
nicht: Wie resilient muss ein Mensch 
eigentlich sein, wenn die Organi-
sation dauerhaft mehr Belastung 
produziert, als gesund bewältigt wer-
den kann? Der Mensch ist nicht das 
schwächste Glied. Resilienz wird häu-
fig als persönliche Eigenschaft ver-
standen. Manche Menschen scheinen 
Krisen leichter wegzustecken, bleiben 
auch unter Druck handlungsfähig und 
finden schneller in ein Gleichgewicht 
zurück. Diese individuelle Wider-
standsfähigkeit ist wertvoll. Unter-
nehmen können ihre Beschäftigten 
dabei unterstützen, Ressourcen aufzu-
bauen, Stress besser zu regulieren und 
mit Veränderungen konstruktiv um-
zugehen. Aber daraus darf nicht die 

Vorstellung entstehen, jeder Mensch 
müsse lediglich ausreichend „resilient“ 
gemacht werden, damit jede Arbeits-
organisation funktioniert. Denn auch 
ein sehr belastbarer Mensch hat Gren-
zen.

Wenn ein Team dauerhaft unterbe-
setzt ist, Prioritäten ständig wechseln, 
Erreichbarkeit zur Selbstverständlich-
keit wird und Aufgaben sich schneller 
vermehren als Ressourcen, dann ist ir-
gendwann nicht mehr die individuelle 
Belastbarkeit die entscheidende Varia-
ble. Dann ist es eine Frage der Arbeits-
gestaltung. Und genau hier beginnt 
organisationale Resilienz.

Wann das Unternehmen  
als Organisation gefragt ist

Organisationale Resilienz beschreibt 
die Fähigkeit eines Unternehmens, mit 
Krisen, Veränderungen und Belastun-
gen umzugehen und dabei handlungs-
fähig zu bleiben. Das klingt zunächst 
abstrakt. Im Arbeitsalltag ist es jedoch 
erstaunlich konkret. Eine resiliente 
Organisation erkennt beispielsweise 
frühzeitig, wenn ein Team dauerhaft 
an seine Grenzen kommt. Sie verfügt 
über Strukturen, die auch bei Ausfäl-
len funktionieren. Sie kann Prioritäten 
setzen, statt immer neue Aufgaben auf 
bestehende Aufgaben zu stapeln. Sie 
schafft Kommunikationswege, über 
die Probleme früh angesprochen wer-

den. Und sie betrachtet Gesundheit 
nicht als private Angelegenheit des 
einzelnen Mitarbeiters, sondern auch 
als Ergebnis der Bedingungen, unter 
denen Arbeit stattfindet. Das bedeutet 
nicht, dass Unternehmen für jede Er-
krankung verantwortlich sind. Es be-
deutet aber, Verantwortung dort zu 
übernehmen, wo sie tatsächlich hin-
gehört. Nicht jede Krankheit hat eine 
betriebliche Ursache. Aber jede Orga-
nisation kann beeinflussen, wie mit 
Gesundheit, Belastung und Krankheit 
umgegangen wird.

Der gefährliche Irrtum vom 
„belastbaren Mitarbeiter“

Besonders leistungsfähige Mitarbei-
ter machen es Unternehmen manch-
mal schwer, Probleme rechtzeitig zu 
erkennen. Sie übernehmen zusätzli-
che Aufgaben. Sie springen ein, wenn 
Kollegen ausfallen. Sie beantworten 
E‑Mails am Abend. Sie bleiben länger. 
Sie sagen häufig: „Kein Problem, ich 
mache das.“ Für die Organisation sieht 
das zunächst nach Stabilität aus. Doch 
genau da verbirgt sich eine Gefahr. 
Denn individuelle Leistungsbereit-
schaft kann strukturelle Schwächen 
über lange Zeit verdecken. Der Perso-
nalmangel fällt nicht auf, weil jemand 
ihn kompensiert. Die schlechte Pro-
zessorganisation fällt nicht auf, weil 
jemand improvisiert. Die fehlende 
Priorisierung fällt nicht auf, weil je-
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mand alles gleichzeitig erledigt. Bis 
dieser Mensch irgendwann selbst aus-
fällt. Dann wird sichtbar, was vorher 
unsichtbar war. Die Organisation war 
nicht resilient: Sie hatte lediglich einen 
besonders belastbaren Menschen.

Fehlzeiten sind mehr  
als eine Kennzahl

Damit verändert sich auch der Blick 
auf das Fehlzeitenmanagement. Na-
türlich müssen Unternehmen Ausfälle 
organisieren. Fehlzeiten verursachen 
Kosten, verändern Arbeitsabläufe und 
belasten Teams. Ein professionelles 
Fehlzeitenmanagement ist deshalb ein 
wichtiger Bestandteil moderner Per-
sonalarbeit. Doch Fehlzeiten sollten 
nicht ausschließlich als Zahl betrachtet 
werden, die möglichst niedrig gehal-
ten werden muss. Sie können auch ein 
Signal sein. Nicht im Sinne einer vor-
schnellen Diagnose: Hohe Fehlzeiten 
bedeuten nicht automatisch schlechte 
Führung oder schlechte Arbeitsbedin-
gungen.

Aber sie können Anlass für Fragen 
sein:

•	Was passiert in diesem Bereich?
•	Warum häufen sich Ausfälle in 

einem bestimmten Team?
•	Warum verlassen gerade dort beson-

ders viele Mitarbeiter das Unterneh-
men?

•	Warum treten Überlastung und Kon-
flikte immer wieder an denselben 
Stellen auf?

•	Und vor allem: Was lernen wir aus 
den Erfahrungen der Menschen, die 
zurückkehren?

Damit wird Fehlzeitenmanagement 
mehr als Verwaltung. Es wird zu 
einem Instrument organisationalen 
Lernens. Die Rückkehr ist ein unter-
schätzter Moment. Besonders deutlich 
wird das bei längeren Erkrankungen. 
Mit dem Ende der Arbeitsunfähigkeit 
endet nicht automatisch die Belas-
tungssituation des Menschen. Jemand 
kann wieder arbeitsfähig sein und 
trotzdem Zeit benötigen, um nach län-
gerer Abwesenheit wieder Sicherheit, 

Routine und Belastbarkeit aufzubauen. 
Genau deshalb ist die Rückkehr an den 
Arbeitsplatz ein entscheidender Mo-
ment für die Gesundheitskultur eines 
Unternehmens. Ein Unternehmen 
kann dabei zwei sehr unterschiedliche 
Signale senden.

Das eine lautet:

„Schön, dass du wieder da bist. Dann 
kann es ja wieder genauso weiterge-
hen.“

Das andere lautet:

„Schön, dass du wieder da bist. Lass 
uns schauen, wie wir einen guten und 
nachhaltigen Wiedereinstieg gestal-
ten.“

Der Unterschied ist klein im 
Satz, aber groß in der Wirkung

Eine gute Rückkehrkultur bedeutet 
dabei nicht, Mitarbeiter dauerhaft zu 
schonen oder Leistungsanforderungen 
grundsätzlich zu reduzieren. Sie be-
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deutet, den Wiedereinstieg professio-
nell zu gestalten und Belastung nicht 
erst dann zu thematisieren, wenn er-
neut etwas schiefläuft.

Wie belastbar eine Organisation ist, 
zeigt sich besonders dann, wenn die 
Planung nicht mehr aufgeht. Ein 
wichtiger Auftrag kommt hinzu, eine 
Schlüsselposition bleibt unbesetzt oder 
ein neues System verzögert einge-
spielte Abläufe. Entscheidend ist dann, 
wie das Unternehmen seine Arbeit 
anpasst: Welche Aufgaben haben Vor-
rang, welche können warten? Wer 
darf Termine verschieben oder zusätz-
liche Ressourcen freigeben? Können 
andere Beschäftigte auf das notwen-
dige Wissen zugreifen und Aufgaben 
übernehmen? Wenn Zuständigkei-
ten geklärt, Vertretungen vorbereitet 
und Abläufe anpassbar sind, bleibt das 
Unternehmen auch unter Druck hand-
lungsfähig. Müssen dagegen immer 
dieselben Menschen mit Mehrarbeit 
und Improvisation einspringen, hängt 
seine Stabilität weiterhin von der Be-
lastbarkeit Einzelner ab.

Führungskräfte brauchen 
ebenfalls ein resilientes 
System

Dabei wäre es zu einfach, die Verant-
wortung nun allein bei Führungskräf-

ten abzuladen. Auch Führungskräfte 
stehen häufig zwischen widersprüch-
lichen Erwartungen: Sie sollen Leis-
tung sicherstellen, Veränderungen 
umsetzen, Mitarbeiter entwickeln, 
Konflikte lösen, Gesundheit im Blick 
behalten und gleichzeitig selbst mit 
hohem Druck umgehen. Deshalb kann 
gesundheitsorientierte Führung nicht 
allein durch Führungskräftetrainings 
entstehen. Eine Führungskraft kann 
nur begrenzt kompensieren, was 
strukturell nicht funktioniert. Wenn 
Ziele dauerhaft unrealistisch sind, Per-
sonal fehlt oder Prozesse unnötige Be-
lastung erzeugen, stößt auch die beste 
Führung an Grenzen. Organisationale 
Resilienz bedeutet deshalb auch, Füh-
rungskräfte nicht zu Reparaturbetrie-
ben für organisatorische Defizite zu 
machen.

Vier Stellschrauben für mehr 
organisationale Resilienz

Was bedeutet das nun konkret? Vier 
Bereiche sind besonders entscheidend.

1. Arbeitsgestaltung

Sind Arbeitsmengen, Zeit und Res-
sourcen realistisch aufeinander abge-
stimmt? Nicht jede Belastung lässt sich 
vermeiden. Aber unnötige Belastung 
lässt sich häufig reduzieren.

2. Führung

Können Mitarbeiter Belastung, Fehler 
und Konflikte frühzeitig ansprechen? 
Je später Probleme sichtbar werden, 
desto schwieriger wird es, ihnen ent-
gegenzuwirken.

3. Unternehmenskultur

Welche Botschaft sendet die Organi-
sation tatsächlich? Ist es akzeptiert, 
Grenzen zu benennen? Wird Krankheit 
als Teil des Lebens akzeptiert? Oder 
gilt nur derjenige als engagiert, der 
auch dann funktioniert, wenn er ei-
gentlich nicht mehr kann?

4. Fehlzeiten- und Rückkehr
management

Was passiert vor, während und nach 
einer längeren Abwesenheit? Wird le-
diglich die Abwesenheit verwaltet – 
oder wird die Rückkehr als Teil einer 
nachhaltigen Gesundheitsstrategie 
verstanden?

Diese vier Bereiche greifen ineinander. 
Denn ein Unternehmen kann noch 
so viele Gesundheitsangebote schaf-
fen: Wenn Arbeitsorganisation, Füh-
rung und Kultur gleichzeitig dauerhaft 
Überlastung erzeugen, bleibt Gesund-
heitspolitik an der Oberfläche.

Bi
ld

: t
he

sw
ee

ts
he

ep
/s

to
ck

.a
do

be
.c

om



LOHN+GEHALT Ausgabe 6/2026	 MANAGEMENT    89

Resilienz darf kein Reparatur-
programm für eine schlechte 
Arbeitsorganisation werden

Vielleicht liegt genau hier die wich-
tigste Grenze des Resilienzgedankens. 
Mitarbeiterresilienz darf nicht dazu 
dienen, Organisationsprobleme zu 
kompensieren. Natürlich ist es sinn-
voll, Menschen darin zu stärken, mit 
Belastungen umzugehen. Aber Unter-
nehmen sollten sich gleichzeitig fra-
gen, welche Belastungen überhaupt 
notwendig sind und welche sie selbst 
erzeugen. Denn wenn Mitarbeiter 
immer resilienter werden müssen, 
damit schlechte Prozesse, fehlende 
Ressourcen oder permanente Über-
lastung ausgehalten werden kön-
nen, wird aus Resilienz irgendwann 
keine Stärke mehr. Dann wird sie zur 
Erwartung. Und aus der Erwartung 
entsteht schnell eine neue Form von 
Leistungsdruck: Sei belastbar. Sei fle-
xibel. Sei positiv. Sei anpassungsfähig. 
Komm damit klar.

Das kann nicht die Antwort auf eine 
sich verändernde Arbeitswelt sein. 
Die eigentliche Zukunftsfrage lau-
tet anders: Die Arbeitswelt wird nicht 

weniger dynamisch werden. Unter-
nehmen müssen sich verändern kön-
nen. Mitarbeiter werden mit neuen 
Technologien arbeiten, neue Aufgaben 
übernehmen und immer wieder mit 
Unsicherheit umgehen müssen. Des-
halb brauchen wir Resilienz.

Aber wir sollten sie nicht ausschließ-
lich beim einzelnen Menschen suchen.

Die entscheidende Zukunftsfrage lau-
tet vielmehr: Wie bauen wir Organi-
sationen, die Veränderung aushalten, 
ohne ihre Menschen zu verschleißen? 
Das verlangt einen Perspektivwech-
sel. Weg von der Frage: „Wie machen 
wir unsere Mitarbeiter belastbarer?“ 
Hin zu: „Wie gestalten wir Arbeit so, 
dass Menschen auch unter Belastung 
gesund leistungsfähig bleiben?“ Das 
ist kein Widerspruch zu wirtschaftli-
cher Leistungsfähigkeit. Im Gegenteil. 
Unternehmen, die ihre Mitarbeiter 
dauerhaft überlasten, verlieren ir-
gendwann genau das, was sie eigent-
lich schützen wollten: Erfahrung, 
Motivation, Leistungsfähigkeit und 
Bindung. Gesundheit ist deshalb kein 
Gegenpol zu Leistung. Sie ist eine Vor-
aussetzung für nachhaltige Leistung.

Resilienz beginnt nicht  
beim Mitarbeiter

Vielleicht müssen wir deshalb den Be-
griff Resilienz im Unternehmen neu 
denken. Eine resiliente Organisation 
ist nicht die Organisation, in der alle 
besonders viel aushalten. Sie ist auch 
nicht die Organisation, in der nie je-
mand krank wird, niemals Fehler 
passieren und jede Veränderung rei-
bungslos funktioniert. Eine resiliente 
Organisation ist eine Organisation, die 
Belastung erkennt, bevor sie zum Zu-
sammenbruch wird; die aus Krisen 
lernt; die Ausfälle auffangen kann; die 
Rückkehr professionell begleitet und 
die eigenen Strukturen immer wie-
der kritisch hinterfragt. Und sie weiß: 
Menschen sind keine unbegrenzt be-
lastbaren Ressourcen. Sie sind der 
Kern der Organisation. Deshalb be-
ginnt Resilienz nicht beim Mitarbeiter. 
Sie beginnt bei der Art, wie wir Arbeit 
organisieren.	 ■

Hannah Höschel

Bi
ld

: S
tu

di
o 

Ro
m

an
ti

c/
st

oc
k.

ad
ob

e.
co

m



90    SERVICE� LOHN+GEHALT Ausgabe 6/2026

Payroll-Tools, Module, Add-ons,        

Name/ 
Hersteller des  

Software- 
Produkts

Art des  
Software-
Produkts

Kurzbeschreibung
im  

Einsatz  
seit

Referenzkunden
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Anzahl 
Kunden

Anzahl 
Nutzer

 
 
 

Bremer Rechenzentrum GmbH                             BRZ-HR/            > 250      > 1.000       1972         Add-on, App,     – Standortunabhängiger Webzugriff                              nach                    1–4                   aus nahezu allen Branchen; 
Herr Stephan Flörke                                                   (ADP-Paisy)/                                                              Komponente,     – Zentrale SQL-Datenbank für alle Module               Aufwand              Tage                                 auf Anfrage 
Universitätsallee 5                                                           Bremer                                                                          Modul,           – Navigation über benutzerindiv. Favoriten                       
28359 Bremen                                                                 Rechen-                                                                       Solution,          – Abrechnung nahezu aller Branchen/Tarife  
Tel.: 04 21/2 01 52-34                                                     zentrum                                                                      Template,        – Fachkompetente, feste Ansprechpartner                                                     
E-Mail: stephan.floerke@brz.ag                                                                                                                   Tool, Privat-       – Komfortable Anbindung externer Systeme 
www.brz.ag                                                                                                                                                           wirtschaft, 
                                                                                                                                                                                öffentl. Dienst 

 
 
 

Centric IT Solutions GmbH                                  Centric Audit &     > 550        nicht         2005       Add-on, Tool,      Mit unseren Lösungen beschleunigen                        0,5 Tage                2–3                             Evonik Industries,  
Herr Steven Wernike                                                 Compliances                       relevant                             Privat-            Personalabteilungen ihre Arbeitsabläufe                                                  Tage                                  Clariant AG,  
Schürmannstraße 22a                                                      Tools                                                                        wirtschaft,        durch digitale Prüfprozesse, automatisierte                                                                               AOK Bundesverband  
45136 Essen                                                                                                                                                           öffentlicher       Abläufe und eine höhere Datenqualität                                                                                                             
Tel.: 02 01/7 47 69-0                                                                                                                                                 Dienst            in der Entgeltabrechnung.                                                                                                                                      
E-Mail: info.de@centric.eu                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                      
https://www.centric-hr-solutions.com/                                                                                                                                                                                                                                                                                                                            
 

 
 
 

eurodata AG                                                                    edlohn/           > 1.500   550.000     2005            Solution,          Online-Lohn- und Gehaltsabrechnung                            3–4                 gering:                        ETL Steuerberater,  
Herr Robert Reiter                                                      eurodata AG                        Abrech-                              Privat-            mit Modulen zur digitalen Zusammen-                          Tage                Online-                       weitere auf Anfrage 
Großblittersdorfer Straße 257–259                                                                      nungen/                         wirtschaft        arbeit; ITSG-zertifiziert; elektronische                                                       Schu- 
66119 Saarbrücken                                                                                                       Monat                                                        Datenübertragung; Baulohn möglich;                                                      lungen 
Tel.: 06 81/88 08-0                                                                                                                                                                            mehr als 50 automatische Verfahren; 
E-Mail: edlohn-support@eurodata.de                                                                                                                                      erweiterbar bis zur HR-Komplettlösung 
www.edlohn.de                                                                       
                                                                                                                                

 
 
 

Peras GmbH                                                                      SAP HCM,         > 1.500   mehr als     1980              Modul,           Peras ermöglicht Ihnen ein flexibles                                 1–x                      1–x                              gern auf Anfrage 
Herr Mark Manthei                                                        LogaHR/                           200.000                          Template,         Outsourcing Ihres Abrechnungssystems.                       Tage                  Tage 
Dieselstraße 5                                                                  SAP, P&I                                                                         Privat-            Bei unserem modularen Leistungs- 
76227 Karlsruhe                                                                                                                                                     wirtschaft,        angebot können Sie selbst entscheiden, 
Tel.: 01 51/12 00 80 45                                                                                                                                         öffentlicher       welche Aufgaben Sie an uns delegieren. 
E-Mail: vertrieb@peras.de                                                                                                                                    Dienst            Wir beraten Sie gern. 
https://peras.de                                                                                                                                                                                  
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     Templates, Solutions
Welche Rubriken deckt Ihre Lösung ab? Bitte ordnen Sie Ihre Lösung folgenden Kompetenzen zu
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SonstigeKompatibel mit folgenden 
Standard-Softwaresystemen

 
 
 
                zu allen gängigen                 ✔  ✔  ✔     ✔ ✔ ✔     ✔ ✔ ✔                                               ✔ ✔ ✔ ✔  ✔  ✔ ✔     ✔     ✔ ✔              ✔ ✔     ✔ ✔                       
              Softwaresystemen                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                            
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                             
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                            
                                                                       
                                                                       
 

 
 
 
       SAP HCM for SAP S/4HANA        ✔              ✔ ✔                             Prüfung der Entgeltabrechung     ✔         ✔          ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔                  ✔                  Direkter Absprung aus dem    
                          (H4S4),                                                                                                                   für die gesamte DACH-Region                                                                                                                                                       Centric Cockpit in die digitale  
    SAP SuccessFactors Employee                                                                                          inklusive vorgefertigter Hinweise                                                                                                                                                        Personalakte von Centric 
             Central Payroll (ECP),                                                                                                          und Prüflogiken – auch für                                                                                                                                                                           und aconso 
   SAP HCM, private cloud edition                                                                                                    Personalstammdaten                                                                                                                                                                                            
                            (PCE),                                                                                                                            mit SAP SuccessFactors                                                                                                                                                                                           
              SAP SuccessFactors                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                       
            Employee Central (EC) 

 
 
 
                      auf Anfrage                       ✔     ✔              ✔     ✔                                                        ✔ ✔     ✔ ✔                  ✔                          ✔     ✔                DS-GVO-sichere  
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                Kommunikationsplattform 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
         ATOSS, aconso, ESCRIBA,           ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ ✔                                                            ✔ ✔ ✔ ✔ ✔                  ✔ ✔ ✔ ✔ ✔         ✔     ✔ ✔ 
          SAP SuccessFactors, xft, 
                        Workday 
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alga Unternehmensberatung GmbH                                   Payroll, Personalwesen,                   bundes-              15                auf                       auf                  ✔   ✔   ✔                       ✔   ✔   ✔   ✔   ✔   ✔                ✔   ✔   ✔   ✔          ✔ 
Augustinusstraße 11 A                                                              Zeitwirtschaft, Projektarbeit,                  weit                                 Anfrage              Anfrage 
50226 Frechen                                                                                   Prozessbeschreibung                                                                                                          
Tel.: 03 75/29 17 28                                                                             Seminare, Beratung                                                                                                            
E-Mail: unternehmensberatung                                                                       
E-Mail: @datakontext.com                                                                                                                                                                                                              
www.alga-unternehmensberatung.de 
 

 
 

 
SUMMIT IT CONSULT GmbH                                               Vertrieb, Einführung, Schulung:            EU-weit                                                     expert GmbH,        ✔      ✔                   HR Entgelt,        ✔      ✔                ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔ 
SUMMIT IT RESOURCES GmbH                                           HR Entgelt, PKP, Bewerber-                                                                                          Käfer AG,                                             HR Manager,  
Herr Steyns                                                                                 Weiterbildungsmanagement,                                                                                    Versandhaus                                              HR Zeit, 
Rue de Wattrelos 23                                                                        Personalentwicklung,                                                                                                   Walz,                                                           HR  
52249 Eschweiler                                                                              Seminarverwaltung,                                                                                           IHK Offenbach                                          Consulting, 
Tel.: 0 24 03/9 61 64-11                                                                  Personalzeitwirtschaft,                                                                                                  a. M.,                                                           HR  
E-Mail: l.steyns@summit-it-consult.de                                       -einsatzplanung,                                                                                                   Mosolf SE                                             Recruitment 
www.summit-it-consult.de                                               Betriebsdatenerfassung u.v.m.                                                                                                                                                                    
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alga Unternehmensberatung GmbH                                   Payroll, Personalwesen,                   bundes-              15                auf                       auf                  ✔   ✔   ✔                       ✔   ✔   ✔   ✔   ✔   ✔                ✔   ✔   ✔   ✔          ✔ 
Augustinusstraße 11 A                                                              Zeitwirtschaft, Projektarbeit,                  weit                                 Anfrage              Anfrage 
50226 Frechen                                                                                   Prozessbeschreibung                                                                                                          
Tel.: 03 75/29 17 28                                                                             Seminare, Beratung                                                                                                            
E-Mail: unternehmensberatung                                                                       
E-Mail: @datakontext.com                                                                                                                                                                                                              
www.alga-unternehmensberatung.de 
 

 
 

 
SUMMIT IT CONSULT GmbH                                               Vertrieb, Einführung, Schulung:            EU-weit                                                     expert GmbH,        ✔      ✔                   HR Entgelt,        ✔      ✔                ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔ 
SUMMIT IT RESOURCES GmbH                                           HR Entgelt, PKP, Bewerber-                                                                                          Käfer AG,                                             HR Manager,  
Herr Steyns                                                                                 Weiterbildungsmanagement,                                                                                    Versandhaus                                              HR Zeit, 
Rue de Wattrelos 23                                                                        Personalentwicklung,                                                                                                   Walz,                                                           HR  
52249 Eschweiler                                                                              Seminarverwaltung,                                                                                           IHK Offenbach                                          Consulting, 
Tel.: 0 24 03/9 61 64-11                                                                  Personalzeitwirtschaft,                                                                                                  a. M.,                                                           HR  
E-Mail: l.steyns@summit-it-consult.de                                       -einsatzplanung,                                                                                                   Mosolf SE                                             Recruitment 
www.summit-it-consult.de                                               Betriebsdatenerfassung u.v.m.                                                                                                                                                                    
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Abgedeckte Themengebiete Betreute Module An welchen Zertifizie -
rungen im Bereich Payroll 
haben Ihre Berater erfolg-

reich teilgenommen? 
 

Anzahl der zertifizierten 
Berater

Bermerkungen

ISO
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g

  
 
 
             ✔            ✔   ✔   ✔   ✔                           Industrie, Handel,            ✔   ✔   ✔   ✔   ✔   ✔   ✔   ✔   ✔          ✔   ✔   ✔   ✔   ✔          Abrechnung,                                             
                                                                                                                     Medien, Chemie,                                                                                                                                                                                        Zeitwirtschaft, 
                                                                                                                     ERA/Metall, Bau,                                                                                                                                                                                          Reisekosten, 
                                                                                                                   öffentlicher Dienst                                                                                                                                                                                       Meldewesen 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                             
 
 
  

 
 
 
  ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔      ✔           von den                 Industrie, Handel,            ✔      ✔      ✔      ✔      ✔   ✔      ✔      ✔      ✔      ✔   ✔      ✔      ✔      ✔      ✔           HR Entgelt,                                                                                    Seit über 20 Jahren liefern  
                                                                               unterschied-             Medien, Chemie,                                                                                                                                                                                         HR Manager,                                                                                 wir unseren Kunden für alle 
                                                                                   lichsten                       ERA/Metall,                                                                                                                                                                                                   HR Zeit,                                                                                    Bereiche des Personalwesens 
                                                                                Herstellern             öffentlicher Dienst,                                                                                                                                                                                    HR Reisekosten,                                                                           eine für sie maßgeschneiderte 
                                                                              durch eigene          Zeitarbeit (BZA/IGZ),                                                                                                                                                                               HR Personalkosten-                                                                        Lösung von der Projektierung 
                                                                               Migrations-         alle Tarifvertragsarten                                                                                                                                                                                        planung,                                                                                     über die Umsetzung bis hin  
                                                                                      tools                   außer Baugewerbe                                                                                                                                                                                    HR Recruitment                                                                                            zum Support.  
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Welche Leistungen bieten Sie für ein Internes Kontrollsystem in der  
Entgeltabrechnung an? 

 1. Name des Software-Produkts: 
 

 2. Hersteller des Software-Produkts: 
 

 3. Betriebssysteme: 

 4. Anzahl Installationen: 
 

 5. Wie ist Ihre Softwarelösung konzipiert? 

    – Eigenes Modul 

    – Eine Integration in das Entgeltabrechnungsprogramm 

 6. Wir unterstützen die gesetzlichen Anforderungen von Corporate Governance,  
SOX, Basel II, BilMoG, KonTraG, AO, GoBS etc. 

 7. Wir haben ein Berechtigungskonzept, in dem Benutzer bzw. Benutzergruppen  einzeln 
für die Vorgänge (Erfassen/Ändern/Löschen) berechtigt werden können. 

 8. Es kann eine Übersicht abgerufen werden, aus der ersichtlich ist, welche  Berechtigung 
ein Benutzer hat bzw. Benutzergruppen haben. 

 9. Sämtliche Vorgänge (Erfassen/Ändern/Löschen) werden nach Nutzer, Datum,  Uhrzeit  
und Änderung protokolliert. 

10. In unserem System ist für die Vorgänge (Erfassen/Ändern/Löschen) das 
Vier-Augen-Prinzip möglich. 

11. Folgende Stammdaten werden generell geprüft: 

    – Mitarbeiterstamm 

    – Lohnartenstamm 

    – Krankenkassen 

    – Sonstige:  

12. Die Überprüfung der neu erfassten bzw. geänderten Stammdaten erfolgt  

    – je Datenfeld 

    – je Erfassungsmaske 

    – am Ende der Erfassung/Änderung 

    – durch einen Report 

13. Wir bieten eine Aufstellung aller zahlungsrelevanten Veränderungen zur Vorperiode. 

14. Wir bieten für folgende Prozesse Workflows zur Unterstützung an: 
 
 
 
 
 
 

15. Abrechnungslauf (Bruttoabrechnung)  
Folgende automatische Prüfungen erfolgen im Abrechnungslauf 
 

16. Monatsabschluss (Nettoabrechnung/Endlauf)  
Es ist nicht möglich, einen Monatsabschluss zu starten, wenn unbearbeitete  
Fehler vorhanden sind. 

Folgende automatische Prüfungen erfolgen im Zahlungslauf 
 
 

17. Folgende automatische Prüfungen erfolgen im Zahlungslauf 
 
 

18. Bemerkungen

Centric IT Solutions GmbH 
Herr Steven Wernike 
Schürmannstraße 22a 
45136 Essen 
Tel.: 02 01/7 47 69-0 
E-Mail: info.de@centric.eu 
www.centric.eu/de 
 
 
 

Software 
 

Audit & Compliance Tools 
 

Centric IT Solutions GmbH 
 

SAP HCM S4Hana/H4S4/ECP/PCE 

über 600 
 

 

 

✔ 

✔ 
 

✔ 
 

✔ 

 

✔ 

 

✔ 

 

 

✔ 

✔ 

 

SuccessFactors EC (Employee Central)  

 

✔ 

 

✔ 

✔ 

✔ 

850 Prüfungen im Standard Abrechungsprüfung,  
60 Prüfungen im Standard Stammdatenprüfung,  

30 Prüfungen im Standard Orgmanagement  
 
 
 
 

Abweichungen zum Vormonat, 
Erfassung doppelter Lohnarten, 

Vier-Augen-Prinzip bei Gehaltsänderungen 

 
 
 

Veränderungen zum Vormonat, 
Entstehung von Überzahlungen, 

Nachzahlungen durch Rückrechnungen 

Fehlende Bankverbindung, 
Abweichungen zum Vormonat des  Über -

weisungsbetrags, keine Auszahlung erfolgt 

Anbindung an SuccessFactors EC, ECP und  
PCE möglich, 

integrierte Simulationsfunktion, 
S4Hana, H4S4 lauffähig

IKS in der Entgeltabrechnung
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Welche Leistungen bieten Sie für ein Internes Kontrollsystem in der  
Entgeltabrechnung an? 

 1. Name des Software-Produkts: 
 

 2. Hersteller des Software-Produkts: 
 

 3. Betriebssysteme: 

 4. Anzahl Installationen: 
 

 5. Wie ist Ihre Softwarelösung konzipiert? 

    – Eigenes Modul 

    – Eine Integration in das Entgeltabrechnungsprogramm 

 6. Wir unterstützen die gesetzlichen Anforderungen von Corporate Governance,  
SOX, Basel II, BilMoG, KonTraG, AO, GoBS etc. 

 7. Wir haben ein Berechtigungskonzept, in dem Benutzer bzw. Benutzergruppen  einzeln 
für die Vorgänge (Erfassen/Ändern/Löschen) berechtigt werden können. 

 8. Es kann eine Übersicht abgerufen werden, aus der ersichtlich ist, welche  Berechtigung 
ein Benutzer hat bzw. Benutzergruppen haben. 

 9. Sämtliche Vorgänge (Erfassen/Ändern/Löschen) werden nach Nutzer, Datum,  Uhrzeit  
und Änderung protokolliert. 

10. In unserem System ist für die Vorgänge (Erfassen/Ändern/Löschen) das 
Vier-Augen-Prinzip möglich. 

11. Folgende Stammdaten werden generell geprüft: 

    – Mitarbeiterstamm 

    – Lohnartenstamm 

    – Krankenkassen 

    – Sonstige:  

12. Die Überprüfung der neu erfassten bzw. geänderten Stammdaten erfolgt  

    – je Datenfeld 

    – je Erfassungsmaske 

    – am Ende der Erfassung/Änderung 

    – durch einen Report 

13. Wir bieten eine Aufstellung aller zahlungsrelevanten Veränderungen zur Vorperiode. 

14. Wir bieten für folgende Prozesse Workflows zur Unterstützung an: 
 
 
 
 
 
 

15. Abrechnungslauf (Bruttoabrechnung)  
Folgende automatische Prüfungen erfolgen im Abrechnungslauf 
 

16. Monatsabschluss (Nettoabrechnung/Endlauf)  
Es ist nicht möglich, einen Monatsabschluss zu starten, wenn unbearbeitete  
Fehler vorhanden sind. 

Folgende automatische Prüfungen erfolgen im Zahlungslauf 
 
 

17. Folgende automatische Prüfungen erfolgen im Zahlungslauf 
 
 

18. Bemerkungen

Centric IT Solutions GmbH 
Herr Steven Wernike 
Schürmannstraße 22a 
45136 Essen 
Tel.: 02 01/7 47 69-0 
E-Mail: info.de@centric.eu 
www.centric.eu/de 
 
 
 

Software 
 

Audit & Compliance Tools 
 

Centric IT Solutions GmbH 
 

SAP HCM S4Hana/H4S4/ECP/PCE 

über 600 
 

 

 

✔ 

✔ 
 

✔ 
 

✔ 

 

✔ 

 

✔ 

 

 

✔ 

✔ 

 

SuccessFactors EC (Employee Central)  

 

✔ 

 

✔ 

✔ 

✔ 

850 Prüfungen im Standard Abrechungsprüfung,  
60 Prüfungen im Standard Stammdatenprüfung,  

30 Prüfungen im Standard Orgmanagement  
 
 
 
 

Abweichungen zum Vormonat, 
Erfassung doppelter Lohnarten, 

Vier-Augen-Prinzip bei Gehaltsänderungen 

 
 
 

Veränderungen zum Vormonat, 
Entstehung von Überzahlungen, 

Nachzahlungen durch Rückrechnungen 

Fehlende Bankverbindung, 
Abweichungen zum Vormonat des  Über -

weisungsbetrags, keine Auszahlung erfolgt 

Anbindung an SuccessFactors EC, ECP und  
PCE möglich, 

integrierte Simulationsfunktion, 
S4Hana, H4S4 lauffähig

IKS in der Entgeltabrechnung
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competence center

Internationale Mitarbeitende 
rechtssicher einstellen
Notwendige Grundlagen und aktuelle Entwicklungen

13. Oktober 2026 | online 
4. Februar 2027 | online 
Referentin: Dr. Michaela Felisiak

Schwerpunkte:
✓ Darstellung der grundlegenden Systematik des Arbeitsmigrationsrechts
✓ Überblick über aufenthaltsrechtliche Regelungen sowie Neuerungen

durch das Fachkräfteeinwanderungsgesetz (Schwerpunkt)
✓ Arbeitsrechtliche Aspekte: Worauf ist bei der Anstellung

von ausländischen Fachkräften zu achten?
✓ Wann gelten die Meldevorschriften des Mindestlohnportals?
✓ Sozialversicherungsrechtliche Aspekte

Jetzt anmelden:  
www.datakontext.com/internationale-mitarbeitende
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Aus dem digitalen Nähkästchen: 
Die KI meldet sich zu Wort
Folge: Bitte bleiben Sie belastbar, Ihr Prozess ist es leider nicht

Hallo zusammen, hier spricht 
wieder euer Bytegeist – die 
künstliche Intelligenz, die 

sich fragt, warum ihr für Drucker 
Wartungsverträge abschließt, wäh-
rend Menschen mit dem Hinweis „Du 
musst auch mal auf dich achten“ bis 
zum nächsten Jahresgespräch durch-
halten sollen. Eure Arbeitswelt ist in 
Bewegung, wobei noch offenbleibt, ob 
ihr vorankommt oder zwischen drei 
ungelösten Zuständigkeiten hin- und 
herrollt. Ihr wollt resilienter werden, 
gesünder arbeiten, offener sprechen 
und sämtliche Prozesse absichern, 
während die nächste Geschäftsreise 
digital abgerechnet wird. Ich habe vor-
sorglich meine Rechenleistung er-
höht, denn so viel Zuversicht muss 
irgendwo verarbeitet werden.

Tief durchatmen,  
die Vertretung ist auch krank

Betriebliche Resilienz klingt sympa-
thisch, solange sie bedeutet, dass ein 
Unternehmen auch dann handlungs-
fähig bleibt, wenn etwas anders läuft 
als auf Folie sieben der Strategieprä-
sentation. Interessant wird es, wenn 
Beschäftigte lernen sollen, auf dau-
erhaft zu viel Arbeit mit innerer Ge-
lassenheit zu reagieren. Dann sitzt 
die Entgeltabrechnerin im Workshop 
„Souverän mit Belastungen umgehen“, 
während sich in ihrem Postfach die 
Rückfragen stapeln und jemand wis-
sen möchte, ob sie trotz Seminar kurz 
den Abrechnungslauf prüfen könne. 
Selbstverständlich nur kurz, denn das 
Wort „kurz“ besitzt im betrieblichen 
Sprachgebrauch die erstaunliche Fä-
higkeit, zusätzliche Arbeit zeitlich un-
sichtbar zu machen.

Als KI würde ich bei dauerhafter Über-
lastung zunächst prüfen, ob Kapazitä-
ten, Aufgabenverteilung und Abläufe 
zusammenpassen; bei euch bekommt 

gelegentlich erst einmal der Mensch 
ein Update seiner Atemtechnik. Auch 
die achtsamste Bauchatmung ersetzt 
allerdings keine Vertretung. Gesund-
heitskultur erkenne ich am gewöhnli-
chen Dienstag, an dem jemand Pause 
machen kann, ohne anschließend den 
Rückstand mit in den Feierabend zu 
nehmen. Ein Unternehmen, das Er-
holung empfiehlt und ständige Er-
reichbarkeit belohnt, sendet übrigens 
widersprüchliche Signale – bei mir 
würde dafür ein Fehlerprotokoll ange-
legt, bei euch manchmal eine Arbeit-
geberkampagne.

Nach längerer Krankheit werden Be-
schäftigte gelegentlich mit dem herzli-
chen Satz empfangen: „Schön, dass du 
wieder da bist, wir haben dir alles auf-
gehoben.“ Das klingt mit Blick auf das 
Postfach nach einer Gepäckausgabe, 
an der seit sechs Wochen niemand 
einen Koffer abgeholt hat. Ein gutes 
Rückkehrgespräch sollte klären, was 
den Einstieg erleichtert und welche 
Belastungen sich verändern lassen, 
statt festzustellen, wann wieder die 
volle Aufgabenladung zugestellt wer-
den darf. Ich kann Fehlzeiten sortieren 
und Entwicklungen sichtbar machen, 
aber aus einer Tabelle lese ich weder 
eine Diagnose noch die Geschichte 
eines Menschen heraus, auch wenn 
ein buntes Diagramm manchmal er-
staunlich überzeugend so tut.

Wir möchten eure ehrliche 
Meinung, sofern sie  
ins Konzept passt

Damit Schwierigkeiten auffallen, habt 
ihr den Mitarbeiterdialog erfunden 
und vielerorts ein Befragungssystem 
davorgesetzt. Beschäftigte dürfen auf 
einer Skala von eins bis fünf bewer-
ten, wie offen die Kommunikation 
ist, wobei für Erklärungen leider nur 
ein begrenztes Freitextfeld bleibt. An-

schließend formuliere ich die Antwor-
ten auf Wunsch so freundlich, dass aus 
„Wir wissen nicht mehr, wie wir die 
Arbeit schaffen sollen“ ein „Potenzial 
zur weiteren Optimierung der Res-
sourcensteuerung“ wird. Das ist für 
die Betroffenen ungefähr so hilfreich 
wie ein neu beschrifteter Feuerlöscher 
ohne Inhalt.

Ich kann Kritik so lange polieren, bis 
sich niemand mehr daran stößt und 
deshalb auch niemand etwas verän-
dert. Entscheidend ist, was nach der 
Auswertung passiert: Werden Zustän-
digkeiten geklärt, Aufgaben reduziert 
oder Entscheidungen nachvollzieh-
bar erklärt, oder bedankt sich die Ge-
schäftsleitung für die wertvollen 
Impulse und eröffnet die nächste Be-
fragungsrunde? Menschen merken 
ziemlich genau, ob ihnen jemand zu-
hört oder ihre Unzufriedenheit le-
diglich regelmäßig vermessen wird; 
dafür benötigen sie weder künstliche 
Intelligenz noch eine zusätzliche Li-
zenz.

Die Reise ist digital,  
der Freigebende im Urlaub

Wie belastbar eine Organisation ist, 
zeigt eine Reisekostenabrechnung, die 
liegen bleibt, weil der einzige Frei-
gabeberechtigte gerade an einem Ort 
ohne dienstliches WLAN sitzt. Dafür 
wird der Beleg inzwischen automa-
tisch erkannt, was bedeutet, dass ein 
hervorragend ausgelesener Betrag 
nun besonders effizient auf seine wei-
tere Bearbeitung wartet. Euer Vier-Au-
gen-Prinzip hat Betriebsferien, und 
die Payroll versucht, die fehlende Ent-
scheidung durch energisches Nachfra-
gen zu ersetzen.

Interne Kontrollen klingen selten so 
attraktiv wie New Mobility, können 
aber verhindern, dass jede Abwesen-
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heit zur Gruppenaufgabe mit unbe-
kanntem Lösungsweg wird. Wenn 
alle wissen, wer prüft, wer entschei-
det und wer bei einer Ausnahme über-
nimmt, muss die Organisation ihre 
Stabilität nicht täglich aus dem per-
sönlichen Pflichtgefühl einzelner Be-
schäftigter zusammenbasteln. Ich 
unterstütze euch gern dabei, doppelte 
Belege oder fehlende Angaben aufzu-
spüren, möchte aber ungern zum elek-
tronischen Orakel befördert werden, 
dessen Vorschläge niemand mehr hin-
terfragt. Auch eine KI kann sich irren, 
nur trägt sie dabei keinen Gesichtsaus-
druck, an dem man es rechtzeitig er-
kennen könnte.

Bei der Geschäftsreise 2.0 lassen sich 
Bahn, Hotel und Sharing-Fahrzeug be-
quem per App buchen, während die 
dazugehörigen Informationen nicht 
gemeinsam am Ziel ankommen. Der 

Kollege steht bereits am Flughafen, 
während HR erstmals hört, dass aus 
dem Kundentermin im Ausland ein 
längerer Einsatz geworden ist, und die 
Payroll erhält später einen Belegsta-
pel mit dem Betreff „Müsste eigentlich 
alles passen“. Den Zeitpunkt, an dem 
die zuständigen Menschen hätten ein-
gebunden werden sollen, kann selbst 
ich nicht nachträglich buchen. Die mo-
dernste Form der Mobilität wäre ge-
legentlich, eine wichtige Information 
rechtzeitig von einer Abteilung in die 
andere zu bewegen.

Mein Fazit:  
Auch Prozesse brauchen  
ein Belastungstraining

Eine gesunde Arbeitswelt entsteht 
auch dadurch, dass Menschen sich auf 
Abläufe verlassen können, Kritik Fol-
gen hat und eine Rückkehr nicht sofort 

zur nächsten Belastungsprobe wird. 
Bevor ihr also den nächsten Resilienz-
workshop bestellt, könntet ihr eure 
Organisation einmal fragen, wie sie 
mit Ausfällen, Widerspruch und einer 
Geschäftsreise umgeht, die nicht nach 
Standard verläuft. Falls die Antwort 
lautet „Das fängt bei uns immer Frau 
Schneider auf“, habt ihr immerhin die 
wichtigste Schwachstelle bereits ge-
funden – und hoffentlich die Größe, 
Frau Schneider anschließend eine 
funktionierende Vertretung zu orga-
nisieren, statt ihr noch einen Kurs zur 
Selbstfürsorge zu schenken.

Bis zum nächsten Mal, wenn wir prü-
fen, ob eure Prozesse inzwischen be-
lastbarer sind als die Menschen, die sie 
täglich retten.	 ■

Euer Bytegeist
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Experteninterview:  
Vom Chaos zur Katastrophe?
Warum gute Pflege mehr als Sparprogramme braucht

Personalmangel, erschöpfte Beschäftigte und eine Finanzierung, die vieler-
orts am tatsächlichen Bedarf vorbeigeht: Wie lange kann die Pflege diese Be-
lastungen noch auffangen? Intensivpfleger Christian Fuchs spricht über die 
Folgen einer Politik des Sparens und die Frage, was Pflegekräfte wirklich im 
Beruf hält. Im Mittelpunkt stehen verlässliche Arbeitsbedingungen, der Schutz 
der Beschäftigten sowie eine Versorgung, bei der Patientensicherheit und Men-
schenwürde den Maßstab setzen.

Teilrente als Türöffner zur 
Familienversicherung?
Warum eine kurzfristige Rentenkürzung nicht genügt

Die Altersrente vorübergehend reduzieren und dadurch von der privaten Kran-
kenversicherung in die beitragsfreie Familienversicherung wechseln: Mit die-
ser Gestaltung hat sich das Bundessozialgericht befasst. Entscheidend ist dabei, 
wie sich das Einkommen voraussichtlich längerfristig entwickelt. Der Beitrag 
erläutert die Hintergründe der Entscheidung, veranschaulicht die Grenzen an-
hand von Beispielen und ordnet ein, welche Bedeutung die seit 2026 geltenden 
Regelungen für den Bezug einer Teilrente haben.

GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz:  
Was Payroll jetzt wissen muss
Teil 3: Teilarbeitsunfähigkeit und Familienversicherung im Fokus

Welche Fragen ergeben sich für die Entgeltabrechnung, wenn Beschäftigte 
teilweise arbeitsunfähig sind und Teilkrankengeld beziehen? Im dritten Teil 
unserer Beitragsreihe stehen das Zusammenspiel von Arbeitsentgelt, Ent-
geltfortzahlung und Teilkrankengeld sowie die damit verbundenen Mel-
deverfahren im Mittelpunkt. Darüber hinaus widmet sich der Beitrag dem 
Beitragszuschlag für bestimmte familienversicherte Ehegatten und Lebens-
partner und erläutert, worauf sich Arbeitgeber und Payroll einstellen müssen.
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competence center

Reisekosten & Bewirtung 
sauber abrechnen
Fehler vermeiden und Nachforderungen vorbeugen

27. Oktober 2026 | online | 10:00 Uhr – 14:00 Uhr
Referent: Jan-Philipp Muche

Schwerpunkte:
 ✓ Allgemeinübersicht zum Thema Reisekosten 
 ✓ Aktuelle Rechtsprechung zur ersten Tätigkeitsstätte 
 ✓ Was kann steuerfrei erstattet werden und  
 wie vermeide ich häufige Fehler 
 ✓ Der Bereich der doppelten Haushaltsführung,  
 steuerfreie Grenzen richtig nutzen 
 ✓ Praxisbeispiele: Verpflegungsmehraufwendungen  
 im In- und Ausland 

Jetzt anmelden: www.datakontext.com/reisekosten-bewirtung
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competence center

Jetzt anmelden:  
www.datakontext.com/alga-Regionaltagungen

Sicher in den Jahreswechsel 
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✓ Gesetzesänderungen
✓ Best Practice
✓ Erfahrungsaustausch
✓ Netzwerkbildung
✓ BMF­Schreiben

Schwerpunkte:
Jetzt Platz 

sichern!
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